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Investitionsbank Hessen - Postfach 17 02 28 - 76 Frankfurt ain

Hessischer Landtag
Frau Heike Schnier
Postfach 3240
65022 Wiesbaden

Stellungnahme IBH zur Anhérung »Struktur der
Wirtschaftsforderung in Hessen“ am 27. November 2008

Sehr geehrte Frau Schnier,
sehr geehrte Damen und Herren,

wir bedanken uns fiir die Zusendung der Unterlagen zur vorbezeichneten
Anhorung sowie fir die Einladung unseres Hauses zur offentlichen
Anho6rung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr des Hessischen
Landtags zur ,Struktur der Wirtschaftsférderung in Hessen* am 27.
November 2008.

Nachfolgend nehmen wir zu den beiden Fraktionsantrigen in
grundsatzlichen Ausfilhrungen Stellung. Die vorgelegten Fragenkataloge
der Fraktionen werden sodann in den Anlagen beantwortet.

An der Anhérung wird die IBH durch Herrn Dr. Kriszeleit vertreten werden.
I. Vorbemerkung - die Investitionsbank Hessen (IBH) als das zentrale
monetéare Wirtschaftsforderinstitut des Landes

Die Investitionsbank (IBH) ist seit mehr als 50 Jahren mit Kompetenz
und Erfahrung das zentrale monetére Wirtschaftsférderinstitut des Landes
Hessen. Sie ist insbesondere zusténdig fiir die Aufgabengebiete

Forderung der gewerblichen Wirtschaft
= Arbeitsmarkt-, Umwelt- und Regionalférderung

Dabei ist sie Hauptansprechpartner fiir

= Banken und Sparkassen,

Investitionsbank
Hessen

Anstalt des offentlichen Rechts

Vorstand

Postfach 17 02 28
60076 Frankfurt am Main
Schumannstr. 4-6
60325 Frankfurt am Main

Telefon: (069) 13 38 50 - 0
Telefax: (069) 13 38 50 -7855
www.ibh-hessen.de

Bearbeiter/in: Dr. Rudolf
Kriszeleit

Geschiftszeichen: RK

Telefondurchwahl: 7818
Telefaxdurchwahl: 7850
E-Mail: rudolf.kriszeleit@ibh-
hessen.de

Datum: 17. November 2008

Vorstand:
Eckhard Hassebrock
Dr. Rudolf Kriszeleit

Vorsitzender des
Verwaltungsrates:

Dr. Alois Rhiel,

Hessischer Minister fir Wirtschaft,
Verkehr und Landesentwicklung

Sitz: Frankfurt am Main,

Amtsgericht Frankfurt am Main
HRA 42718
Ust.-IdNr.DE 113 821 455

Steuernummer: 26 047 220 32987

Deutsche Bundesbank,
Frankfurt am Main
Kto.Nr. 51 009 302,
BLZ 500 000 00

Frankfurter Sparkasse 1822,
Kto.Nr. 200 333 984,
BLZ 500 502 01

Frankfurter Volksbank e.G.,
Kto.Nr. 2 065 151 700,
BLZ 501 900 00

Nassauische Sparkasse,
Wiesbaden

Kto.Nr. 100 606 801,
BLZ 510 500 15

Postbank, Frankfurt am Main
Kto.Nr. 27 213 608,
BLZ 500 100 60

SEB AG, Wiesbaden
Kto.Nr. 1 014 941 900,
BLZ 510 101 11
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Gebietskorperschaften und Tréager der Arbeitsmarktpolitik,
= Unternehmen,
= Verbande.

Die IBH ist Inhalt der Landtagsanfragen und der vorgeschlagenen Neuorganisation. Die hierfiir
ggf. erforderlichen Entscheidungen treffen die Anteilseigner der IBH sowie die Mitglieder des
Hessischen Landtags.

Die Rolle unseres Hauses in dieser Anhérung sehen wir daher darin, Entscheidungen der
Anteilseigener (vgl. Anlage 1 zur Eigentimerstruktur der IBH) vorzubereiten und zu
unterstiitzen (so auch in der Vergangenheit, etwa 1999/2000 und 2004/2005, vgl. Anlage 2
zur Entwicklung der IBH seit 1951).

Deshalb weisen wir nachfolgend auf Gesichtspunkte hin, die nach unserer Einschatzung bei
der Entscheidungsfindung fiir eine Neuorganisation der Wirtschaftsforderung in Hessen
zugrunde gelegt werden sollten.

Il. Wirtschaftsférderung als wichtiger Teil der Landespolitik — Direkte Umsetzung der
landespolitischen Vorgaben in der Wirtschaftsférderung durch die IBH

Forderinstitute sind fiir ihre Eigner von zentraler Bedeutung. Sie haben die Aufgabe, die
politischen Vorgaben der jeweiligen (Landes-) Regierung umzusetzen. Dies gilt unabhéngig
von der Frage, ob das Forderinstitut ,nur* Wirtschaftsforderung oder auch
Wohnungsbauférderung betreibt.

Fir die IBH konkretisiert dies § 2 des IBH-Gesetzes (StAnz 2005, 426):

Abs. 1 Satz 1: Die Bank ist das zentrale monetare Wirtschaftsforderinstitut des Landes.
Abs. 2 Satz 1: Zur Erfiillung dieser Aufgaben fiihrt die Bank Férderprogramme und
sonstige Malinahmen des Landes (...) durch.

In den vergangenen Jahren hat sich diese enge Anbindung der IBH an die Landesregierung
vielfaltig bewahrt (vgl. im einzelnen Anlage 2):

1992 bei der Ubernahme der Administration des Européischen Sozialfonds (ESF)
2000/2002 beim Start und der Biindelung der Kreditférderprogramme zur ,Griindungs-
und Wachstumsfinanzierung“ (Guw)

e 2001 bei der Ubernahme der Administration der Dorferneuerung und
Regionalentwicklung
2007 bei der Griindung der Beteiligungsfonds ,Hessen Kapital*
2008 bei der Ubernahme der Administration des Europdischen Fonds zur
Regionalentwicklung (EFRE)

e 2009 bei der Ubernahme der Administration der Agrarforderung
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Die vorangegangenen Ausfiihrungen zeigen, dass die Bedeutung der Wirtschaftsférderung
i.e.S. immer mehr zugenommen hat. Die Notwendigkeit zur Stirkung der
Wettbewerbsféhigkeit der Wirtschaft ist vor dem Hintergrund der Globalisierung gestiegen.

Die jetzige Finanzkrise bestatigt eindrucksvoll die Notwendigkeit einer Wirtschaftsférderpolitik.
Eine erfolgreiche Wirtschaftsforderpolitik setzt einen kompetenten, verldsslichen und
erfahrenen Partner voraus. Die IBH bringt alle Voraussetzungen fiir einen solchen
Finanzdienstleister mit, um das politisch Gewollte im Rahmen der gemeinschaftsrechtlichen
Vorgaben umzusetzen.

Die Eigensténdigkeit des Forderinstitutes ist vor dem Hintergrund der Finanzkrise und einer
moglichen Verédnderung der Landesbankenlandschaft in Deutschland besonders wichtig. Eine
Beeinflussung der hessischen Forderpolitik durch andere Bundeslandern tiber gemeinsame
Landesbankgremien fiihrt zu Hemmnissen in der Umsetzung der hessischen Férderideen.

Zur uneingeschrénkten Umsetzung der hessischen Forderpolitik ist die IBH als eigenstandige
Bank richtig positioniert.

lll. Wettbewerbsneutralitit — ein grundlegendes Prinzip der IBH

Eine Forderbank — wie die IBH - als Forderinstitut ist zur Wettbewerbsneutralitit verpflichtet
(vgl. § 2 Abs. 1 Satz 2 des IBH-Gesetzes: ,Sie arbeitet wettbewerbsneutral.“). Damit wird eine
problemlose und vollumféngliche Zusammenarbeit mit allen drei Sdulen des deutschen
Banksystems zum Vorteil der Wirtschaftsférderung fiir den Mittelstand in Hessen gesichert.

Nach dem Engagement der Helaba bei der IBH in 2000 wurden Nachfragen zu diesem Thema
u.a. mit dem Hinweis auf den Vorrang des Fdrderauftrages des Landes und auf den
Letztentscheid des Verwaltungsratsvorsitzenden der IBH — der vom Land Hessen gestellt wird
— entkraftet; ferner wurde der Beirat der IBH neu konstituiert, in dem u.a. die drei S3ulen des
deutschen Banksystems vertreten sind (zu Zusammensetzung und Vorsitz vgl. Anlage 3).

Die Gewdbhrleistung der Wettbewerbsneutralitat ist fiir das Geschaftsmodell der IBH von
zentraler Bedeutung:

* In dem ,Brot- und Butter — Produkt der IBH ,Griindungs- und
Wachstumsfinanzierung Hessen* hat die IBH seit Beginn im April 2002 bis zum
Oktober 2008 insgesamt 663,5 Mio. € Kredite geférdert (vgl. Anlage 4) und
damit etwa 1,3 Mrd. € Investitionsvorhaben unterstiitzt. Davon werden rd. 55 bis
60% Uber Genossenschaftsbanken, etwa 30 bis 35% {iber Sparkassen und
knapp 10% (ber Privatbanken abgewickelt (vgl. Anlage 5).

* Im Beteiligungsgeschéft verwaltet die IBH-Tochter ,IBH Beteiligungs-
Managementgesellschaft mbH — BMH* verschiedene Beteiligungsfonds. Bei der
Mittelsténdischen Beteiligungsgesellschaft mbH Hessen — MBGH - sind u.a.
die Helaba, die DZ-Bank, die hessischen Privatbanken sowie die IBH mit je
16,3 % Gesellschafter. Bei dem ,Technologie-Finanzierungsfonds Hessen
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GmbH - TFH II* sind Helaba, DZ-Bank und IBH zu je 1/3 Gesellschafter. In dem
Regionalfonds Mittelhessen ,RegioMit* sind die Genossenschaftsbanken mit
15,2 % und die Sparkassen mit 14,8 % beteiligt und arbeiten konstruktiv und
gleichberechtigt zusammen.

Wir gehen davon aus, dass jede Neuordnung der Wirtschaftsforderung aus der Sicht der
Anbieter von Férderdienstleistungen wettbewerbsneutral und diskriminierungsfrei angeboten
werden kann. Ob die Nachfrager von Férderdienstleistungen ihre Anforderungen an die
Wettbewerbsneutralitdt und Diskriminierungsfreiheit verdndern, kann von der IBH nicht
beurteilt werden. Denkbar ist, dass bei einer méglichen Verschmelzung der IBH auf die LTH
die Anforderungen an die Transparenz und die Dokumentation von konzerninternen
Geschaften sowie die Nutzung von Vertriebswegen und die Ausgestaltung von DV-
Kooperationen unter anderen Vorzeichen diskutiert werden.

IV. Synergieeffekte — Die IBH als effizienter und verlidsslicher Partner des Landes

Die IBH ist seit Jahren ein verlasslicher und effizienter Partner des Landes im Bereich der
Wirtschaftsférderung.

Die Forderung nach Zusammenlegung von IBH und LTH — Bank fiir Infrastruktur (nachfolgend:
LTH) wird u.a. mit dem Hinweis auf Effizienzgewinne und Synergieeffekte begriindet.

Die Forderprogramme der IBH (Forderung der gewerblichen Wirtschaft; Arbeitsmarktpolitik;
Agrar- und Regionalférderung; Administration der Landesbiirgschaften; Beteiligungsgeschift)
und der LTH (Wohnungsbauférderung; Stadtebauférderung; Kommunalgeschéft; éffentliche
Infrastruktur) weisen keinerlei Uberschneidungen auf. Hier sind keine Synergieeffekte zu
erzielen.

Im Bereich der IT-Infrastruktur arbeiten beide Institute bereits in der ,Bankenkooperation® (vgl.
Anlage 6) zusammen. Hier werden keine Synergieeffekte zu erzielen sein.

Fur die sonstigen ,Back-Office-Bereiche* (u.a. Buchhaltung, Personal, Organisation,
Risikomanagement, Verwaltung, Treasury) liegen uns keine Informationen iiber
Mitarbeiterkapazitdten und Ablaufstruktu8ren der LTH vor, so daR zu méglichen
Synergieeffekten keine Aussagen getroffen werden kdnnen.

Erganzend ist darauf hinzuweisen, dass die IBH in den Jahren 2005 bis 2007 in einem
internen Restrukturierungsprozess die eigenen Mitarbeiterkapazititen vor allem in den Back
Office — Abteilungen reduziert und interne Abldufe verbessert und gestrafft hat; die IBH hat
also bereits eine interne Effizienzsteigerung erreicht. Dies schldgt sich auch in einer
erfreulichen Entwicklung des Unternehmensergebnisses nieder (vgl. Anlage 7).

Bei einem reinen Vergleich von Beschéaftigtenzahl zu Bilanzsumme ist zudem anzumerken,
dass die IBH in hohem Umfang nicht bilanzwirksames Geschift (=Zuschussadministration)
betreibt.
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Ferner ist zu beriicksichtigen, dass die LTH als Teil der Helaba anteilige Ertragssteuern fiir
den auf sie entfallenden erwirtschafteten Uberschuss zu tragen hat. Die IBH hingegen ist gem.
§ 5 Abs. 1 Nr. 2 KStG von der Korperschaftsteuer befreit, so dass erwirtschaftete Uberschiisse
ungeschmadlert den Anteilseignern zu Gute kommen und vom Land Hessen zur Stérkung der
Wirtschaftsforderaktivitaten verwendet werden kénnen.

V. Organisation der Wirtschafts- und Wohnungsbauférderung in anderen
Bundesléndern

Die derzeitige Organisation der Wirtschafts- und Wohnungsbauférderung in den anderen
Bundeslandern ist in der Anlage 8 dargestellt, die sich auf Unterlagen des Verbandes
offentlicher Banken (V&B) stiitzt.

In Mecklenburg-Vorpommern und Sachsen-Anhalt sind Wirtschafts- und
Wohnungsbauférderung zusammen unter dem Dach einer Landesbank (NordLB)
zusammengefasst.

In Bayern ist die Struktur mit der gegenwartigen Struktur in Hessen vergleichbar:
Wohnungsbauférderung in der Bayerischen Landesbodenkreditanstalt unter dem Dach der
BayernLB, Wirtschaftsforderung in dem Landesinstitut ~Landesférderanstalt LfA“.

In Rheinland-Pfalz wird die gegenwartig noch bei der ehemaligen Landesbank Rheinland-Pfalz
(jetzt Teil der LBBW) angesiedelte LTH Landestreuhandstelle Rheinland-Pfalz zum 1. Januar
2009 auf das Landesinstitut Investitions- und Strukturbank ISB iibertragen.

In Hamburg existiert keine Wirtschaftsforderbank, sondern lediglich die eigensténdige
»Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt* zur Wohnungsbauférderung.

In den anderen Bundeslindern sind Wirtschaftsférderung und Wohnungsbauférderung jeweils
in einer eigenstéindigen Landesférderbank zusammengefasst.

VI. Weiterentwicklung der Hessischen Wirtschaftsforderung

Unabhédngig von der Entscheidung {iber die kinftige Organisationsstruktur fiir die
Wirtschaftsforderung in Hessen sollten die Instrumente der Wirtschaftsférderung insbesondere
im Hinblick auf

* Existenzgriindungen (einschlieRlich Ausgriindungen aus Hochschulen,
Forschungseinrichtungen sowie GroR-Unternehmen)

Mikrokredite bis 50.000 €

Investitionskredite fiir kleine und mittelstandische Unternehmen bis 2 Mio. €
Globaldarlehen

Beteiligungsangebote

weiterentwickelt werden.



Teil 2-Nr. 13
Ausschussvorlage WVA/17/11 48

Ausschussvorlage HHA/17/15 6.

Investitionsbank
Hessen

VI. Fragenkataloge

In den Anlagen 9, 10 und 11 wird auf die Fragenkataloge der Fraktionen Bezug genommen.
Soweit nach Themen gefragt wurden, in denen die IBH keine Aktivitaten entfaltet, haben wir
mit ,Fehlanzeige* geantwortet.

Mit freundlichen GriiRen

12etosy e p0a- [l bl

Dr. Rudolf Kriszeleit ppa. Helene Oehme
Anlagen:
Anlage 1 Ubersicht zur Eigentﬁmerstruktur/EigenkapitaI/BiIanzvqumen

Anlage 2 Entwicklung der IBH
Anlage 3 Mitglieder des Beirates IBH

Anlage 4 Entwicklung der Griindungs- und Wachstumsfinanzierung

Anlage 5 Griindungs- und Wachstumsfinanzierung — Zusagevolumen/Anteil der Institute
Anlage 6 Zusammenarbeit von Forderinstituten im Rahmen der Bankenkooperation
Anlage 7 Bilanzergebnisse/Ertragsentwicklung seit 1999

Anlage 8 Forderinstitute in Deutschland

Anlage 9 Fragenkatalog (FDP)
Anlage 10 Fragenkatalog (SPD)
Anlage 11 Fragenkatalog (GRUNE)
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Ubersicht zur Eigentiimerstruktur/Eigenkapital/Bilanzvolumen
Gesellschafter
50% 50 %
Land Hessen Helaba Landesbank Hessen-Thiringen
Gezeichnetes Kapital: 60 Mio. Euro
Anstaltslast/ Gewahrtragerhaftung: Land Hessen
Verwaltungsrat: fir das Land Hessen: Staatsminister Dr. Alois Rhiel (Vorsitz)

Staatsminister Karlheinz Weimar
Dr. Dieter Kreuziger (HA Hessen Agentur
GmbH)

flr die Helaba: Hans-Dieter Brenner (stellvertretender
Vorsitzender)
Dr. Winfried Franke
Dr. Herbert Hirschler (LTH)

Arbeitnehmervertretung: Holger Claus Albrecht
Roland Presber
Erika Scheerer

Bilanzvolumen der Investitionsbank Hessen (September 2008):

ca. 1,1 Mrd. €
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Entwicklung der Investitionsbank Hessen IBH

1951 Grindung der “Hessische Treuhandverwaltung GmbH HTV” in Wiesbaden,
~LAuBenbilro“ in Kassel. Alleiniger Gesellschafter: Land Hessen. Aufgaben:
Abwicklung von Wiedergutmachungsansprtchen

1952 Ubernahme von Wirtschaftsférderaufgaben, wie Verwaltung von Staatskrediten und
staatsverbulrgter Kredite

1955 Verwaltung der Rlckburgschaften von Bund und Land

Bearbeitung der Antrdge auf staatliche Finanzierungshilfen zur FOrderung der
gewerblichen Wirtschaft, gezielte Kreditaktionen, Ansiedlung neuer Betriebe und
Wiederaufbau und Ausbau bestehender Betriebe, Forderung des hessischen
Zonenrandgebietes

1965 Umfirmierung in ,Hessische Landesentwicklungs- und Treuhandgesellschaft mbH —
HLT“ Damit verbunden: Erweiterung der Aufgaben um die Bereiche Planung und
Durchfihrung von MaBnahmen zur Verbesserung der Wirtschaftsstruktur. Die
Analyse der wirtschaftlichen Entwicklung in den Regionen, die Planung
strukturverbessernder Aktionen und die Vergabe von Férdermitteln zu ihrer
Verwirklichung: unter einem Dach vereint. Das ,AuBenbliro“ Kassel wird
Niederlassung.

1971 HLT erhalt Bankzulassung fir das Kredit- und Garantiegeschéft.
HLT dObernimmt Antragsbearbeitung der Gemeinschaftsaufgabe ,Verbesserung der
regionalen Wirtschaftsstruktur” fir die gewerbliche Wirtschaft
HLT  Obernimmt  Geschéftsbesorgung for die ,MBG  Mittelstdndische
Beteiligungsgesellschaft Hessen GmbH*

1972 Die ,Hessische Landeszentrale flir Fremdenverkehr®* mit der Aufgabe
Tourismuswerbung wird als Abteilung in die HLT integriert.

1974 Nichtbankgeschéafte — Strukturabteilung und Landeszentrale fir Fremdenverkehr -
werden ausgegliedert in die ,HLT — Gesellschaft fir Forschung Planung Entwicklung
mbH* (HLT-FPE) unter Beibehaltung der einheitlichen Leitung sowie gemeinsamer
Nutzung der zentralen Dienste.

1976 Erwerb des Standortes Wiesbaden (friiher Sitz der Gesellschaft, heute gréBte
Niederlassung)

1990 Umwandlung der HLT in eine Aktiengesellschaft und Umbenennung in
~Wirtschaftsférderung Hessen Investitionsbank AG — Hessische Landesentwicklungs-
und Treuhandgesellschaft® (HLT).

1992 HLT Ubernimmt die Bearbeitung und das Finanzmanagement flir den Européischen
Sozialfonds (ESF). Der ESF ist das wichtigste Instrument der EU-Mitgliedsstaaten zur
Bekampfung der Arbeitslosigkeit im eigenen Land.
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HLT Obernimmt des weiteren die Aufgaben im Rahmen der Durchfihrung des
.Hessischen Grundwasserabgabengesetzes”; Erhebung der Grundwasserabgabe,
sowie Umsetzung der FérdermaBnahmen
HLT Obernimmt als Mandatar des Landes die Beratung und Bearbeitung des
Neugeschéftes Landesbirgschaften

bis Standortmarketing wird ausgebaut, um auslandische Investoren, insb. aus USA,
Japan, Slidostasien und Russland, bei der Ansiedlung in Hessen zu unterstitzen. Die
HLT pflegt weltweite Kontakte durch internationale Messeauftritte und Organisation
von Delegationsreisen hessischer Regierungsvertreter

1999 Die Landesinitiative Hessen-media, deren Geschéftsstelle bei der HLT angesiedelt
ist, wird Hessen als Medienstandort und hessische Unternehmen im Medienbereich —
Nutzung neuer Informations- und Kommunikationstechnologien - unterstitzen

2000 Beitritt der Helaba durch Verdoppelung des Eigenkapitals und Umbenennung der

HLT in ,IBH InvestitionsBank Hessen AG (IBH)“. Sitzverlegung nach Frankfurt am
Main. Starkung der monetaren Wirtschaftsférderung durch neue Kreditprogramme,
weitere Aufgaben im Rahmen des Strukturfonds (EFRE), Europaischer Fonds fir
Regionalentwicklung, und Beratungskompetenz am Bankenstandort Frankfurt am
Main.
Das neue Kreditprogramm ,Hessische Strukturprogramm fir den Mittelstand“ (HSPM)
wird zur Férderung strukturschwacher Gebiete in Hessen von der IBH administriert.
Ebenfalls neu ist das Produkt ,, Hessisches Wachstumsprogramm flr den Mittelstand*
(HWPM), als Wachstumsprogramm flr Hessen angelegt wegen der EU-Erweiterung
nach Osten

2001 Die beiden Kreditprogramme werden in das Kreditprogramm ,Grindungs- und
Wachstumsfinanzierung Hessen“ zusammengefasst, das Kreditverbilligungen und
Haftungsfreistellungen bietet.

Eréffnung einer weiteren Niederlassung in Wetzlar. Die Niederlassung Ubernimmt die
Umsetzung der Foérderung des landlichen Raums im Rahmen des EAGFL
(Europaischer Ausrichtungs- und Garantiefonds fir die Landwirtschaft) -
Dorferneuerung, Regionalentwicklung und Tourismus

Ausgliederung des  Beteiligungsgeschaftes der IBH in eine eigene
Tochtergesellschaft, die IBH Beteiligungs-Managementgesellschaft Hessen mbH
(BMH), Frankfurt/Main, um o6ffentlich unterstitzte Beteiligungen fir den hessischen
Mittelstand auf einer breiteren Investorenbasis durch die Grindungweiterer
Beteiligungsfonds anbieten zu kénnen

2004 Trennung von den Aufgaben Offentlichkeitsarbeit, Wirtschaftsberatung und
Standortmarketing. Diese werden in der ,Hessen Agentur GmbH® weitergeflihrt

2005 Umfirmierung in ,Investitionsbank Hessen®” und Umwandlung der Gesellschaft in eine
Anstalt 6ffentlichen Rechts mit Gewahrtragerhaftung des Landes.

2008 Ubernahme weiterer Aufgaben des Strukturfonds ,Europaischer Fonds fiir regionale
Entwicklung“ (EFRE)

2009 Ubernahme der Funktion EU-Zahistelle, verbunden mit der Verantwortung fiir die
Agrar-Foérderprogramme und der Ubernahme zahlreicher Landesbediensteter
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Anlage 3

Mitglieder sowie stellvertretende Mitglieder des Beirates der IBH

Mitglieder des Beirats der IBH

Staatsminister Dr. Alois Rhiel, Vorsitzender des Beirats der Investitionsbank Hessen

Andreas Zeiselmaier

Alexander-A. Schneider
Dipl. oec. Harald Brandes
Uwe Frankenberger
Stephan Ziegler

Jargen Lenders

Dr. Waiter Lohmeler
Volker Fasbender

Stefan Kérzell

Gottfried Milde
Margaretha Holidobler-Heumdiller
Janine Wissler

Stellvertreter

Klaus J. Elsner

Dr. Christoph Gelking
Wolfgang Decker
Dieter Posch

Dr. Ruprecht Bardt

Dr. Klaus Lippold
Verena Di Pasquale
Dipl. oec. Heinz-Hermann Bausch
Mark Weinmeister
Frank-Peter Kaufmann
Hermann Schaus

Stellvertretender Vorsitzender des Beirats
Investitionsbank Hessen, DZ-Bank,
Genossenschaftsverband Frankfurt am Main

Bankenverband Hessen e. V.

Arbeitsgemeinschaft der Hessischen Handwerkskammern
MdL Hessen, SPD-Fraktion

Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thiringen

MdL Hessen, FDP-Fraktion

industrie- und Handelskammer Kassel

Vereinigung der hessischen Unternehmerverbénde
Deutscher Gewerkschaftsbund, Bezirk Hessen-Thiringen
MdL Hessen, CDU-Fraktion

Mdl. Hessen, Biindnis 80/Die Grinen

MdL. Hessen, Die Linke

Bankenverband Hessen e. V.

Arbeitsgemeinschaft der Hessischen Handwerkskammern
MdL Hessen, SPD-Fraktion

MdL Hessen, FDP-Fraktion

Industrie- und Handelskammer Kassel in Marburg
Vereinigung der hessischen Unternehmerverbénde
Deutscher Gewerkschaftsbund, Bezirk Hessen-Thiringen
Genossenschaftsverband Frankfurt e, V.

MdL Hessen, COU-Fraktion

MdL Hessen, Biindnis 90/Die Griinen

MdL Hessen, Die Linke

der
fir
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Anlage 4
Entwicklung Griindungs- und Wachstumsfinanzierung 2002 bis 2008
GUW Hessen - Volumen, Gesamtinvestitionen, Antrage in den Jahren 2002 - 2008
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Anlage 5

Griindungs- und Wachstumsfinanzierung — Zusagevolumen nach Spitzeninstituten
2005 — Oktober 2008

Spitzeninstitut 2005 2006 2007 Oktober 2008
Zusage- Anteil | Zusage- Anteil | Zusage- Anteil | Zusage- Anteil
volumen % volumen % volumen % volumen %
EUR EUR EUR EUR

Sparkassen 31.438.000 | 33,6 [25.923.800 (31,8 |48.433.050 |35,5 |43.784.690 |31,4

gesamt

Genossenschafts- | 54.998.791 (58,8 |47.641.363 |58,5 |75.931.860 |55,7 |83.588.355 |60,0

banken

gesamt

Privatbanken 7.062.000 |7,6 7.897.820 |9,7 11.900.800 |8,7 12.028.500 |8,6

gesamt

Gesamt 93.498.791 |100,0 | 81.462.983 | 100,0 | 136.265.710 | 100,0 | 139.401.545 | 100,0
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Anlage 6

Zusammenarbeit von Férderinstituten im Rahmen der Bankenkooperation

Die Bankenkooperation ist ein Zusammenschluss von acht Férderinstituten in sieben
Bundeslandern, die fir die Bearbeitung von Fdérderantragen das ,Aktuelle Investitions-
Banken-Antrags- und Kundensystem® (ABAKUS) einsetzt. Sie besteht seit Anfang des
Jahres 1998.

Ziel und Aufgabe der Bankenkooperation ist die gemeinsame Weiterentwicklung des
ABAKUS-Systems, um:

- auf die zukunftigen Anforderungen
(gesetzlich/betriebswirtschaftlich/technologisch)  schneller  und
besser reagieren zu kdnnen

- Synergien auf der Kostenseite zu realisieren

- von dem Know-how aller Beteiligten zu profitieren

- ABAKUS zu einem bundeseinheitlichen Standard fir das
Férderbankengeschéft auszubauen

Teilnehmende Institute

" Investitionsbank
Investitionsbank des Landes . )
Brandenburg (ILB) SchIeSW|géI—|_||c))lste|n (1B- Bremer Aufbau-Bank GmbH (BIG/BAB)

InwestilionsBank ’// b' Bremer Aufbau-Bank GrmbH
ﬂ! ggnﬂﬁm I B l Dl Fércertank im Lard Besnan

Inwestitioashank
ol rwerriy -Husts b

Investitions- und
Strukturbank Rheinland-
Pfalz (ISB) GmbH

(B3 Wirtschaltsiorderung
H:mburgl!them . th‘iﬂ':lm+pF:I]r Ba n I(

Wahnungsbaukreditanstalt wir errtfatten Wirtschattscraft

Investitions- und Férderbank Niedersachsen
GmbH (NBank)

Hamburgische
Wohnungsbaukreditanstalt (WK)

Investitionsbank Hessen
(IBH)

o B LTH
. in\l'ﬂi-t'lt]ﬂns-baﬂk Imvastitionshank Bank fiir
@ Berhin Hessen Infrastruktur

Investitionsbank Berlin (IBB) LTH - Bank fir Infrastruktur
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Bilanzergebnisse der Investitionsbank Hessen/Ertragsentwicklung
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Anlage 7

In den vergangenen Jahren wurde das Geschéaftsmodell der IBH und die Erfolge der
Wirtschaftsférderung erfolgreich bei steigender Produktivitat umgesetzt:

Jahrestiberschuss
Jahrestiberschuss
Jahresiiberschuss
Jahresiiberschuss
Jahrestiberschuss
Jahresfehlbetrag

Jahresfehlbetrag

Jahrestiberschuss
Jahrestiberschuss

1999
2000
2001
2002
2003

2004:
2005:
2006:
2007:

+ 2,26 Mio.
+ 0,79 Mio.
+ 0,63 Mio.
+ 0,31 Mio.
+ 0,51 Mio.
- 0,92 Mio. €
- 0,21 Mio. €
+ 0,61 Mio. €
+ 1,65 Mio. €

[ONONONONO

Dies ermdglichte fir 2007 erstmalig seit vielen Jahren die Ausschittung einer Dividende von
je 0,8 Mio. € an die beiden Anteilseigner Land Hessen und Landesbank Hessen-Thiringen

Weitere Planung:

Jahres(liberschuss
Jahresliberschuss

2008 (geplant):
2009 (Wirtschaftsplan):

+ 2,39 Mio. €
+ 2,40 Mio. €

2010 (mittelfristige Planung) + 2,50 Mio. €
2011 (mittelfristige Planung) + 2,60 Mio. €
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Anlage 8
Forderinstitute in Deutschland
Selbsténdig/Unselbstandig Nur Wirtschaftsférderung im Wesentlichen Wirtschafts- und
Wohnungsbauférderung Wohnungsbauférderung
Selbstéandig - LfA Forderbank Bayern - Hamburgische Wohnungsbau- L-Bank, Landeskreditbank Baden-

(direkt dem Land zugeordnet)

- Investitionsbank
Hessen (IBH)

- Investitions- und
Strukturbank
Rheinland-Pfalz (ISB)
GmbH

kreditanstalt

Wiirttemberg

Investitionsbank Berlin
InvestitionsBank des Landes
Brandenburg

Bremer Aufbau-Bank GmbH
NRW.Bank

Saarlandische Investitions-
kreditbank AG

Séchsische Aufbaubank —
Forderbank —

Investitionsbank Schleswig-Holstein
Tharinger Aufbaubank

NBank Investitions- und Fdrderbank
Niedersachsen GmbH

Unselbstéandig

(bei einer Landesbank angesiedelt)

Bayrische Landesbank
Bayrische Landesboden-
kreditanstalt
Landestreuhandstelle Hessen —
Bank fur Infrastruktur — rechtlich
unselbsténdige Anstalt in der
Landesbank Hessen-Thiringen
(LTH — Bank fir Infrastruktur)
(auch Infrastrukturférderung)
LTH Landestreuhandstelle
Rheinland-Pfalz

Landesfdrderinstitut Mecklenburg-
Vorpommern GB der
Norddeutschen Landesbank
Investitionsbank Sachsen-Anhalt
Anstalt der Norddeutschen
Landesbank

Quelle: VOB
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Anlage 9
Fragenkatalog zur Anhérung ,,Wirtschaftsforderung“ (FDP)

1. Wie ist die Struktur der Férderbanken in Deutschland in Bezug auf
» Rechtsform
» Aufgabenkatalog
» Bilanzsumme
» Eigenkapital und
» Kreditgeschift p.a.?

Zur Beantwortung der Fragen wird Bezug genommen auf Anlage 9.1.

2. Welche Vorgaben der EU-Kommission bestehen nach der Verstandigung Il in
Bezug auf

» Aufgabenkatalog:
Durchfiihrung von 6ffentlichen Férderaufgaben, Beteiligungen an Projekten im
Gemeinschaftsinteresse, = Gewahrung von Darlehen und anderen
Finanzierungsformen an Gebietskdrperschaften und &ffentlich-rechtliche
Zweckverbande, MaBnahmen rein sozialer Art, Exportfinanzierung auBerhalb
der Europaischen Union (vgl. Dritter Teil, Ziffer2a —e) S. 11 — 13 der Anlage
9.2),

» Anstaltslast und/oder Gewahrtragerhaftung:
dirfen Forderinstitute nutzen, sofern sie sich in ihren Aktivititen auf
anerkannte Forderbereiche beschranken und damit auBerhalb des
Wettbewerbs tatig sind (vgl. Erster Teil, vor Ziffer 2 und Erster Teil Ziffer 2
beides S. 4, Dritter Teil, Ziffer 2 S. 11 der Anlage 9.2),

» Rechtsform:
Es bestehen keine Vorgaben.

> Wettbewerbsneutralitét:
Die Aktivitdten der Forderinstitute muissen sich auf anerkannte
Forderbereiche, die mit den Beihilferegeln der Gemeinschaft im Einklang
stehen, beschranken. Damit sind sie auBerhalb des Wettbewerbs tatig.
AuBerdem ist das gemeinschaftsrechtliche Diskriminierungsverbot zu
beachten. (vgl. Erster Teil, vor Ziffer 2 S. 4 der Anlage 9.2)

Far Detailaussagen vgl. Anlage 9.2: Verstandigung Il vom 1. Marz 2002.
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3. Wie sehen die Aufgabenkataloge der hessischen Férderbanken, der LTH-Bank fiir

Infrastruktur und der Investitionsbank Hessen aus?

Aufgabenkataloge der hessischen Forderbanken

§ 2 des Gesetzes zur Errichtung der
Investitionsbank Hessen (IBH-Gesetz vom
16. Juni 2005 (GVBL 1 2005 426 ff),

§ 2 des Gesetzes zur Errichtung der
,Landestreuhandstelle Hessen — Bank fir
Infrastruktur — rechtlich unselbsténdige
Anstalt in der Landes-bank Hessen-
Thuringen Girozentrale (,LTH-Bank fir
Infrastruktur“~Gesetz) vom 18. Dezember
2006 (GVBI |1 2006, 732 ff.)

Forderung der einzelbetrieblichen,
gewerblichen Wirtschaft unter
besonderer Beriicksichtigung des

Mittelstands sowie der freien
Berufe

» Forderung der Ansiedlung von
Unternehmen

» Forderung durch Bereitstellung von
Risikokapital

» Foérderung des technischen
Fortschritts, insbesondere
Technologie- und
Innovationsfinanzierung

» Foérderung von
InfrastrukturmaBnahmen

» Fo6rderung von MaBnahmen zur
Entwicklung strukturschwacher
Gebiete

» Foérderung von Land- und
Forstwirtschaft und des landlichen
Raums

» Foérderung des Umwelt-, Natur- und
Landschaftsschutzes

» Foérderung im Rahmen international
vereinbarter Férderprogramme

» Forderung von MaBnahmen der
Arbeitsmarktpolitik

» Fo6rderung  von  wirtschaftlichen

Belangen bei Kultur und Bildung

» Forderung des Wohnungswesens

» Forderung des Kommunalbaus

> Forderung des Stadtebaus und der
Stadtentwicklung

» Forderung durch Bereitstellung von
Risikokapital (

» Foérderung des technischen
Fortschritts, insbesondere
Technologie- und
Innovationsfinanzierung

» Foérderung von
InfrastrukturmaBnahmen

» Fo6rderung von MaBnahmen  zur
Entwicklung strukturschwacher
Gebiete

» Foérderung von Land- und
Forstwirtschaft, des landlichen Raums
sowie des Umwelt-, Natur- und
Landschaftsschutzes

» Forderung im Rahmen international
vereinbarter Férderprogramme

» Foérderung von wirtschaftlichen
Belangen bei Kultur und Bildung

> Foérderung von MaBnahmen rein
sozialer Art einschlieBlich
Konsortialfinanzierung

> Finanzierung far
Gebietskoérperschaften und
offentlich-rechtliche Zweck-
verbande

4. Gibt es Uberschneidungen zwischen den Aufgabenfeldern und zwischen den

Forderbanken?

Die begrifflichen Uberschneidungen in den gesetzlichen Grundlagen lassen sich aus

Ziffer 3 entnehmen
Alleinstellungsmerkmale)

(Normaldruck

Fettdruck

Uberschneidungen;
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In der Férderpraxis kommt es bisher zu keinen Uberschneidungen, da sich die LTH
auf die fettgedruckten Aufgabenfelder — also ihre ,Kernkompetenz® — begrenzt,
wahrend die IBH alle ihr eingerdumten Méglichkeiten zur Wirtschaftsférderung nutzt.

Die IBH ist dabei in den unterschiedlichen Geschéftsbereichen
- Darlehen
- ZuschUsse
- Beteiligungen und
- Burgschaften tétig.

2005 2006 2007
Mio. € bew. Mio. € bew. Mio. € bew.
Antrage Antrage Antrage.

Kredite 111,7 638 102,3 667 150,0 814
Birgschaften 96,7 24 118,7 36 90,4 18
Beteiligungen 9,1 22 7.9 18 5,3 19
Treuhandgeschaft 6,0 33 8,8 32 43 12
Zuschisse (ohne 120,6 3.293 121,0 2.649 124,3 2.804
Kirchenbaulasten)
Summe 3441 4.010 358,7 3.402 374,3 3.667

Anhand der Tatigkeitsfelder, des Foérdervolumens und der neubewilligten Vorhaben
im Jahr 2007 ist allein im Bereich der Zuschussférderung erkennbar, wie kleinteilig
und arbeitsintensiv die Umsetzung der Programme ist.

- Arbeitsmarkt/ESF Consult Hessen;
Fordervolumen 72,5 Mio. € fir 866 neubewilligte Vorhaben
- Dorferneuerung/Regionalentwicklung
Fordervolumen 37,1 Mio. € fir 1.761 neubewilligte Vorhaben
- Gewerbliche Regionalférderung
Fdrdervolumen 17 Mio. € fir 63 neubewilligte Vorhaben
- Umwelt und Technologie
Fordervolumen 2,9 Mio. € fur 114 neubewilligte Vorhaben

5. Sind aufgabenbezogen Synergieeffekte bei der Verschmelzung zu verzeichnen?
Wenn méglich, an Beispielen konkretisieren.

Auf die Ausfihrung zu Ziffer IV. des Anschreibens wird Bezug genommen.

6. Welche Form der Zusammenarbeit gibt es heute zwischen den beiden
Férderinstituten

» auf dem Gebiet der Informationsverarbeitung
- die IZB, eine Tochtergesellschaft der Helaba, betreibt SAP fir
Helaba, LTH und IBH.
- im Rahmen der Bankenkooperation arbeiten IBH und LTH
zusammen (vgl. auch Anlage 6 zum Anschreiben),

» in finanzieller Hinsicht?
- Die von der IBH im Rahmen des Kreditprogramms ,Grindungs- und
Wachstumsfinanzierung® gewahrte Zinsvergunstigung wird durch
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Darlehen des von der LTH administrierten Sondervermdgens
,Wohnungswesen und Zukunftsinvestitionen® dargestellit.

- IBH und LTH veranstalten und finanzieren gemeinsam den jahrlichen
.Hessischen Férdertag”

7. Welches sind die rechtlichen Grundlagen der hessischen Férderbanken
» auf européischer Ebene
Verstandigung Il (vgl. Anlage 9.2.)
» auf nationaler Ebene

Gesetz zur Errichtung der Investitionsbank Hessen (IBH-Gesetz) vom 16. Juni
2005

Gesetz zur Errichtung der LTH — Bank fir Infrastruktur — rechtliche
unselbsténdige Anstalt in der Landesbank Hessen Thiringen Girozentrale
(LTH-Gesetz) vom 18. Dezember 2006

» sonstige rechtliche Grundlagen?

IBH-Satzung fur IBH
§§ 22 - 28 der Helaba-Satzung fir LTH, LTH-Satzung

8. Wettbewerbsneutralitit

8.1 Welche Vorgaben macht die EU-Kommission zur Wettbewerbneutralitidt von
Férderbanken?

» Nach der Verstandigung Il durfen rechtlich selbstandige Forderinstitute
Anstaltslast, Gewahrtragerhaftung und andere staatliche Refinanzierungs-
garantien nutzen. Diese Refinanzierungsvorteile dirfen nur fir das
Fordergeschaft genutzt werden.

» Voraussetzung ist, dass bei der Durchfihrung der Foérderaufgaben das
gemeinschaftsrechtliche Diskriminierungsverbot Beachtung findet.
Diskriminierungsverbot in diesem Zusammenhang bedeutet, dass alle
Kreditinstitute den gleichen Zugang zu Férdermitteln haben muissen. Durch
das Hausbankprinzip (Absatzmittler und durchleitende Stellen) wird die
Wettbewerbsneutralitdt der Foérderbanken gewahrleistet. Kommerzielle
Téatigkeiten durfen nicht oder nur von rechtlich selbstandigen
Tochtergesellschaften, die nicht staatlichen Haftungen unterliegen,
durchgeflihrt werden

8.2 Wie wird sichergestellt, dass die Vorgaben der EU-Kommission zur strikten
Wahrung der Wettbewerbsneutralitat in den hessischen Férderbanken erfiillt
werden?

Fir die IBH lautet § 2 Abs. 1 Satz 2 und 3 IBH-Gesetz: ,Sie (die IBH) arbeitet
wettbewerbsneutral. Bei der Zusammenarbeit mit Kreditinstituten beachtet sie das
Diskriminierungsverbot.* Des weiteren enthélt § 2 Abs. 6 Satz 1 der IBH-Satzung die
Regelung: ,Die Bank (die IBH) verhalt sich bei ihrer Tatigkeit wettbewerbsneutral.
Bei der IBH besteht gemaB § 16 IBH-Gesetz ein Beirat zur Sicherung der
Wettbewerbsneutralitdt. GemaB § 6 der IBH-Satzung ,wird ein Beirat zur Sicherung
der Wettbewerbsneutralitdt gebildet. Dem Beirat sollen sachkundige Vertreter der
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Kammern und Verbande der Wirtschaft sowie des Kreditwesens und ggf. weitere
Mitglieder angehoren.”

Zur LTH kénnen keine Aussagen getroffen werden.

8.3 Gab es bisher Beanstandungen, dass die Wettbewerbsneutralitidt durch die
hessischen Férderinstitute nicht eingehalten wird

» von Seiten der EU-Kommission

Im Hinblick auf die IBH kam es bisher zu keinen Beanstandungen.
» von Seiten der nationalen Aufsichtsbehérden

Im Hinblick auf die IBH kam es bisher zu keinen Beanstandungen.
» von Seiten anderer Kreditinstitute?

Im Hinblick auf die IBH kam es bisher zu keinen Beanstandungen.

Zu den anderen hessischen Foérderinstituten kann die IBH keine Aussage treffen.

8.4 Entspricht eine Verschmelzung der IBH mit der LTH-Bank fiir Infrastruktur den
Vorgaben der EU-Kommission zur Wettbewerbsneutralitédt, wenn nein, welche
Bedingungen miissen erflillt sein?

Nach der Verstandigung Il dirfen rechtlich selbstandige Forderinstitute Anstaltslast,
Gewahrtragerhaftung und andere staatliche Refinanzierungsgarantien nutzen:

a.LTH

LTH ist keine rechtlich selbstandige AGR, sondern eine Anstalt in der Anstalt. Bei der
LTH gibt es keinen Verwaltungsrat, sondern einen LTH-Ausschuss, bestehend aus
Landesvertretern des Helaba-Verwaltungsrates (§ 26 Abs. 2 Helaba-Satzung). Bei
der LTH kénnen zur Sicherung der Wettbewerbsneutralitat Beirate gebildet werden.
Die Mitglieder der Beirate bestimmt der LTH-Ausschuss. Bei der LTH ist der Einfluss
der Helaba — einem am Markt agierenden Institut —unverkennbar, da der Vorstand
der Helaba auch far LTH verantwortlich ist (§ 24 Satz 3 der Helaba-Satzung), und
Entscheidungen des LTH-Ausschusses vom Helaba-Verwaltungsrat aufgehoben
werden kénnen.

Die von der LTH erzielten Jahreslberschisse mulssen zu 4/5 als eigene
Vermoégenswerte der Gewinnriicklage der Helaba zugefiiht und als solche
ausgewiesen werden (§ 28 Abs. 2 Helaba-Satzung), 1/5 verbleibt bei der LTH.

b. IBH

Die IBH ist ein rechtlich selbstandiges Foérderinstitut. Das Land hat fir die IBH
Anstaltslast und Gewahrtragerhaftung Ubernommen. Die IBH hat einen
Verwaltungsrat, drittelparitatisch besetzt mit Vertretern des Landes, der Helaba und
der Beschaftigten. Die IBH hat einen Beirat zur Sicherung der Wettbewerbsneutralitat
eingerichtet. Dem Beirat gehdren sachkundige Vertreter der Kammern und Verbéande
der Wirtschaft sowie des Kreditwesens und ggf. weitere Mitglieder an. Die
Beiratsmitglieder werden von der entsendenden Institution benannt (§ 2 Abs. 2
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Geschéftsordnung des Beirats). Zur Zusammensetzung des Beirates wird auf Anlage
3 zum Anschreiben verwiesen.

8.5 Welche Produkte bieten die hessischen Férderbanken heute an, die sich an
andere Kreditinstitute richten?

Die IBH bietet anderen Kreditinstituten das Kreditprogramm Griindungs- und
Wachstumsfinanzierung (vgl. Anlage 4 zum Anschreiben), Uber ihre
Tochtergesellschaft BMH mehrere Beteiligungsfonds sowie im Auftrag des Landes
das Programm Landesbirgschaften an.

8.6 Wiirden im Falle der Verschmelzung diese Produkte unverdndert weiter
angeboten werden kénnen oder wiirden Produkte entfallen?

Die Beantwortung dieser Frage liegt in der Hand der Anteilseigner der IBH.
9. Konkrete Form einer Verschmelzung:

9.1 Welche Vor- und Nachteile entstehen bei einer Verschmelzung der IBH auf die
LTH-Bank fiir Infrastruktur?

Bei der Frage nach einer Verschmelzung der IBH auf die LTH sollten verschiedene
Kriterien betrachtet werden. Gleichzeitig sollte die Frage gestellt werden, welche
Organisationsform flr die Umsetzung der Férderpolitik in Hessen geeignet ist — ein
selbstandiges Landesforderinstitut oder ein unselbstdndiger Bereich einer
Landesbank.

a. Wettbewerbsneutralitdt — Ein Foérderinstitut arbeitet zur vollumfénglichen
Umsetzung der Férderung mit allen drei Saulen des deutschen Banksystems
problemlos zusammen. Eine Foérderbank, die organisatorisch der Helaba
zugeordnet ist, wird bei Genossenschafts- und Privatbanken sehr intensiv um
Unterstitzung werben mussen.

b. Sicherstellung des landespolitischen ,Durchgriffs“ — Ein Landes-
Forderinstitut setzt die politischen Vorgaben der jeweiligen Landesregierung
um. Ist dieses Foérderinstitut Teil einer Landesbank, muss jede Entscheidung
auch vom Vorstand / Verwalatungsrat dieser Landesbank mitgetragen werden
— in Hessen ist Mehrheitseigentimer der Helaba der SGVHT, nicht das Land
Hessen. Schnelle Durchgriffe und Umsetzungen von Landesprogrammen
werden fUr das Land Hessen zeit- und arbeitsaufwendiger als bisher.

c. Rolle des SGVHT und des Freistaates Thiiringen — Bei einer Fusion beider
Institute unter dem Dach der Helaba missten Mitspracherechte des SGVHT
und des Freistaates Thlringen bei der Abwicklung von Landes-
Férderprogrammen ausgeschlossen werden.

d. Refinanzierungsmaoglichkeiten — IBH und LTH verfligen Gber das gleiche
Rating auf dem Kapitalmarkt; eine Ubertragung der IBH auf die LTH (und
damit auf die Helaba) verbessert somit nicht die
Refinanzierungsmaéglichkeiten fir hessische Férderprogramme.

9.2 Wie hoch sind die Kosten einer Verschmelzung?
Eine Aussage im Hinblick auf die Kosten einer Verschmelzung ist aus heutiger Sicht

schwerlich méglich. Zu den Effizienzgesichtspunkten vgl. Ziffer IV des Anschreibens. Die
Erfahrungen aus der Grindung der HA in 2004 (Zusammenfihrung der TSH, der FEH,
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Teilen der IBH sowie der HTS) haben gezeigt, dass solche Prozesse immer aufwendiger
und teurer werden als urspriinglich eingeschatzt.

9.3 Welche Folgen hitte eine Uberleitung fiir die Beschiftigten der IBH auf die LTH-
Bank fiir Infrastruktur in Bezug auf

Die Auswirkungen auf diese Standorte liegen in der Hand der Anteilseigner.
» Standorte

- IBH hat 4 Standorte in Frankfurt, Wiesbaden, Kassel und Wetzlar
- LTH hat einen Standort in Offenbach

> Tarifstruktur

- IBH: Haustarifvertrag mit Bezug auf BAT
- LTH: keine Angaben méglich

> Personalvertretung

- IBH: Gesamtpersonalrat, vier értliche Personalrate
- LTH: keine Angaben méglich

9.4 Wie kann im Falle einer Verschmelzung der Landeseinfluss auf die Forderpolitik
sichergestellt werden?

Die Beantwortung dieser Frage liegt in der Hand der Anteilseigner.
10. Sondervermégen

Das hessische Fordergeschéft wird in nicht unerheblichem Umfang gemeinsam
von der Landesregierung und der Helaba unter Nutzung der Sondervermégen
,,»Wohnungswesen und Zukunftsinvestitionen* und ,,Hessischer
Investitionsfonds* durchgefiihrt. Die Sondervermégen sind als stille Einlage in
der Helaba eingebracht und stellen nach HGB und IFRES Eigenkapital der
Helaba dar. Durch den LTH-Ausschuss ist sichergestellt, dass
Foérderprogramme, die der LTH-Ausschuss beschlieBt, auch bankintern
Férderprogramme werden.

10.1 Kann im Falle einer Verschmelzung der IBH auf die LTH-Bank fiir Infrastruktur
die Foérderung unverdndert durchgefiihrt werden, u.U. noch ausgeweitet
werden?

10.2 Kann im Falle einer Verschmelzung der LTH auf die IBH die Férderung
unverédndert durchgefiihrt werden, u.U. noch ausgeweitet werden? Wenn nein,
welche Konsequenzen ergében sich daraus?

Eine Beantwortung dieser Fragen durch die IBH ist nicht méglich, da der IBH keine
Informationen Uber die Rechtsgrundlagen und Rahmenbedingungen des
Sondervermégens vorliegen.
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Anlage 9.1.
Fragenkatalog zur Anhérung Wirtschaftsforderung

Frage 1: Struktur der Férderbanken in Deutschland in Bezug auf’

Institut Rechtsform | Aufgabenkatalog Bilanzsumme Eigenkapital / | Kredit-

Ende 2007, wenn Eigenmittel geschaft

nicht anders p. a.?

vermerkt

KfW Bankengruppe A6R e FordermaBnahmen im staatl. Auftrag: 359,6 Mrd. € 14,9 Mrd. €

Mittelstand, freie Berufe, Existenzgriindungen

Risikokapital

Wohnungswirtschaft

Umweltschutz

Infrastruktur

techn. Fortschritt und Innovationen

international vereinbarte Férderprogramme

entwicklungspolitische Zusammenarbeit

. Darlehen und andere Finanzierungsformen an
Gebietskérperschaften und 6.r. Zweckverbande

e Finanzierungen von MaBnahmen mit rein sozialer Zielsetzung sowie
von MaBnahmen zur Bildungsférderung

e Sonst. Finanzierungen im Interesse der deutschen und europaischen
Wirtschaft

DEG - Deutsche GmbH e Forderung der Privatwirtschaft und des Finanzsektors in 2,79 Mrd. € 1,37 Mrd. €

Investitions- und Entwicklungs- und Schwellenlandern: langfristige Projekt-

Entwicklungsgesellschaft finanzierungen fir deutsche Auslandsunternehmen, lokale

mbH — KfW- Unternehmen und Joint Ventures, Investitions- und

Bankengruppe Strukturierungsberatung

e Finanzierung von Vorhaben im Rahmen des BMZ-Programms
~Entwicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft (Public Private
Partnership - PPP)" im Umfeld von privaten Investitionen

e Begleitung von Existenzgrindungsprogrammen im Auftrag des BMZ
in Afghanistan sowie in Kroatien, den Palastinensischen Gebieten,
der Turkei und Vietnam

S@ 000

' Angaben gemaB Verband &ffentlicher Banken, V6B-Strukturpapier, Struktur der Férderbanken auf Bundes- und Landesebene (Berlin Januar 2008) sowie
homepages der Institute
? Bezlglich des Kreditgeschaftes kdnnen keine Angaben gemacht werden, da hierfiir detaillierte Angaben abgefragt werden miissten.



Ausschussvorlage WVA/17/11 66 Teil 2 - Nr. 13
Ausschussvorlage HHA/17/15

Institut Rechtsform | Aufgabenkatalog Bilanzsumme Eigenkapital / | Kredit-
Ende 2007, wenn Eigenmittel geschéft
nicht anders p.a.2
vermerkt

Landwirtschaftliche A6R e Forderung der Landwirtschaft und des landlichen Raums; im Rah- 88,8 Mrd. € 2,9 Mrd. €

Rentenbank men des gesetzlichen Férderauftrages refinanziert die Bank die Land-

, Forst- und Fischereiwirtschaft und den Gartenbau, deren vor- und
nachgelagerte Wirtschaftsbereiche sowie MaBnahmen zur
Verbesserung der Infrastruktur im landlichen Raum.

¢ Allgemeine Forderkredite fiir agrarbezogene Vorhaben aller Art

e Sonder- und Programmkredite fir spezielle Férderzwecke und
HilfsmaBnahmen

L-Bank, A6R Die Bank unterstitzt das Land bei der Erflllung seiner 6ffentlichen Auf- | 59.536,3 Mio. € 1.813,5 Mio. €
Landeskreditbank gaben, finanziert und fiihrt im Interesse des Landes liegende MaB-

Baden-Wirttemberg - nahmen durch, insbesondere in den Bereichen:

Forderbank e Sicherung und Verbesserung der mittelstdndischen Struktur der

Wirtschaft, insbesondere durch Finanzierung von

Existenzgriindungen und -festigungen,

im Rahmen der staatlichen Wohnraumférderung,

Bereitstellung von Risikokapital,

bauliche Entwicklung der Stadte und Gemeinden,

InfrastrukturmaBnahmen,

Entwicklung von gewerblichen Standorten und Ansiedlung von

Unternehmen und gewerblichen Betrieben,

UmweltschutzmaBnahmen,

e Technologie- und InnovationsmaBnahmen,

e MaBnahmen rein sozialer Art, insbesondere zur Férderung der
Familien und der Studierenden sowie sozialer Einrichtungen,

e MaBnahmen in der Land- und Forstwirtschaft,

¢ kulturelle und wissenschaftliche MaBnahmen.

Die Bank kann alle Geschéfte betreiben, die zur Erflillung ihrer Aufgaben

zweckm@Big sind. Insbesondere kann sie Darlehen, Zuschiisse und

Birgschaften gewahren sowie Beteiligungen eingehen.
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wirtschaftlich
und organisa-
torisch
selbstandige
Anstalt der
Bayerischen
Landesbank

Institut Rechtsform | Aufgabenkatalog Bilanzsumme Eigenkapital / | Kredit-
Ende 2007, wenn Eigenmittel geschéft
nicht anders p.a.2
vermerkt
LfA Foérderbank Bayern | A6R Verbesserung und Ausbau der Wirtschafts-, Verkehrs- und 16.420 Mio. € 892 Mio. €
Umweltstruktur durch Finanzierungen in folgenden Bereichen: (ohne
e Mittelstand, Bilanzgewinn)
e Technologie und Innovation,
¢ Vorhaben mit besonderer regional-, Struktur- oder
arbeitsmarktpolitischer Bedeutung,
e Umweltschutz,
e Infrastruktur,
¢ Risikokapital,
e Filmférderung.
Bayerische rechtlich un- | ¢ Wohnraumférderung keine Angaben keine Angaben
Landesbodenkredit- selbstandige | e Stadtebauférderung
anstalt jedoch

Investitionsbank Berlin

ASR

Die Investitionsbank Berlin (IBB) ist die zentrale Férderbank des Landes
Berlin. Mit ihnren monetaren Férderangeboten, einer umfassenden Finan-
zierungsberatung und einer an betriebswirtschaftlichen Kriterien
orientierten Férder- und Kreditbearbeitung unterstitzt die Bank gezielt
vor allem kleine und mittlere Unternehmen in Berlin. Um diese Aufgabe
optimal zu erflllen, stellt die IBB ihren Kunden Darlehen und
Beteiligungen zur Verfigung. Dabei arbeitet sie eng mit den in Berlin
ansassigen Geschaftsbanken zusammen.

Im Fokus der Geschaftstatigkeit der IBB steht die Wirtschaftsférderung.
Die Produkte richten sich dabei am Unternehmenslebenszyklus der
Kunden aus. Ein besonderes Augenmerk richtet die IBB auf die
Férderung von Unternehmen, die in den wirtschaftlichen
Kompetenzfeldern Berlins tatig sind. Dabei handelt es sich um die
Bereiche Biotechnologie, Medizintechnik, Informations- und Kommunika-
tionstechnik (einschlieBlich Medien), Verkehrstechnik und die Optischen
Technologien.

In der Immobilienférderung betreibt die IBB ein effizientes Management
des Berliner Wohnungsbestandes.

22.586 Mio. €

542 Mio. €
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e Regional-/ Sektoralférderung,

Institut Rechtsform | Aufgabenkatalog Bilanzsumme Eigenkapital / | Kredit-
Ende 2007, wenn Eigenmittel geschéft
nicht anders p.a.2
vermerkt
InvestitionsBank des A6R Als Férderinstitut des Landes Brandenburg unterstiitzt die Bank das Land | 11.188,8 Mio. € 189,3 Mio. €
Landes Brandenburg bei der Erflllung 6ffentlicher Aufgaben. Dabei flihrt sie fur das Land
Forderprogramme in folgenden Bereichen durch:
e Wohnungs- und Stédtebau,
e gewerbliche Wirtschaft,
e wirtschaftsnahe Infrastruktur,
e Land- und Forstwirtschaft,
e Umweltschutz,
e Soziales, Bildung, Kultur,
e Forschung und Technologie,
e Medien
und finanziert damit in Zusammenhang stehende &ffentliche und private
Vorhaben.
Dartber hinaus unterstiitzt die InvestitionsBank des Landes Brandenburg
ihre 6ffentlichen Auftraggeber bei der Entwicklung und Umsetzung
wichtiger Projekte, insbesondere im Infrastrukturbereich.
Bremer Aufbau-Bank GmbH e Forderung der gewerblichen Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven |1.306,0 Mio. € 117,7 Mio. €
GmbH e Ubernahme von Landesbiirgschaften
e Infrastrukturférderung
¢  Wohnungsbauférderung
e Bereitstellung von Wagniskapital (Die Bereitstellung von
Wagniskapital erfolgt im Rahmen der Geschéftsbesorgung fir die
Bremer Unternehmensbeteiligungsgesellschaft mbH (BUG) und Uber
die Tochtergesellschaft, die BAB Beteiligungs- und
Managementgesellschaft Bremen mbH
Hamburgische AGR e Wohnraumférderung 5,04 Mrd. € 0,7 Mrd. €
Wohnungsbaukredit- e Stadtebauférderung (2006)
anstalt e Foérderung des Umweltschutzes
e sonstige durch Einzelzuweisung des Senats prazise benannte 0,7 Mrd. €
Forderbereiche (2007)
e Gewahrung von Krediten und anderen Finanzierungshilfen
e Ubernahme von Sicherheitsleistungen
e Beratungs- und Vermittlungsleistungen
Investitionsbank Hessen | A6R Umsetzung der Wirtschaftsférderungsaktivitaten des Landes Hessen mit | 620 Mio. € 60 Mio. €
den Férderinstrumenten Zuschiissen, Kredite, Birgschaften und Be- 1.056,6 Mio. €
teiligungen sowie Beratungsleistungen in den Bereichen: (Oktober 2008)
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Institut Rechtsform | Aufgabenkatalog Bilanzsumme Eigenkapital / | Kredit-
Ende 2007, wenn Eigenmittel geschéft
nicht anders p.a.2
vermerkt
e Mittelstandsférderung,
e Technologieférderung,
e Grindungs- und Wachstumsférderung,
e Umweltschutzférderung,
e Arbeitsmarktférderung,
e Forderung der Dorf- und Regionalentwicklung.
Treuhanderische Aufgaben fir das Land Hessen in wirtschaftlichen,
technischen und vermégensrechtlichen Angelegenheiten.
Landestreuhandsteile rechtlich un- | Konzeption, Strukturierung und Bearbeitung von Férderprogrammen keine Angaben keine Angaben
Hessen - Bank fir selbstandige |sowie Einzelprojekten unter anderem im Rahmen der
Infrastruktur - rechtlich Anstalt des e Forderung des Wohnungswesens,
unselbstandige Anstalt in | 6ffentlichen e Forderung des Kommunalbaus,
der Landesbank Rechts e Férderung des Stadtebaus und der Stadtentwicklung,
Hessen-Thringen e Foérderung durch Bereitstellung von Risikokapital,
Girozentrale (LTH - e Foérderung des technischen Fortschritts, insbesondere Technologie-
Bank fdr Infrastruktur) und Innovationsfinanzierung,
e Forderung von InfrastrukturmaBnahmen,
e Foérderung von MaBnahmen zur Entwicklung strukturschwacher
Gebiete,
e Fdérderung von Land- und Forstwirtschaft, des landlichen Raums
sowie des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes,
e Forderung im Rahmen international vereinbarter Férderprogramme,
Foérderung von wirtschaftlichen Belangen bei Kultur und Bildung,
Forderung von MaBnahmen rein sozialer Art einschlieBlich
Konsortialfinanzierung,
Finanzierungen fir Gebietskdrperschaften und 6ffentlich-rechtliche
Zweckverbande.
Landesférderinstitut rechtlich un- | ¢ Wohnungsbauférderung 2.600,0 Mio. € keine Angaben
Mecklenburg- selbstandiger, Stadtebauférderung (2006)
Vorpommern - betriebs- Kommunaler Aufbaufonds (KAF)

Geschéftsbereich der
NORD/LB -

wirtschaftlich
selbstandiger
und organisa-
torisch
getrennter
Teil der
NORD/LB

Wirtschafts-, Existenzgrindungs- und Infrastrukturférderung
Férderung von Schulen und Medien

Forderberatung und Existenzgriindertelefon
Dienstleistungen fiir Strukturfondsverwaltung
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vermerkt
NBank Investitions- und | A6R Die NBank ist das zentrale Férderinstitut des Landes Niedersachsen und | 955,8 Mio. € 105,3 Mio. €
Foérderbank unterstitzt das Land bei der Erfullung éffentlicher Aufgaben. Die NBank | (2006)
Niedersachsen wird dabei insbesondere in folgenden Bereichen tétig:
e Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur,
e Entwicklung strukturschwacher Gebiete,
e Infrastruktur,
e Arbeitsmarkt- und Bildungsférderung,
e Umweltschutz-, technischer Fortschritt und Energien,
¢ Internationalisierung,
e Kunst, Kultur, Wissenschaft und Forschung,
e Wohnungs- und Siedlungswesen, Wohnungswirtschaft,

e Stadtebau.

Die NBank ist fiir die gesamte ESF- und EFRE-Férderung des Landes
Niedersachsen tétig. Bei der Erflllung ihrer Aufgaben bertcksichtigt sie
die Ziele der staatlichen Wirtschaftsférderung sowie der Europaischen
Gemeinschaft. Ziel ist es, die wirtschaftliche Leistungsféhigkeit des
Landes und die Wohnqualitat im Lande zu verbessern. Dabei versteht
sich die NBank auch als umfassender Ansprechpartner Gber samtliche
Forderprogramme des Landes Niedersachsen, des Bundes und der EU
sowie in Finanzierungsfragen und setzt bei ihrer Arbeit das gesamte
Spektrum an Férderprogrammen ein, um das Land bei seinen struktur-
und wirtschaftspolitischen Aufgaben zu unterstitzen.

Die NBank ist neben ihrer Hauptstelle in Hannover zur flichendecken-
den Beratung auch in Lineburg, Braunschweig, Oldenburg und
Osnabriick vertreten.
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NRW.BANK A6R Die NRW.BANK ist die Férderbank des Landes Nordrhein-Westfalen. In | 151.010,0 Mio. € | 3.549,0 Mio. €
den Geschéftsfeldern (haftendes EK
e Existenzgriindungs- und Mittelstandsférderung gem. KWG)
e Infrastruktur- und Kommunalfinanzierung
e soziale Wohnraumfdrderung und 19.583,0 Mio. €
e Individualférderung (handelsrechtl.
setzt sie das gesamte Spektrum kreditwirtschaftlicher Férderprodukte ein EK)

- von den Forderprogrammen des Landes, des Bundes und der EU Uber
Eigenkapital - bis hin zu Fremdkapitalfinanzierungen. Damit unterstitzt
sie das Land NRW bei seinen Struktur- und wirtschaftspolitischen
Aufgaben. Die NRW.BANK agiert stets wettbewerbsneutral und im
Hausbankenverfahren. Fir die Sparkassen in Nordrhein-Westfalen
nimmt sie hier die Zentralbankfunktion wabhr.

Die Aufgabe der sozialen Wohnraumférderung erflllt die Wohnungs-
bauférderungsanstalt Nordrhein-Westfalen (Wfa) als organisatorisch und
wirtschaftlich selbstandige Anstalt der NRW.BANK. Die Wfa berat und
unterstitzt das zustandige Landesministerium und wickelt in dessen
Auftrag die Wohnraumférderprogramme des Landes ab. Die Wfa vergibt
dabei Foérderdarlehen im Direktgeschéft.

Beratung

In allen zentralen Geschéftsfeldern ist die Beratung eine wichtige
Leistung der NRW.BANK.

In der Férderberatung informiert und berat sie Hausbanken, Wirtschaft-
férderer, andere Fdrdermittler und Férdernehmer Uber den optimalen
Einsatz der Forderprodukte aus den Bereichen Existenzgriindungs- und
Mittelstandsférderung sowie Infrastruktur- und Kommunalfinanzierung.
Die Wfa berat mit inrer Férderberatung die Bewilligungsbehdrden der
zustédndigen Kommunal- oder Kreisverwaltung sowie potenzielle Bau-
herren. Die Wohnungsmarktbeobachtung gibt dariber hinaus allen Inte-
ressierten Informationen Uber Entwicklungen auf den nordrhein-
westfélischen Wohnungsmarkten.
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Ende 2007, wenn
nicht anders
vermerkt

Eigenkapital /
Eigenmittel

Kredit-
geschaft
p.a.2

Investitions- und
Strukturbank Rheinland-
Pfalz (ISB) GmbH

GmbH

Unterstlitzung des Landes Rheinland-Pfalz in seiner Wirtschafts- und
Strukturpolitik. Die Gesellschaft konzentriert die
Wirtschaftsférderungsaktivitaten und setzt hierbei eigene Programme
sowie die des Landes, des Bundes und der EU um, insbesondere:

e Mittelstands-, Technologie-, Regionalférderung,

e Messe- und Innovationsférderung,

e Durchfuhrung von eigenen und treuhanderische Bearbeitung von
fremden Blrgschafts- und Garantieprogrammen,
Kapitalbeteiligungen und Wagnisfinanzierungen,
Konsortialkredite,

Kommunalkredite,

Handels- und Kooperationsférderung,

Standortmarketing und Betriebsansiedlung,

°
[ )
[ )
°
[ )
¢ Innovationsmarketing und Technologietransfer.

5.582,2 Mio. €

222,3 Mio. €

LTH
Landestreuhandsteile
Rheinland-Pfalz -
Ressort der LRP
Landesbank Rheinland-
Pfalz —

rechtlich un-
selbstandiges
jedoch
wirtschaftlich
und organisa-
torisch
selbstandiges
Ressort der
LRP
Landesbank
Rheinland-
Pfalz

Wohnraumférderung des Landes Rheinland-Pfalz:
e EigentumsmaBnahmen,

¢ Mietwohnungsbau,

e Modernisierung.

Stadtebauférderung des Landes Rheinland Pfalz.

keine Angaben

keine Angaben

Saarlandische
Investitionskreditbank
AG

AG

¢ Wirtschaftsférderung (Finanzierung u. a. zusammen mit
Hausbanken) durch Mittel des Landes, des Bundes und der EG
Kapitalbeteiligungen

Burgschaftsprogramme

Wohnungsbauférderung

Agrarférderung (Auszahlung und Verwaltung der Darlehen,
Bewilligung erfolgt beim Umweltminister)

e Geschaftsbesorgungen

1.165,7 Mio. €

44,3 Mio. €
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Sachsische Aufbaubank - | A6R Die Sachsische Aufbaubank - Férderbank - ist insbesondere in folgen- 10.009,8 Mio. € 366,8 Mio. €

Forderbank — den Foérderbereichen tatig:

e soziale Wohnraumférderung,

e Wohnungs- und Siedlungswesen,

¢  Wohnungswirtschaft,

¢ einzelbetriebliche, gewerbliche Wirtschaft unter besonderer
Berlcksichtigung des Mittelstands sowie der freien Berufe,
Ansiedlung von Unternehmen,

e Bereitstellung von Risikokapital,

technischer Fortschritt, insbesondere Technologie- und
Innovationsfinanzierung,

InfrastrukturmaBnahmen,

bauliche Entwicklung der Stadte und Gemeinden,
MaBnahmen zur Entwicklung strukturschwacher Gebiete,
Land- und Forstwirtschaft und Iandlicher Raum,

Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz,

MaBnahmen der Arbeitsmarktpolitik,

Kunst, Kultur, Wissenschaft und Forschung,

Rahmen international vereinbarter Férderprogramme,
Gesundheitswesen,

Familie, Jugend und Sport sowie

Gleichstellung von Frau und Mann.
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Investitionsbank teilrechts- Die IB ist Dienstleister fir das Land Sachsen-Anhalt insbesondere in den | 1.105,7 Mio. € 100,0 Mio. €
Sachsen-Anhalt - Anstalt | fahige Anstalt | Bereichen:
der Nord/LB — des ¢ Wirtschaftsférderung
offentlichen einerseits als Zuschussférderung mit den Schwerpunkten
Rechts der Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (Gemeinschafts-
Nord- aufgabe), Innovations- und Technologieférderung, Beratungshilfe-
deutschen programm; andererseits die Forderung Uber Grinder-, Mittelstands-
Landesbank und Technologie- sowie Mezzaninedarlehen;

Girozentrale

Wohnungsbauférderung

mit den Schwerpunkten Stadtumbau und Leerstandsbeseitigung,
Férderung von Wohneigentum, Blrgschaftsiibernahmen;
Agrarférderung

mit dem Schwerpunkt Darlehensférderung;

Foérderung von Bildung, Kultur, Medien und Tourismus

mit den Schwerpunkten Investitionsférderung zur ErschlieBung
kultureller Ressourcen, Medienférderung und Férderung von
Schulen (u. a. Ausstattung mit elektronischen Medien);

Vergabe von Mitteln aus dem Européischen Sozialfonds (ESF)
Zuschusse fir Modellprojekte im Rahmen der
Existenzgriindungsoffensive Sachsen-Anhalt;

férdernahe Dienstleistungen

mit den Schwerpunkten Serviceleistungen fiir Investoren, Dienst-
leistungen fir Fondsverwalter und Zahlstellen der EU-Strukturfonds
des Landes sowie Finanzdienstleistungen u. a. fir Kommunen;
Forderberatung

Zentraler Ansprechpartner fir Férderung in Sachsen-Anhalt, Be-
ratung auch zu Programmen des Bundes und der EU, Unterstiitzung
bei der Wahl der geeigneten Finanzierungsstrategie.

10
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Investitionsbank AGR e Durchfiihrung und Verwaltung 6ffentlicher FérdermaBnahmen in 12,8 Mrd. € 0,1 Mrd. €

Schleswig-Holstein folgenden Bereichen:

e  Wohnraumférderung,
e Fodrderung stadtebaulicher Planung, Erneuerung und
Entwicklung,
Mittelstandsférderung,
Férderung im Rahmen von Risikokapital,
Technologie- und Innovationsférderung,
Infrastrukturférderung,
Forderung des Umweltschutzes,
Foérderung der rationellen Energienutzung, der erneuerbaren
Energien und der Energieeinsparung,
Forderung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und des
landlichen Raumes,
Foérderung des Gesundheitswesens,
Kunst- und Kulturférderung einschlieBlich Baukultur,
Foérderung des Tourismus,
international vereinbarte Férderprogramme,
internationale Zusammenarbeit.
Beteiligung an Projekten/Projektmanagement
Gewahrung von Darlehen etc. an Gebietskdrperschaften, Amter
und 6&ffentlich-rechtliche Zweckverbande
e MaBnahmen mit ausschlieBlich sozialer Zielsetzung
e Treuhand- und Verwaltungsgeschéfte aus 6ffentlichen Mitteln
e Unterstiitzung des Landes bei der Erfillung sonstiger
Aufgaben, die im 6ffentlichen Interesse liegen
Zur Durchfiihrung dieser Aufgaben werden Darlehen, Zuschisse und
andere Finanzierungsformen gewahrt. DarGber hinaus werden Blrg-
schaften und Gewahrleistungen Gbernommen, Beteiligungen eingegan-
gen und Beratungs- und Dienstleistungen erbracht.
Thiringer Aufbaubank AbR Wirtschaftsférderung im Freistaat Thiringen 2.009,0 Mio. € 91 Mio. €
e Durchfihrung staatlicher Férderungsprogramme, insbesondere in
den Bereichen Investitions- und Technologieférderung
e Foérderung von Existenzgriindungen und Existenzsicherung Gber
Darlehen und Birgschaften
Wohnungsbau- und Modernisierungsférderung
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Briissel, den 27.03.2002
C(2002) 1286

Betreff: Staatliche Beihilfe Nr. E 10/2000 — Deutschland

Anstaltslast und Gewihrtrigerhaftung
Sehr geehrter Herr Bundesminister,
Erster Teil: Aligemeine Ausfithrungen fiir alle dffentlichen Kreditinstitute, die im
Genuss von Anstaltslast und/oder Gewiihrtriigerhaftung und/eder

Refinanzierungsgarantien stehen

1. Geschichte

Am 21.12.1999 brachte die Bankenvereinigung der Europdischen Union eine Beschwerde
gegen Anstaltslast und Gewihrtragerhafiung ein. Diese Beschwerde wurde am 27.7.2000 und
am 15.11.2000 durch detaillierte Informationen ergénzt.

Wie in Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999! vorgesehen, erhielt die
Kommission von Threr Regierung Informationen iiber die existierende Beihilferegelung
Anstaltslast und Gewihrtragerhaftung und trat in Beratungen mit Threr Regierung tber die
Beurteilung und mogliche zu ziehende Konsequenzen ein.

Am 26.1.2001 sandten die Dienststellen der Kommission ein Schreiben gem4B Artikel 17
Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 659/1999 an Ihre Regierung, mit dem Ihre Regierung iiber
die vorlaufige Position der Kommission in Kenntnis gesetzt wurde, dass die bestehende
Beihilferegelung  Anstaltslast und Gewihrtragerhafiung  nicht  vereinbar mit dem
Gemeinsamen Markt sei und mit dem lhrer Regierung die Gelegenheit zur Stellungnahme
innerhalb einer Frist von einem Monat gegeben wurde. Nach Fristverlingerung antwortete
Thre Regierung mit Schreiben vom 11.4.2001.

! Verordnung (EG) Nr.659/1999 des Rates vom 22. Mirz 1999 iiber besondere Vorschrifien fir die
Anwendung von Artikel 93 [jetzt Artikel 88] des EG-Vertrags, ABI L 83 0f27.3.1999, Seite 1-9.

Seiner Exzellenz Herm Joschka Fischer
Bundesminister des Auswirtigen
Werderscher Markt 1

D -11017 Berlin

Deutschland

B-1049 Bruxelles / Europese Commissie, B-1049 Brussel - Belgien.
Telefon: Zeritrale 32 (0) 2 299.11.11; Femschreiber: COMEU B 21877. Telegrammadresse: COMEUR Brissel
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Am 8.5.2001 verabschiedete die Kommission einen Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen,
um die bestehende Beihilferegelung staatlicher Haftungen fiir 6ffentliche Kreditinstitute in
Deutschland an die Erfordernisse der Beihilferegeln des EG-Vertrags anzupassen. lhre
Behorden bestitigten dessen Eingang fur den 11.5.2001. Die Kommission schlug Ihrer
Regierung gemiB Artikel 88(1) EG-Vertrag und Artikel 18 der Verordnung (EG)
Nr. 659/1999 die folgenden zweckdienlichen MaBnahmen vor:

(i) dass die Bundesrepublik Deutschland alle gesetzgeberischen, verwaltungsmiBigen und
sonstigen MaBnahmen trifft, die notwendig sind, um jegliche staatliche Beihilfe gemafB
Artikel 87 Absatz 1 EG, die aus dem System der Anstaltslast und Gewihrtrigerhaftung
herrithrt und 6ffentlich-rechtlichen Kreditinstituten gewihrt wird, zu beseitigen, oder die
Vereinbarkeit einer solchen Beihilfe mit dem Gemeinsamen Markt gem#B den
Bestimmungen des Artikels 87 EG-Vertrag oder gemaB den in Artikel 86 Absatz2 EG
niedergelegten Vorschriften herzustellen;

(ii) dass jegliche solche Beihilfe beseitigt oder vereinbar gemacht wird mit Wirkung zum
31.3.2002, sofern nicht die Kommission (fiir alle dffentlich-rechtlichen Kreditinstitute
oder fiir bestimmte Unternehmen oder Gruppen von Unternehmen) ihre Zustimmung zu
einem spiteren Zeitpunkt oder spiteren Zeitpunkten erklirt, sollte sie dies als objektiv
notwendig und gerechtfertigt ansehen, um dem oder den betreffenden Unternehmen
einen angemessenen Ubergang zur angepassten Sachlage zu erlauben; und

(iii) dass die Bundesrepublik Deutschland die betreffenden, die Beihilferegelung anpassenden
MaBnahmen so bald wie mdglich und in keinem Fall spéter als zum 30.9.2001 der
Kommission mitteilt.

In der folgenden Zeit fanden eine Reihe von Gespriichen zwischen der Kommission und Thren
Behorden statt, und Thre Regierung stellte weitergehende Informationen zur Verfiigung.

Am 17.7.2001 trafen Kommissar Mario Monti, Staatssekretir Caio Koch-Weser, die
Finanzminister der Linder Baden-Wiirttemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen, Gerhard
Stratthaus, Kurt Faltlhauser, und Peer Steinbriick, und Prasident des Deutschen Sparkassen-
und Giroverbandes, Dietrich Hoppenstedt, eine Verstindigung ilber Anstaltslast und
Gewihrtrigerhaftung betreffend Landesbanken und Sparkassen.

Die Verstandigung vom 17.7.2001 sieht eine 4-jihrige Ubergangsfiist vor, die vom 19.7.2001
bis zum 18.7.2005 dauert. Wihrend dieser Zeit diirfen die beiden existierenden Haftungen
fortbestehen. Danach wird auf der Basis des sogenannten Plattform-Modells die eine Haftung,
Anstaltslast, durch eine normale wirtschafiliche  Eigentiimerbeziehung nach
marktwirtschaftlichen Grundsitzen ersetzt, was impliziert, dass 6ffentliche Korperschaften
keine Verpflichtung zur Unterstitzung der Institute mehr haben. Die andere Haftung,
Gewihrtrigerhaftung, wird abgeschafft.

Allerdings kann Gewdshrtragerhaftung auch nach dem 18.7.2005 aus Griinden des
Glaubigerschutzes gemaB den folgenden Vorgaben aufrechterhalten (gegrandfathered)
werden:

- Fir bis zum 18.7.2001 vereinbarte Verbindlichkeiten kann Gewahrtragerhaftung ohne jede
Beschrankung bis zum Ende ihrer Laufzeit aufrechterhalten werden.

- Fitr vom 19.7.2001 bis zum (einschlieBlich) 18.7.2005 vereinbarte Verbindlichkeiten kann
Gewihrtrigerhaftung nur unter der Bedingung aufrechterhalten bleiben, dass ihre Laufzeit



X

Ausschussvorlage WVA/17/11
Ausschussvorlage HHA/17/15

nicht tber den 31.12.2015 hinausgeht. Ansonsten, d.h. wenn ihre Laufzeit iber den
31.12.2015 hinausgeht, kann Gewihrtragerhaftung nicht aufrechterhalten werden.

GemaB dem Vorschlag der Kommission vom 8.5.2001 miissen Ihre Behorden der
Kommission bis 30.9.2001 die konkreten MaBnahmen mitteilen, die sie zu treffen gedenken,
um das Haftungssystem mit den Vertragsregeln in Ubereinstimmung zu bringen. In der
Verstandigung vom 17.7.2001 haben sich Ihre Behorden verpflichtet, spatestens bis zum
31.12.2001 den jeweils zustindigen Gesetzgebungsorganen Vorschlige fur die notwendigen
rechtlichen MaBnahmen zu unterbreiten und diese bis zum 31.12.2002 endgiiltig zu
verabschieden. Im Falle der Nicht-Einhaltung dieser Frist ist die Rechtsfolge in Bezug auf
Kreditinstitute, die unter die Gesetzgebung der die Verletzung vornehmenden
Gebietskorperschaft fallen, dass das in den staatlichen Haftungen enthaltene Beihilfeelement
mit Wirkung ab 1.1.2003 als Neubeihilfe behandelt wird. Folglich konnte das Beihilfeclement
mit Wirkung zum 1.1.2003 von diesen Kreditinstituten zuriickgefordert werden.

Ihre Regierung hat den Vorschlag fir zweckdienliche MaBnahmen bedingungslos und
unmissversténdlich in seiner Gesamtheit durch Schreiben vom 18.7.2001 angenommen.
Dementsprechend tibermittelte sie am 27.9.2001 konkrete Vorschlige fiir die Umsetzung der
Verstandigung, die in der folgenden Zeit Gegenstand weiterer Gespriiche zwischen der
Kommission und Thren Behorden waren.

Zwei Punkte konnten bis Ende des Jahres 2001 nicht gelost werden: Das betrifft erstens die
genauen Elemente, die in die Gesetzestexte, die Gesetzesbegriindungen oder in separate
Selbstverpflichtungen Threr Behorden einzubringen sind, um die Ersetzung der Anstaltslast
sicher zu stellen. Zweitens betrift es den genauen Inhalt der Aufrechterhaltung
(Grandfathering) der Gewihrtrigerhaftung fiir Verbindlichkeiten, die wihrend der
Ubergangszeit (vom 19.7.2001 bis zum 18.7.2005) vereinbart werden.

Thre Behorden haben es unterlassen, bis zum Ablauf der Frist des 31.12.2001
Gesetzesentwiirfe allen betreffenden Gesetzgebungsorganen zu unterbreiten. Die Gespriiche
zwischen Kommission und Thren Behorden dauerten bis Ende Februar 2002 fort.

Am 28.2.2002 erreichten Kommissar Mario Monti, Staatssekretidr Caio Koch-Weser, die
Finanzminister der Lander Baden-Wiirttemberg, Bayern und Nordrhein-Westfalen, Gerhard
Stratthaus, Kurt Faltthauser, und Peer Steinbriick, und Président des Deutschen Sparkassen-
und Giroverbandes, Dietrich Hoppenstedt, Schlussfolgerungen iiber diese beiden Hauptpunkte
(Wortlaut fur die Ersetzung der Anstaltslast und genauer Inhalt der Aufrechterhaltung der
Gewahrtrigerhaftung) und zwei weitere Punkte, die nach Abschluss der Verstindigung vom
17.7.2001 aufgetreten sind. Diese beiden neuen Punkte betreffen, erstens, eine
Nachschusspflicht von Trigern der Sparkassen in einigen Landern hinsichtlich finanzieller
Mittel in Institutssicherungsfonds, und, zweitens, staatliche Haftungen zu Gunsten von
sogenannten Freien Sparkassen, z.B. der Frankfurter Sparkasse. Die Schlussfolgerungen
stellen eine Vereinbarung hinsichtlich der notwendigen Elemente in den Rechtstexten, den
Gesetzesbegriindungen und den separaten Selbstverpflichtungen Threr Behorden dar.

Die Schlussfolgerungen sehen vor, dass die separaten Selbstverpflichtungen von Ihren
Behorden bis zum 15.3.2002 zu erbringen sind; dementsprechend diese sind an diesem Tag
bei der Kommission auch eingegangen. Fiir die anderen Mafinahmen gilt der Zeitplan der
Verstandigung vom 17.7.2001. Die urspringliche Frist des 31.12.2001 fiir die Ubermittlung
der notwendigen rechtlichen MaBnahmen an Ihre jeweils zustindigen Gesetzgebungsorgane
wird auf den 31.3.2002 verlingert; in begriindeten Ausnahmefillen kann diese Frist
spitestens bis zum 31.5.2002 ausgedehnt werden. Auf jeden Fall ist der Kommission bis zum
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15.3.2002 ein vorlaufiger Bericht uber den Stand der getroffenen gesetzgeberischen
MaBnahmen zu tibermitteln; dieser Bericht ist bei der Kommission fristgerecht eingegangen.

Am 1.3.2002 erreichten Kommissar Mario Monti und Staatssekretir Caio Koch-Weser auch
eine Verstdndigung iiber die deutschen Spezialkreditinstitute: Diese diirfen weiterhin im
Genuss staatlicher Haftungen stehen, soweit sie mit Forderaufgaben betraut sind, die mit den
Beihilferegeln der Gemeinschaft im Einklang sind. Die Durchfiihrung der Forderaufgaben ist
an die Beachtung des gemeinschaftsrechtlichen Diskriminierungsverbots gebunden. Eine
andere offentliche Aufgabe, die auch in Zukunft unter dem Schutz der staatlichen Haftungen
erlaubt sein wird, sind Beteiligungen an Projekten im Gemeinschafisinteresse, die von der
Europiischen Investitionsbank oder #hnlichen europiischen Finanzierungsinstitutionen
mitfinanziert werden. Ferner konnen Spezialkreditinstitute MaBnahmen rein sozialer Art und
die Gewahrung von Darlehen und anderen Finanzierungsformen an Gebietskorperschaften
und  offentlich-rechtliche =~ Zweckverbinde vornehmen. Das gleiche gilt fir
Exportfinanzierungen auBerhalb der Europdischen Union, des Européischen Wirtschaftsraums
und von Landern mit offiziellem Status als EU-Beitrittskandidat, soweit diese im Einklang
mit den fir die Gemeinschaft bindenden internationalen Handelsabkommen, insbesondere den
WTO-Abkommen stehen. Die beihilferechtliche Uberpriifung dieser Titigkeiten gegeniiber
den Begiinstigten bleibt von dieser Vereinbarung unberiihrt.

Die Verstindigung vom 1.3.2002 sieht vor, dass Ihre Behorden die Tatigkeiten der
Forderinstitute bis 31.3.2004 in den betreffenden Gesetzen klar festlegen. Kommerzielle
Titigkeiten miissen aufgegeben oder von den staatlichen Haftungen durch eine Abtrennung in
ein rechtlich selbststéindiges Unternehmen ohne staatliche Unterstiitzung isoliert werden. Dies
muss bis zam 31.12.2007 umgesetzt werden.

Alle offenen inhaltlichen und verfahrensmé8igen Punkte sind damit gelost.

Die Verstandigungen und die Schlussfolgerungen werden hiermit umgestaltet in eine
Kommissionsentscheidung, die den Vorschlag der Kommission vom 8.5.2001 mit Wirkung
zum 31.3.2002 abéndert.

2. Beschreibung der Haftungen

Anstaltslast wird als allgemeiner Rechtsgrundsatz betrachtet und besagt, dass der
Gewihrtrager verpflichtet ist, die wirtschaftliche Basis einer Anstalt zu sichern, sie fur die
gesamte Dauer ihres Bestehens funktionsfihig zu erhalten und etwaige finanzielle Liicken
durch Zuschiisse oder auf andere geeignete Weise auszugleichen. Insolvenz ist praktisch
unméglich. Anstaltslast begriindet, unter einer rein juristischen Betrachtungsweise, lediglich
eine Verpflichtung im Innenverhiltnis. Anstaltslast ist weder betragsmiBig noch zeitlich
beschrinkt. Die Anstalt entrichtet keine Vergiitung fiir diese Haftung.

Gewihrtragerhaftung wird nicht als allgemeiner Rechtsgrundsatz angesehen, sondern bedarf
einer ausdriicklichen rechtlichen Basis. Sie ist als direkte, auf Gesetz oder Verordnung
basierende Verpflichtung einer Gebietskorperschaft oder einer anderen Einrichtung des
Sffentlichen Rechts gegeniiber den Gliubigern eines 6ffentlich-rechtlichen Kreditinstitutes fur
alle Verbindlichkeiten dieses Institutes definiert. Gewahriragerhaftung begriindet somit die
Verpflichtung des Gewihrtrégers, im Falle von Zahlungsunfihigkeit oder Liquidation des
Kreditinstitutes einzutreten. Sie begriindet einen unmittelbaren Anspruch der Glaubiger des
Kreditinstitutes gegeniiber dem Gewihrtriiger, der jedoch nur geltend gemacht werden kann,
wenn das Vermogen des Kreditinstitutes nicht ausreicht, um die Glaubiger zu befriedigen.
Gewihrtragerhaftung ist weder betragsmiBig noch zeitlich beschrinkt. Das Kreditinstitut
entrichtet keine Vergiitung fiir diese Haftung.
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3. Beurteilung der MaBnahme als Beihilferegelung

Die Kommission ist der Ansicht, dass die fragliche MaBnahme eine Beihilferegelung im
Sinne von Artikel 88 Absatz1 EG und gemiB der Definition der Verordnung (EG)
Nr. 659/1999, Artikel 1 (d) darstellt. Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den
Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen vom 8.5.2001, der durch Ihre Regierung am
18.7.2001 angenommen wurde und der im Einzelnen die Einordnung der MaBnahme als
Beihilferegelung vornimmt.

4. Position Ihrer Regierung

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen
vom 8.5.2001, der durch Ihre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der im
Einzelnen die Position Ihrer Regierung darlegt.

5. Eigentiimerschaft und Unternehmensrechtsform

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen
vom 8.5.2001, der durch lhre Regierung am [8.7.2001 angenommen wurde und der im
Einzelnen zur Frage der Eigentiimerschaft und Unternehmensrechtsform Stellung bezieht.

6. Beihilfe gemiB Artikel 87 Absatz 1 EG

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen
vom 8.5.2001, der durch Ihre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der im
Einzelnen die Einordnung von Anstaltslast und Gewdhrtriigerhaftung als Beihilfe gemif
Artikel 87 Absatz 1 EG vornimmt.

7. Bestehende Beihilfen im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 EG

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen
vom 8.5.2001, der durch Ihre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der im
Einzelnen die Einordnung von Anstaltslast und Gewihririgerhaftung als bestehende Beihilfen
im Sinne von Artikel 88 Absatz 1 EG vomnimmt.

8. Vereinbarkeit der Beihilfe

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaSnahmen
vom 8.5.2001, der durch Ihre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der im
Einzelnen die Fragen in Bezug auf die Vereinbarkeit der Beihilferegelung Anstaltslast und
Gewihrtragerhaftung gem@B Artikel 87 (2) und (3) EG analysiert.

9. Artikel 86 Absatz2 EG

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaBnalimen
vom 8.5.2001, der durch lhre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der im
Einzelnen die Bedingungen fiir die Anwendung von Artikel 86 Absatz2 EG auf die
Beihilferegelung Aunstaltslast und Gewihrtrigerhaflung analysiert.
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10. Schlussfolgerungen

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher Mafinahmen
vom 852001, der durch lhre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der
Einzelheiten iiber die Schlussfolgerungen enthalt, insbesondere daritber, welcher Anderungen
die gegenwiirtige Situation bedarf,

11. Vorschlag zweckdienlicher MaSinahmen

Die Kommission verweist in dieser Hinsicht auf den Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen
vom 8.5.2001, der durch lhre Regierung am 18.7.2001 angenommen wurde und der niher die
zu treffenden MaBinahmen und deren Zeitplan spezifiziert. Der Vorschlag sieht vor, dass die
Kommission (fur alle dffentlich-rechtlichen Kreditinstitute oder fiir bestimmte Unternehmen
oder Gruppen von Unternehmen) thre Zustimmung zu einem spiteren Zeitpunkt oder spéteren
Zeitpunkten als den urspriinglich festgelegten erklaren kann, sollte sie dies als objektiv
notwendig und gerechtfertigt ansehen, um dem oder den betreffenden Unternehmen einen
angemessenen Ubergang zur angepassten Sachlage zu erlauben.

Nach dem Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen erorterten die Kommission und lhre
Regierung eingehend, welche MaBSnahmen im Einzelnen fur die betreffenden Kreditinstitute
oder Gruppen von Kreditinstituten zu treffen seien, und in welchem Zeitplan diese von Threr
Regierung umzusetzen seien. Betreffend Landesbanken und Sparkassen wurde das Ergebnis
dieser Gespriche in einer Verstindigung vom 17.7.2001 und in Schlussfolgerungen vom
28.2.2002 niedergelegt. Betreffend Spezialkveditinstitute wurde das Ergebnis in einer
Verstandigung vom 1.3.2002 niedergelegt.

Diese Dokumente spezifizieren im Einzelnen den Vorschlag zweckdienlicher MaBnahmen
und sind unten — fir Landesbanken und Sparkassen — im zweiten Teil und - fur
Speziatkreditinstitute — im dritten Teil inhaltlich aufgenommen.

Zweiter Teil: Einzelne Mafnahmen, die fiir 1.andesbanken und Sparkassen zu treffen
sind

Dieser zweite Teil gibt den Inhalt der Verstiandigung zwischen Kommissar Mario Monti und
Vertretern Ihrer Regierung vom 17.7.2001 und der Schlussfolgerungen zwischen denselben
Vertretern vom 28.2.2002 oiber Landesbanken und Sparkassen wieder. Um dem oder den
betreffenden Untemehmen einen angemessenen Ubergang zur angepassten Sachlage zu
erlauben, sicht die Kommission die folgenden Mafinahmen als objektiv notwendig und
gerechtfertigt an, die fur Landesbanken und Sparkassen zu treffen sind:

1.  "Plattform-Modell”

1.1. Alle Landesbanken und Sparkassen, einschlieBlich ihrer offentlich-rechtlichen
Tochterunternehmen, werden sich dem sogenannten "Plattform-Modell” anschlieBen.

1.2. Das "Plattform-Modell" besteht in der Abschaffung der Gewihrtragerhaftung und der
Ersetzung der Anstaltslast, so wie sie derzeit besteht, gemaB den in Punkt 2.
nicdergelegten Grundsitzen.
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2.

2.L
2.2.

23

24.

Grundsiitze im Hinblick auf eine Anderung des Systems der Anstaltslast und
Gewilhrtrigerhaftung

Gewshrtrigerhaftung wird abgeschaftt.
Anstaltslast, so wie sie derzeit besteht, wird ersetzt gemaB den folgenden Grundsitzen:

a) Die finanzielle Beziehung zwischen dem offentlichen Eigner und dem 6ffentlichen
Kreditinstitut ~ darf sich nicht von einer normalen wirtschaftlichen
Eigentiimerbezichung gemiB marktwirtschaftlichen Grundsitzen unterscheiden, so
wie der zwischen einem privaten Anteilseigner und einem Unternehmen in einer
Gesellschaftsform mit beschrankter Haftung,

b) Jegliche Verpflichtung des offentlichen Eigners zu wirtschaftlicher Unterstiitzung
des Offentlichen Kreditinstituts und jeglicher Automatismus wirtschafilicher
Unterstiitzung durch den Eigner zugunsten des offentlichen Kreditinstituts ist
ausgeschlossen. Es besteht keine unbeschrankte Haftung des Eigners fur
Verbindlichkeiten des offentlichen Kreditinstituts. Es gibt keine Absichtserkldrung
oder Garantie, den Bestand des offentlichen Kreditinstituts sicher zu steflen.

¢) Die offentlichen Kreditinstitute werden den gleichen Regeln fiir den Insolvenzfall
wie private Kreditinstitute unterworfen, ihre Glaubiger werden somit in ihrer
Position denen privater Kreditinstitute gleichgestellt.

d) Diese Grundsatze gelten unbeschadet der Moglichkeit des Eigners, wirtschaftliche
Unterstiitzung in Einklang mit den Beihilferegelungen des EG-Vertrags zu
gewdhren.

In allen Gesetzen uber offentliche Kreditinstitute in Deutschiand, die sich dem
"Plattform-Modell” angeschlossen haben, sind ausdrickliche Gesetzesanderungen
gemiB den obigen Grundsitzen vorzunehmen, unabhingig davon, ob Anstaltstast in
diesen Gesetzen derzeit ausdriicklich festgeschrieben ist oder nicht.

Fiir die Ersetzung der Anstaltslast und die Abschaffung der Gewihrtragerhaftung
miissen mindestens die folgenden Elemente enthalten sein:

In den Gesetzestexten selbst:
1) Anstaltslast wird ersetzt durch die folgenden Bestimmungen:

2) Der Trager unterstiitzt die Sparkasse/Landesbank bei der Erfiillung ihrer Aufgaben
nach MaBgabe der folgenden Grundsétze/Bestimmungen.

3) Eine Verpflichtung des Tragers zur oder ein Anspruch der Sparkasse/Landesbank
gegen den Tréger auf Zurverfligungstellung von Mitteln besteht nicht.

4) Die Sparkasse/Landesbank haftet fiir ihre Verbindlichkeiten mit ihrem gesamten
Vermogen.

5) Die Haftung des Tragers der Landesbank ist auf das satzungsmiBige Kapital
beschrankt./ Der Trager der Sparkasse haftet nicht fiir deren Verbindlichkeiten.
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6) Alle Landesbanken und Sparkassen miissen insolvenzfahig sein [zu erreichen durch
die Abschaffung der Bestimmungen der Lander, die auf § 12(1) Nr 2 Insolvenzordnung
beruhen).

Samtliche bestehenden Bestimmungen iiber Anstaltslast und Gewihrtrigerhafiung, die
mit dem Obigen im Widerspruch stehen, sind zu streichen.

In den Gesetzesbegriindungen:

Zusitzlich zu den Erkldrungen fir die Bestimmungen im Geseizestext muss das
Folgende erscheinen:

Soweit der Trager der Sparkasse/Landesbank dieser Mittel zur Verfiigung stellt, erfolgt
dies ausschlieBlich im Einklang mit der Beihilfendisziplin der Gemeinschaft.

In gesonderten Selbstverpflichtungen Ihrer Behdrden:

1) Ihre Behorden verpflichteten sich durch gesondertes Schreiben, dass sie jegliche
zukanftige Zurverfiigungsteliung finanzieller Mittel an Sparkassen/Landesbanken der
Kommission notifizieren werden fiir den Fall, dass diese Bethilfenelemente enthalten.
(Dieses Schreiben traf bei der Kommission am 15.3.2002 ein.)

2) thre Bundes- und Landerbehorden verpflichteten sich durch gesondertes Schreiben,
dass von der Erméchtigungsklausel im Bundesrecht, Anstalten, die unter der Aufsicht
eines Landes stehen, fir involvenzunfihig zu erkldren, fir die von der Verstindigung
vom 17.7.2001 erfassten offentlichen Banken zukiinftig kein Gebrauch mehr gemacht
werden wird. (Dieses Schreiben traf bei der Kommission am 15.3.2002 ein.)

Institutssicherungsfonds

Ihre Behorden verpflichteten sich durch gesondertes Schreiben zur Abschaffung
jeglicher Verpflichtung von Trigern oder anderen 6ffentlichen Stellen, finanzielle
Mittel an Institutssicherungsfonds von Sparkassenverbanden in den Landern, wo dies
anwendbar ist, zur Verfigung zu stellen, gemiB dem Zeitplan unter Ziffer 5. Die
notwendigen MaBnahmen sind im Einklang mit dieser Selbstverpflichtung zu treffen.
(Dieses Schreiben traf bei der Kommission am 15.3.2002 ein.)

Freie Sparkassen

Ihre Behorden verpflichteten sich durch gesondertes Schreiben zur Abschaffung
jeglicher Verpflichtung von &ffentlichen Stellen, sogenannten freien Sparkassen (z.B.
Frankfurter Sparkasse) finanzielle Mittel zur Verfiigung zu stellen, gemi8 dem Zeitplan
unter Ziffer 5. Die notwendigen Mafinahmen sind im Einklang mit dieser
Selbstverpflichtung zu treffen. (Dieses Schreiben traf bei der Kommission am 15.3.2002
ein.)

Selbstverpflichtungen zur Umsetzung
Thre Behorden haben Selbstverpflichtungen abgegeben, dass

(i) die Behorden des Bundes, der Lander und der Kommunen sowie simtliche anderen
zustindigen offentlichen Stellen spitestens zum 31.3.2002 ihren jeweiligen
Gesetzgebungs-/Rechtssetzungsorganen Vorschlage fiir die notwendigen rechtlichen
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53

MaBnahmen gemaB dem oben unter Ziffern 1. bis 4. Niedergelegten unterbreiten,
nachdem der Kommission ein Zwischenbericht iber den Stand der Arbeiten am
15.3.2002 ubermittelt wurde. In begriindeten Ausnahmefallen kann diese Frist bis
langstens 31.5.2002 verlangert werden; und

(ii) alle notwendigen rechtlichen MaBnahmen spitestens zum 31.12.2002 endgiiltig
verabschiedet werden.

Zweck der Selbstverpflichtungen unter 5.1. ist es, die ordnungsgemiBe Umsetzung der
in der Empfehlung der Kommission vom 8.5.2001 niedergelegten zweckdienlichen
MaBnahmen zu gewshrleisten und eine frithzeitige Anpassung der oOffentlichen
Kreditinstitute an die neuen rechtlichen und wirtschafilichen Rahmenbedingungen zu
erleichtern.

Nicht-Einhaltung dieser Selbstverpflichtungen durch den Bund, ein Land oder mehrere
Lander, eine oder mehrere Kommune(n) oder eine andere zustindige 6ffentliche Stelle
stellt eine Verletzung der vorliegenden Entscheidung der Kommission dar. Rechtsfolge
ist in Bezug auf die Kreditinstitute, die unter die Gesetzgebung/Rechtssetzung der die
Verletzung vornehmenden Gebietskorperschaft (Bund, Land, Kommune) oder anderen
zustindigen offentlichen Stelle fallen, dass das in Anstaltslast und Gewahrtragerhaftung
enthaltene Beihilfeelement mit Wirkung ab 1.1.2003 als Neubeihilfe behandelt wird.

Ubergangsregelung

a) Verbindlichkeiten, die am 18.7.2001, dem Tag der Annahme der Empfehlung der
Kommission vom 8.5.2001 durch lhre Behorden, bestehen, sind bis zum Ende ihrer
Laufzeit von Gewshrtrigerhaftung gedeckt. Die vorliegende Entscheidung legt eine
Ubergangszeit fest, die bis zum 18.7.2005 dauert und wihrend der das System von
Anstaltslast und Gewihrtrigerhaftung in seiner gegenwirtigen Form aufrechterhalten
bleiben kann. Mit Ende dieser Ubergangszeit wird jede bis dahin bestehende und
nach dem 18.7.2001 begriindete Verbindlichkeit weiterhin von Gewihrtrigerhaftung
gedeckt sein unter der Bedingung, dass ihre Laufzeit nicht Giber den 31.12.2015
hinausgeht.

b) Die folgenden Bestimmungen haben im Gesetzestext und entsprechende
Erklérungen in den Gesetzesbegriindungen zu erscheinen:

Die Trager der Sparkassen und der ... Landesbank am 18. Juli 2005 haften fir die
Erfullung siamtlicher zu diesem Zeitpunkt bestehenden Verbindlichkeiten des
jeweiligen Instituts.

Fiir solche Verbindlichkeiten, die bis zum 18. Juli 2001 vereinbart waren, gilt dies
zeitlich unbegrenzt; fur danach bis zum 18. Juli 2005 vereinbarte Verbindlichkeiten
nur, wenn deren Laufzeit nicht iiber den 31. Dezember 2015 hinausgeht.

Die Tréger werden ihren Verpflichtungen aus der Gewihrtragerhaftung gegeniiber
den Gl4ubigern der bis zum 18. Juli 2005 vereinbarten Verbindlichkeiten umgehend
nachkommen, sobald sie bei deren Filligkeit ordnungsgemiB und schriftlich
festgestellt haben, dass die Glaubiger dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermogen
des Instituts nicht befriedigt werden konnen.

Verpflichtungen der ... Landesbank oder Sparkassen aufgrund eigener
Gewiahrtrigerhaftung oder vergleichbarer Haftungszusage oder einer durch die
Mitgliedschaft in einem Sparkassenverband als Gewahrtriiger vermittelten Haftung
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sind vereinbart und fillig im Sinne der Sitze 1 bis 3 in dem gleichen Zeitpunkt wie
die durch eine solche Haftung gesicherte Verbindlichkeit.

Mehrere Trager haften als Gesamtschuldner, im Innenverhalinis entsprechend ihren
Kapitalanteilen [oder: gemiB der Regelung in der Satzung des Instituts].

c) Was die Aufrechterhaltung (Grandfathering) der Gewihrtrigerhaftung betriffi,
unterstreicht die Kommission zur Klarstellung, dass das in Frage stehende Verfahren
strikt einzuhalten ist. Insbesondere stellt die Nicht-Zahlung durch die betreffende
Institution an die Gliubiger bei Filligkeit der betreffenden Verbindlichkeit als solche
keine hinreichende Bedingung fiir ein Recht der Gldubiger auf Zahlung durch
den/die Tréger dar. Erst sobald dieses Verfahren korrekt dadurch abgeschlossen ist,
dass die Trager ordnungsgeméB und schriftlich festgestellt haben, dass die Glaubiger
dieser Verbindlichkeiten aus dem Vermogen des Instituts nicht befriedigt werden
konnen, haben die Glaubiger der betreffenden Verbindlichkeiten ein Recht auf
Zahlung gegen die Trager. Die Triger diirfen von dem vereinbarten obigen
Verfahren nur abweichen, soweit dies aus Griinden des Vertrauensschutzes
erforderlich ist.

Jegliche vorherige Erklarung der Triger oder anderer 6ffentlicher Stellen gegeniiber
Dritten dahingehend, dass sie irgendeine Handlung im Hinblick auf das Kreditinstitut
oder seine Glaubiger vomehmen wiirden, die iiber das vereinbarte obige Verfahren
zur Ausldsung der Gewihrtragerhaftung hinausgeht und de facto die gleichen oder
dhnliche Wirkungen wie Anstaltslast und Gewihrtrigerhaftung haben wiirde, welche
in Ubereinstimmung mit Obigem zu ersetzen bzw. abzuschaffen sind, wirde eine
neue Art von Haftung und deshalb eine Neubeihilfe darstellen, die im Vorfeld der
Kommission zu notifizieren wire.

Dritter Teil: Einzelne MaBnahmen, die fiir Spezialkreditinstitute zu treffen sind

Dieser dritte Teil gibt den Inhalt der Verstdndigung zwischen Kommissar Mario Monti und
Staatssekretdr Caio Koch-Weser vom 1.3.2002 wieder. Um dem oder den betreffenden
Unternehmen einen angemessenen Ubergang zur angepassten Sachlage zu erlauben, sieht die
Kommission die folgenden MaBnahmen als objektiv notwendig und gerechtfertigt an, die fur
Spezialkreditinstitute zu treffen sind:

1.Geltungsbereich

Diese Entscheidung betrifft rechtlich selbststindige Forderinstitute in Deutschland, fir die
staatliche Haftungsinstitute wie Anstaltslast und / oder Gewihrtrigerhaftung und / oder
Refinanzierungsgarantien gelten (im folgenden ,,Forderinstitute” genannt™2) und bezieht sich

2 Rechtlich selbststandige Forderinstitute sind z.B.:
a) Bremer Aufbau-Bank GmbH
b) Deutsche Ausgleichsbank
¢) Hamburgische Wohnungsbaukreditanstait
d) Investitionsbank des Landes Brandenburg
) Kreditanstalt fiir Wiederaufbau (KfW)
f) Landeskreditbank Baden-Wiirttemberg — Forderbank
g) Landwirtschaftliche Rentenbank
h) LfA Férderbank Bayern / Bayerische Landesanstalt fir Aufbaufinanzierung
i) Thitringer Aufbaubank
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auf die beihilferechtlich relevanten, diesen staatlichen Haftungsinstituten fur die
Forderinstitute immanenten Vorteile3.

2. Grundsiitze fiir deutsche Forderinstitute

Die Geschafistitigkeiten der Forderinstitute sind nach ihrem Forderaufirag auf die
Unterstitzung der Struktur- und Wirtschafispolitik sowie der Sozialpolitik und der
offentlichen Aufgaben ihrer staatlichen Trager ausgerichtet. Dabei ist dafur Sorge zu tragen,
dass nur solche Forderaufgaben an die Forderinstitute ibertragen werden, die im Einklang mit
den gemeinschaftlichen Beihilfevorschrifien stehen. Die Durchfithrung der Forderaufgaben ist
an die Beachtung des gemeinschafisrechtlichen Diskriminierungsverbots gebunden.

Die beihilferechtliche Uberpriifung dieser Tatigkeiten gegeniiber den Beginstigten bleibt von
dieser Entscheidung unberithrt. Ebenfalls unberiihrt bleiben die Anwendung anderer
Vorschriften des EG-Vertrags sowie die internationalen Verpflichtungen der EG in Bezug auf
staatliche Beihilfen und andere Subventionen.

Die den staatlichen Haftungsinstituten Anstaltslast und/oder Gewihrtriigerhaftung und/oder
Refinanzierungsgarantien fir die Forderinstitute immanenten Vorteile dirfen in den
folgenden Bereichen eingesetzt werden:

a) Durchfiihrung von dffentlichen Forderaufgaben:

Die offentlichen Forderaufgaben der Forderinstitute, z.B. die Aufbringung und/oder
Durchleitung von offentlichen Fordermitteln, bestehen in der Durchfiihrung und
Verwaltung von FoérdermaBnahmen im staatlichen Aufirag in prizise zu benennenden
Forderbereichen, insbesondere Mittelstandsfinanzierung, Finanzierungen im Rahmen von
Risikokapital,  Finanzierung  von  Umweltschutzinvestitionen, Technologie-
/Innovationsfinanzierung,  Infrastrukturfinanzierung, = Wohnungswirtschaft  sowie
international vereinbarte Forderprogramme (z.B. CIRR, LASU etc.) und Zusammenarbeit
mit Entwicklungsldndern. Die offentlichen Forderaufgaben sind in den einschligigen
Regelwerken konkret zu beschreiben.

Zur Durchfithrung ihrer 6ffentlichen Forderaufgaben konnen sich die Forderinstitute aller
ihnen zur Verfligung stehenden Instrumente bedienen, insbesondere des
Durchleitungsprinzips und der Konsortialfinanzierung. Adressaten ihrer FérdermaBnahmen
konnen alle natiirlichen und juristischen Personen des privaten und o6ffentlichen Rechts
sein.

Zur Erfiillung ihrer 6ffentlichen Forderaufgaben dirfen die Forderinstitute nur die Ge-
schifte und Dienstleistungen (z.B. Treasurymanagement, Risikosteverung und fSrder-
geschifiliche Beratung) betreiben, die mit der Erfiilllung ihrer Aufgaben in direktem
Zusammenhang stehen; der Effektenhandel, das Einlagengeschift und das Girogeschift
sind den Forderinstituten nur fir eigene Rechnung und nur insoweit gestattet, als sie mit
der Erfilllung ihrer dffentlichen Forderaufgaben in direktem Zusammenhang stehen.

b) Beteiligungen an Projekten im Gemeinschafisinteresse, die von der Europdischen
Investitionsbank oder ahnlichen europdischen Finanzierungsinstitutionen mitfinanziert
werden.

3 Siche detaillierter Vorschlag der Kommission vom 8.5.2001, der kdienliche Mafinah fiir das System
der Anstaltslast und der Gewahriragerhaftung beschreibt. Folglich bezieht sich diese Entscheidung nicht auf
die Durchleitung von Zuschiissen sowie auf Treuhand- und Verwaltungsgeschifte aus 6ffentlichen Mitteln.
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¢) Gewidhrung von Darlehen und anderen Finanzierungsformen an Gebietskorperschaften und
offentlich-rechtliche Zweckverbinde.

d) MaBnahmen rein sozialer Art, z.B.:

- Gewihrung von Darlechen an Mitarbeiter und Mitglieder der gesetzlich
vorgeschriebenen Organe der Forderinstitute;

- Gewihrung von Darlehen als Finanzierungsbeitrage im Rahmen der staatlichen
sozialen ~Wohnraumforderung fiur Haushalte, die insbesondere unter
Beriicksichtigung ihres Einkommens die finanziellen Belastungen fiir einen
angemessenen Wohnraum ohne staatliche Unterstiitzung nicht tragen kénnen. Die
sozialen Kriterien fir den begiinstigten Personenkreis werden vom Beihilfegeber
prizise definiert;

- Finanzierung von sozialen Einrichtungen, welche Leistungen im Sozialbereich fiir
Personen erbringen, die die vom Gesetzgeber festgelegten Voraussetzungen erfiillen
(z.B. Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen, Kinder- und Jugendhilfe,
soziale Pflege);

- Finanzierungen, die das Forderinstitut im staatlichen Aufirag aufgrund eines
Gesetzes oder einer staatlichen Richtlinie an Personen gewihrt, die die in diesen
sozialrechtlichen Vorschriften festgelegten Voraussetzungen (z.B.
Ausbildungssituation, Arbeitslosigkeit, geringe Einkommens-
/Vermogensverhaltnisse, Behinderung) erfiillen.

¢) Exportfinanzierungen auBierhalb der Europédischen Union, des Europiischen
Wirtschaftsraums und von Lindern mit offiziellem Status als EU-Beitrittskandidat, soweit
diese im Einklang mit den fir die Gemeinschaft bindenden internationalen
Handelsabkommen, insbesondere den WTO-Abkommen stehen. Dabei gelten im
Einzelnen folgende Grundsitze:

(1) Beteiligungen von Forderinstituten an Konsortialfinanzierungen auf Aufforderung
durch und unter Fihrung eines oder mehrerer Kreditinstitute /
Finanzierungsinstitutionen durfen nicht zu Konditionen erfolgen, die fur das
Unternchmen giinstiger oder fir das Forderinstitut ungiinstiger als die Konditionen
sind, dic dem Unternehmen von den anderen am Konsortium beteiligten
Kreditinstituten / Finanzierungsinstitutionen eingerdumt werden. Diese Bedingung
ist nicht erfiillt, wenn die Aufforderung und/oder Fihrung durch ein Foérderinstitut
oder eine Finanzierungsinstitution erfolgt, die im Verhaltnis zu dem sich
beteiligenden Forderinstitut folgende Merkmale aufweist, indem dieses direkt oder
indirekt:

(a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt; oder

(b) iiber die Mehrheit der mit den Anteilen des Unternechmens verbundenen
Stimmrechte verfiigt; oder

(c) mehr als die Halfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans des Unternehmens bestellen kann.

Der Finanzierungsanteil von Forderinstituten darf nicht iiber 50 % hinausgehen, es sei
denn, die beteiligten Konsorten gestehen den Forderinstituten im Einzelfall
iibereinstimmend einen hoheren Anteil zu, der jedoch nicht iiber 75% hinaus gehen
darf.
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(2)Bei Beteiligungen von Forderinstituten an Konsortialfinanzierungen in eigener
Initiative und/oder bei eigener Fithrung des Forderinstituts miissen folgende
Voraussetzungen kumulativ erfullt sein:

- Zusammenarbeit mit mindestens einem Co-Lead-Arranger, der kein Férderinstitut
und auch keine Finanzierungsinstitution ist, an bzw. bei der das Forderinstitut direkt
oder indirekt:

(a) die Mehrheit des gezeichneten Kapitals besitzt; oder

(b) iiber die Mehrheit der mit den Anteilen des Unternchmens verbundenen
Stimmrechte verfiigt; oder

(¢) mehr als die Halfte der Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder
Aufsichtsorgans des Unternehmens bestellen kann.

- Dem Begiinstigten werden keine giinstigeren Konditionen als durch andere am
Konsortium beteiligte Kreditinstitute / Finanzierungsinstitutionen eingeriumt, und
das Forderinstitut akzeptiert keine Konditionen, die schlechter sind als diejenigen,
die von den anderen Kreditinstituten / Finanzierungsinstitutionen angeboten werden.

- Eine maximale gesamte Beteiligungsquote des Forderinstituts von 25 % wird nicht
uberschritten, es sei denn, die beteiligten Konsorten gestehen dem Forderinstitut/den
Forderinstituten im Einzelfall iibereinstimmend einen hoheren Anteil zu, der jedoch
nicht iiber 50 % hinaus gehen darf.

- Bereitschaft des Forderinstituts, mit allen in der EU niedergelassenen
Kreditinstituten konsortial zusammenzuarbeiten.

(3)Alleine kann ein Forderinstitut nur titig werden, wenn:
- ein Land aus der OECD-Landerrisikokategorie 7 betroffen ist, oder

- ein Land aus den OECD-Landerrisikokategorien 5 oder 6 betroffen ist, das zugleich
in Teil 1 der DAC-Liste aufgefithrt ist, und die Finanzierungssumme unter 50 Mio,
EUR und die Laufzeit der Finanzierung iiber 4 Jahren liegt.

3. Die Behandlung staatlicher Haftungsinstitute nach Ablauf der Umsetzungsfristen

3.1 Der Einsatz der den staatlichen Haflungsinstituten Anstaltslast und/oder
Gewihrtrigerhaftung  und/oder Refinanzierungsgarantien fur die Forderinstitute
immanenten Vorteile bleibt mit den Beihilfevorschrifien des Gemeinschafisrechts
vereinbar, wenn die Titigkeiten der Forderinstitute unter die unter Ziffer 2. genannten
Bereiche fallen und die dort jeweils aufgefuhrten Bedingungen erfiillen und wenn die
rechtsverbindliche Festlegung der Tatigkeiten entsprechend den unter Ziffer 4.
festgelegten Umsetzungsfristen durchgefiihrt wird,

3.2. Titigkeiten der Forderinstitute, die nicht unter die unter Ziffer 2. genannten Bereiche
fallen und/oder die dort jeweils aufgefithrten Bedingungen nicht erfiillen, miissen
aufgegeben oder auf ein rechtlich selbstindiges Unternehmen ohne offentliche
Unterstiitzung ausgegliedert werden. Im letzteren Fall sind folglich unter anderen
Refinanzierungsmittel, Gewihrleistungen und andere Leistungen des Forderinstituts an
das ausgegliederte Unternehmen sowie Leistungen des ausgegliederten Unternehmens
an das Forderinstitut marktgerecht zu vergiten.

3.3. Geschifte, die im Einzelfall nicht unter die unter Ziffer 2. genannten Bereiche fallen
und/oder die dort jeweils aufgefithrien Bedingungen nicht erfiillen und nach Ablauf der
unter Ziffer 4. genannten Umsetzungsfristen abgeschlossen werden, werden nach den
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allgemeinen Bethilferegelungen behandelt mit der Rechtsfolge, dass die den staatlichen
Haftungsinstituten immanenten Vorteile bezogen auf das jeweilige Geschaft als
riickforderbare Neubeihilfe behandelt werden.

3.4. Die in Ziffer 3.3. genannte Rechtsfolge hat keine Auswirkungen auf den Bestand der
Haftungsinstitute als solche.

4. Selbstverpflichtungen zur Umsetzung und Umsetzungsfristen

4.1. Die gesetzliche Festlegung der Tatigkeiten der Forderinstitute im Sinne der Ziffer 2. ist
vom Bund und den betroffenen Landern bis 31.3.2004 abzuschlieBen.

4.2. Fur Tatigkeiten, die nicht unter die in Ziffer 2. genannten Bereiche fallen und/oder die
dort jeweils aufgefuhrten Bedingungen nicht erfullen, miissen bis zum 31.3.2004 der
Beschluss iber die Aufgabe/Ausgliederung gefasst und die gesetzlichen
Voraussetzungen dafir bis zu diesem Zeitpunkt geschaffen werden. Die
Aufgabe/Ausgliederung muss bis zum 31.12.2007 in Kraft treten.

4.3. Die Nichteinhaltung der in Ziffer 4.1 enthaltenen Selbstverpflichtung fithrt dazu, dass ab
dem [.4.2004 die Anstaltslast und/oder Gewihrtrdgerhaftung  und/oder
Refinanzierungsgarantien immanenten Vorteile fiir die Forderinstitute als riickforderbare
Neubeihilfe behandelt werden.

44. Die Nichteinhaltung der in Ziffer 4.2 enthaltenen Selbstverpflichtung fuhrt dazu, dass ab
dem 1.4.2004 bzw. dem 1.1.2008 die Anstaltslast und/oder Gewihrtrigerhafiung
und/oder Refinanzierungsgarantien immanenten Vorteile fir die Forderinstitute als
riickforderbare Neubeihilfe behandelt werden.

4.5. Die Frage der richtigen Umsetzung (insbesondere der Vollstindigkeit und der
Rechtzeitigkeit) und der Einhaltung der Verstandigung ist fur jedes Férderinstitut
selbststindig zu beurteilen.

5. Selbstverpflichtung betreffend Steuervorteile

Soweit die von dieser Entscheidung erfassten Forderinstitute iiber staatliche Haftungsinstitute
wie Anstaltslast und/oder Gewihrtragerhaftung und/oder Refinanzierungsgarantien hinaus
auch Steuervorteile genieBen, triigt Thre Regierung dafiir Sorge, dass mit diesen entsprechend
den Grundsitzen dieser Entscheidung und den gemeinschafilichen Beihilfevorschriften
verfahren wird.

6. Weitere Schritte

Ihre zustandigen Behorden unterrichten die Kommission jeweils per Jahresende Gber den
jeweiligen Stand der Umsetzungsarbeiten.

Vierter Teil: Annahme der Anderung des Vorschlags zweckdienlicher MaBnahmen

Ihre Regierung wird aufgefordert, die Kommission innerhalb von zwei Wochen, gerechnet ab
Erhalt dieses Vorschlags, schriflich daritber zu informieren, dass sie gemaB Artikel 19
Absatz 1 Verordnung (EG) Nr. 659/1999 und im Einklang mit lhren vorhergehenden
Selbstverpflichtungen bedingungslos und unmissverstindlich diese Anderung des Vorschlags
zweckdienlicher MaBinahmen in ihrer Gesamtheit annimmt. Im Falle der Annahme wird diese
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Anderung des Vorschlags zweckdienlicher MaBnahmen in ihrer Gesamtheit zum 31.3.2002 in
Kraft treten. Im Falle der Nicht-Annahme wird die Kommission in Ubereinstimmung mit den
in Artikel 19 Absatz 2 Verordnung (EG) Nr. 659/1999 niedergelegten Vorschriften fortfahren.

Falls dieses Schreiben vertrauliche Angaben enthilt, die nicht verdffentlicht werden sollen,
werden Sie gebeten, die Kommission hiervon innerhalb von 15 Arbeitstagen nach dessen
Eingang unter Angabe von Griinden in Kenntnis zu setzen. Erhilt die Kommission keinen
derart begriindeten Antrag innethalb der vorerwéhnten Frist, so geht sie davon aus, daB Sie
mit der Verdffentlichung des vollstandigen Wortlauts dieses Schreibens in der verbindlichen
Sprachfassung auf der Internet-Seite:
http://europa.eu.int/comm/secretariat_general/sgb/state_aids/ an Dritte einverstanden sind. Thr
Antrag ist per Einschreiben oder Telekopiergerit an folgende Anschrift zu richten:

Europiische Kommission
Generaldirektion Wettbewerb
State Aid Greffe

rue Joseph {l/Jozef 11 straat 70

B-1000 Bruxelles/Brussel
Faxnummer: +32-2-296.12.42

Bitte geben Sie in allen Ihren Schreiben den Titel und die Nummer des Falles an.

Mit vorziiglicher Hochachtung

Fiir die Kommission

Mario MONTI
Mitglied der Kommission
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Anlage 10

SPD - Fragenkatalog zur Anhérung des WVA zur Wirtschaftsférderung am 27.11.2008

I. Zur Fusion der Forderinstitute:

1.) Wie schétzen Sie die Effizienzgewinne durch den Abbau von Doppelstrukturen
bei IBH, LTH und HA ein?
a. Im Bereich monetéarer Férderung und nicht-monetérer Beratung?

Im Bereich monetarer Forderung werden keine Effizienzgewinne gesehen, da keine
Uberschneidungen der verschiedenen Férderprogramme vorliegen.

Im Bereich nicht-monetarer Beratung werden keine Effizienzgewinne gesehen, da
Beratungsleistungen aus Sicht der IBH allein von der HA erbracht werden. Diese
Tatigkeit gehort nicht zum Férderspekirum nach der Verstandigung Il und darf daher
nur in selbstéandigen (Tochter-) Gesellschaften erbracht werden.

b. In den Bereichen Wohn- und Stéddtebauférderung (LTH), Dorferneuerung (IBH)
und Stadtentwicklung (als Tochtergesellschaft der Hessen Agentur)?

Die drei genannten Bereiche beinhalten unterschiedliche Férderprogramme und
haben allenfalls sprachlich eine Parallele:

Bei der Wohnbauférderung (LTH) handelt es sich um Férderung im Wohnungsbau
und zur Modernisierung und Instandsetzung von Wohngebduden; bei der
Stadtebauférderung sind Foérderschwerpunkte regenerative Energien, MaBnahmen
zur Schonung knapper Flachen, Belebung der Innenstadte und neue Wohnformen.

Im Bereich Dorferneuerung (IBH) stehen die Férderung der Dorferneuerung sowie
Dienstleistungen fur regionale Kooperationen zur Entwicklung landlicher Gebiete,
Regionale Wertschdpfung und Lebensqualitat sowie Landtourismus im Vordergrund.

Bei der Stadtentwicklung (Umsetzung in der Tochtergesellschaft der Hessen Agentur)
wird u.a. das Stadtebauférderungsprogramm ,Stadtteile mit besonderem
Entwicklungsbedarf — die Soziale Stadt“ administriert. Es liegt eine von Bund und
Landern gemeinsam getragene Forderlinie vor, die die Kommunen bei der
Stabilisierung ihrer Stadtteilentwicklung unterstitzt, z.B. durch lokale Wirtschafts- und
Arbeitsmarktférderung.

Die vorstehend skizzierte Abgrenzung der Programme und Zielgruppen wird durch
die Ubernahme der Zahlstellenfunktion fir die europaischen Agrarfonds EGFL
(Europaischer Garantiefonds fir die Landwirtschaft) und ELER (Europaischer
Landwirtschaftsfonds fur die Entwicklung des landlichen Raums) durch die IBH zum
1. Januar 2009 verstarkt. Ab diesem Zeitpunkt wird die IBH verantwortlich fur die
Umsetzung von allen EU- und Landes-Férderprogrammen im Iandlichen Bereich sein.

2.) Wie und in welcher Form kooperieren die Vorstidnde der drei genannten
Forderinstitutionen? In welchen Bereichen wird eine erfolgreiche
Zusammenarbeit koordiniert?

Die Unternehmensfiihrungen der drei Férderinstitute treffen sich regelmaBig zu einem
fachlichen Austausch. Auf Arbeitsebene treffen sich die IBH, die HA und die BMH
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(und die Burgschaftsbank Hessen BBH) regelmaBig zu einem fachlichen Austausch
Uber neue Férderprogramme und deren Marketing.

Darliber hinaus veranstalten LTH und IBH den jahrlichen ,Hessischen Férdertag*
sowie HA und IBH den Jahresempfang des HMWVL zur Wirtschaftsférderung.

3.) Wie bewerten Sie die Funktionsweise der drei Foérderinstitutionen als
Ansprechpartner fiir KMU fiir Ihren Bereich im Sinne einer ,,one-stop-agency“?
Wie kann (bei?) etwaigen Funktionsméngeln Abhilfe geschaffen werden?

Die HA ist Ansprechpartner und Berater fir die Férderprogramme der IBH. In der
Vermittlung von Forderanfragen vom Beratungszentrum der HA an die IBH sind
keinerlei Probleme bekannt geworden.

Eine Verbesserung der (Beratungs-)Effizienz kann jedoch dadurch erreicht werden,
dass die IBH verstérkt in die Lage versetzt wird, auch selbst beraten zu kénnen und
dazu ihren Bekanntheitsgrad verbreitert. Die HA kann auf Grund ihres
generalistischen Ansatzes bei speziellen, die monetare Wirtschaftsférderung
betreffenden, Aspekten lediglich weiterleiten. Hier kann fir Kunden der Weg verkirzt
werden, wenn diese sich unmittelbar bei der IBH wenden kénne. Dazu sind die
Kommunikationswege und —mdglichkeiten der IBH zu stérken. Die IBH arbeitet zZt
daran, so u.a. durch eine neue an das Land angelehnte Corporate Identity und in
Konzeption befindlichen neuen und nutzerfreundlicheren Internetauftritt.

Anfragen bei der IBH nach Wohnungsbauférderung — sofern solche Anfragen
Uberhaupt eintreffen — werden unverzuglich an die LTH weitergeleitet.

4.) Wie und durch wen werden derzeit
(a) mittelgroBe und groBe Unternehmen und
(b) internationale GroBkonzerne bei Ansiedlungs- und
Investitionsentscheidungen und administrativen Fragen beraten und
betreut? Wo sehen Sie Méglichkeiten diese Tétigkeiten zu verbessern?

Far Beratung und Betreuung dieser Unternehmen ist die HA zustandig.

5.) Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit der 3 Férderinstitutionen mit den
kommunalen Wirtschaftsférderungsgeselischaften, -initiativen, oder
Technologie- und Griinderzentren? Wie kann diese Zusammenarbeit initiiert
oder intensiviert werden?

Die Zusammenarbeit mit den kommunalen Wirtschaftsférderungsgesellschaften, -
initiativen oder Technologie- und Grinderzentren gestaltet sich aus Sicht der IBH
problem- und reibungslos. Die IBH pflegt diese Kontakie durch regelmaBige
Veranstaltungen sowie Vortrage bei diesen Gesellschaften.

6.) Wie kénnte Ihrer Ansicht nach eine Neuordnung der HA aussehen, wenn
monetédre Férderung von LTH und IBH sowie die nicht-monetédre Beratung als
Foérderbank unter dem Dach der Helaba verschmelzen wiirde? Welchen
organisatorischen  Rahmen kénnen Sie sich fiir die Bereiche
Technologieférderung und —transfer, Tourismus und
AuBenwirtschaftsférderung vorstellen und halten Sie fiir vorteilhaft?
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Zu einer Neuordnung der HA kann die IBH keine Aussage treffen, ebenso wenig zu
den nicht von der IBH betreuten Bereichen Technologieférderung und —transfer,
Tourismus und AuBenwirtschaft.

7.) Wie gestaltet sich derzeit die Férderung des Finanzplatzes Frankfurt in Bezug
auf
(a) das Vorhandensein von Ansprechpartnern fiir administrative Belange
der Finanzdienstleister am Finanzplatz?
(b) die Koordination der Interessen der Finanzplatz-Akteure?
(c) die Darstellung und politisches Lobbying des Finanzplatzes auf
nationaler, européischer und internationaler Biihne?
Wie kann dies verbessert werden?

Far die Férderung des Finanzplatzes Frankfurt ist die HA zustandig.
Il. zum Technologietransfer

1.) Wie schétzen Sie die Technologieférderungs- und —transferstrukturen hinsichtlich
ihrer Wirksamkeit ein?

2.) Wo sehen Sie die Unterschiede hinsichtlich von Universitdten, Technischer
Hochschule und Fachhochschulen?

3.) Wo sehen Sie die Hemmnisse beim Technologietransfer an den Hochschulen, den
Unternehmen, den Kammern, der HA, den Transfereinrichtungen?

4.) Wo sehen Sie die Potenziale beim Technologietransfer?

5.) Wie musste die optimale Struktur fir den Technologietransfer aussehen?

6.) Wie miissen aus lhrer Sicht die technologiepolitischen Schwerpunkte des Landes
entwickelt werden?

7.) Wie kdénnen KMUs stdrker in Forschungskooperationen an den Hochschulen
eingebunden werden?

Fir diesen Bereich ist die HA zustandig; die IBH kann diesbezlglich keine Aussagen
treffen. Die Forderprogramme der IBH stehen fir Technologietransfer zur Verfigung,
insbesondere die Beteiligungs- und Kreditprogramme, und werden auch
dementsprechend genutzt. Die IBH ist prinzipiell in der Lage, schnell derartige
Foérderprogramme zu konzipieren und auf sich a&ndernden Bedarf neu auszurichten.

lll. zur AuBenwirtschaftsférderung

1.) Welche Auslandsbeziehungen wurden in den letzten 10 Jahren vertieft und in
welcher Form?

2.) Welche Auslandbeziehungen wurden abgebaut oder aus lhrer Sicht vernachlédssigt?

3.) Wie bewerten Sie die Herauslésung der AuBenwirtschaftsférderung aus dem
HMWVL?

4.) Wie schétzen Sie die AuBenwirtschaftsférderung des Landes hinsichtlich ihrer
Wirksamkeit ein?

5.) Welche Instrumente sind lhrer Ansicht nach ausbauféhig?

6.) Welche thematischen und regionalen Schwerpunkte sollte aus Ilhrer Sicht die
AuBenwirtschaft betonen?

7.) Wie haben sich die Programme zur AuBenwirtschafts- und Messeférderung des
Landes Hessen aus lhrer Sicht entwickelt und fiir welche Leistungen?

8.) Welche Dienstleistungen im Rahmen der AuBenwirtschaftsférderung halten Sie fir
notwendig?

9.) Welche Messen in Hessen und im Ausland sind in welcher Form sinnvoll?

10.) Nach welchen Kriterien und unter Beteiligung welcher Stellen halten Sie die
Auswahl der Zielldnder und Delegationsreisen und Messebeteiligungen im Ausland
fdr notwendig?
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11.) Wie bewerten Sie die Einfiihrung des Hessischen
AuBenwirtschaftsberatungsprogramms?
12.) Welche konkreten Dienstleistungen erbringt die Hessen Agentur im Rahmen

der AuBenwirtschafts- und Messeférderung des Landes Hessen fir Sie und wie
bewerten Sie diese?

13.) Welche konzeptionellen, organisatorischen und personellen Voraussetzungen
mussten in Hessen gegeben sein, um die AuBenwirtschaftsférderung zu verbessern?

Fir diesen Bereich ist die HA zustandig; die IBH kann diesbezuglich keine Aussagen
treffen. Sofern sich aus Kontakten der HA im Rahmen der AuBenwirtschaftsférderung
konkrete monetare Fordermdglichkeiten fur die IBH ergeben, werden diese
angeboten und genutzt.

V. zur Tourismusférderung

1.) Welche Erfahrungen konnten Sie mit der Einfihrung und Entwicklung der Marke
,,Hessen” sammeln? Wie sehen Sie die Marke im nationalen
Tourismuswettbewerb positioniert (Markenwert im Vergleich zu anderen
Tourismusmarken)? Wie bewerten Sie die Alternative einer
destinationsspezifischen  Diversifizierung der Marke (Entwicklung von
Regionalmarken)?

2.) Wie gestaltet sich die Zusammenarbeit der Hessen Agentur beziiglich eines
abgestimmten Destinationsmanagements sowie mit der zunehmenden Anzahl
interkommunaler Verbdnde? (z.B. innerhalb eines Landkreises Lahn-Dill-Bergland
und Marburger Land, wobei nicht alle Gemeinden in einem Verband sind.)

3.) Wie gestaltet sich die Arbeit im Tourismusbeirat der Hessen Agentur?

4) Wie muss in Zukunft die Tourismusvermarktung gestaltet werden?

Far diesen Bereich ist die HA zustéandig; die IBH kann diesbezuglich keine Aussagen
treffen.
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E"d DZ BANK

Herrn DZ BANK AG

Clemens Reif Deutsche Zentral-Genossenschaftsbank
Vorsitzender des Ausschusses far Wirtschaft und — plat der Republik

Verkehr im Hessischen Landtag 60265 Frankfurt am Main
Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

ey tg.it0f 5o

10. November 2008

Anhorung zum Thema Struktur der Wirtschaftsférderung in Hessen
Sehr geehrter Herr Vorsitzender,

die Beratung und Vergabe von Fordermitteln gehort heute zu einer
qualifizierten Kundenbetreuung jeder Bank. Dies gilt auch und insbesondere
fur den genossenschaftlichen FinanzVerbund, der historisch bedingt eine
tiefe Verwurzelung zu den kleinen und mittleren Unternehmen aufweist. Als

Teil 2-Nr. 14

Telefon: +48 69 7447-01
Telefax; +49 69 7447-1685
mail@dzbank.de
www.dzbank.de

Andreas Zeiselmaier

Direktor

VR-Mittelstand

Durchwaht: - 7711

Fax: - 1566
andreas.zeiselmaier@dzbank.de

Vorstand:

Wolfgang Kirsch, Vorsitzender
Dr. Thomas Duhnkrack

Lars Hille

Wolfgang Kéhler

Albrecht Merz

Frank Westhoff

Zentralbank der Volksbanken und Raiffeisenbanken unterstitzen wir unsere
Genossenschaftsbanken durch die Bereitstellung von Produkt-know-how,
einer entsprechenden Beratungs- und Bearbeitungssoftware sowie durch die
Biindelung der Férderkreditprozesse.

Vorsitzender des Aufsichtsrats:
Rolf Hildner

D2 BANK AG
Deutsche Zentral-Genossenschafisbank,
Frankfurt am Main

Die Effizienz der monetaren Forderung wird mafgeblich davon bestimmt,
dass die entsprechenden informationen am Point-of-sale, d. h. bei den
Kundenberatern der Banken vorhanden sind, um die Kundenbedurfnisse
bestmaglich befriedigen zu kénnen. Daher sehen wir in der Bankdurch-
leitung von Férderkrediten einen wesentlichen Faktor fir deren Akzeptanz
am Markt. Bestes Beispiel dafir ist das Programm ,, Grindung und
Wachstum” der InvestitionsBank Hessen. Dessen Vertrieb tber die Banken,
verbunden mit der Anbindung der IBH an die elektronischen Workflow-
Systeme der verschiedenen Bankensektoren trug wesentlich zu diesem Erfolg
bei. So konnten bis zum 30. September 2008 mit Hilfe von Forderkrediten
der IBH fast 800 Arbeitsplatze im hessischen Mittelstand neu geschaffen und
Investitionen in Hohe von Uber 237 Mio. EUR getatigt werden.

Sitz Frankfurt am Main
Amtsgericht Frankfurt am Main
Handelsregister HR8 45651

USt.-Ident.-Nr, DE 114103491

I Finanzverbund der Volksbanken
Raiffeisenbanken

Die seit Beginn des Jahrzehnts prosperierende Wirtschaftsforderung in
Hessen ist untrennbar mit dem Griindungs- und Wachstumsprogramm der
IBH verbunden, das den bis dahin praktizierten Hessenzuschuss auf das
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EV1 DZ BANK

ERP-Existenzgriindungsprogramm abléste. Die Forderkreditprogramme der
IBH werden aktiv durch die Genossenschaftsbanken vertrieben, was sich auch
in der Marktfuhrerschaft des Genossenschaftssektors im Forderkreditgeschaft
der IBH manifestiert. Aufgrund der regionalen Verwurzelung seiner Mitglieds-
institute spielen dabei Férderungen der Landesforderinstitute sowie Forde-
rungen auf Landkreis- und kommunaler Ebene eine noch gréBere Rolie als bei
manch anderen Banken. Hinzu kommt, dass der genossenschaftliche
FinanzVerbund mit dem System GENO-STAR Uber ein leistungsféhiges und
effizientes Workflow-Tool fir das Férderkreditgeschaft verfigt, dem die
meisten Forderinstitute, darunter auch die IBH, angeschlossen sind. Die
Erfahrung zeigt, dass der Erfolg eines Forderinstituts auch wesentlich davon
abhangt, ob es die elektronischen Vertriebswege der einzelnen Banken-
sektoren nutzt.

Wir sind sehr daran interessiert, die fruchtbare Zusammenarbeit mit der IBH
weiter auszubauen und auch auf andere Fardersektoren, wie zum Beispiel die
wohnwirtschaftlichen Programme, auszuweiten. Diesbeziglich haben wir
bereits sehr positive Erfahrungen mit der L-Bank in Baden-Wurttemberg
gemacht, wo gewerbliche, wohnwirtschaftiche und landwirtschaftliche
Landesprogramme aus einer Hand angeboten werden.

Soweit wir informiert sind, ist die Ausreichung von Fordermitteln durch einen
Bankensektor eher die Ausnahme. Eine dhnliche Konstellation gab es bis vor
einigen Jahren in Nordrhein-Westfalen, wo die WestLB auch Forderkredite
ausreichte. Die Landesregierung hat dann verfiigt, dass offentlich-rechtliche
Kreditinstitute und Forderinstitute getrennt werden mussen. Nahezu alle
Bundeslander haben in den letzten Jahren eine Trennung zwischen
Landesbanken und Férderinstituten vorgenommen, so z. B. im Fall der ISB in
Rheinland-Pfalz oder auch in Nordrhein-Westfalen.

Dagegen haben wir in Hessen die besondere Situation, dass die Landes-
forderung im Wohnungsbau durch die Landestreuhandstelle Hessen, eine

einhundertprozentige Tochter der Helaba, erfolgt, die dieses Geschaft unter jl”
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Umgehung der Hausbanken direkt mit den Kunden abschlieBt. Das Land
Hessen beschneidet sich hier der Moglichkeiten, die ein Produktvertrieb Uber
die Hausbhanken bietet. Erst der Vertrieb Uber Hausbanken macht aus den
Forderinstrumenten kundennahe Produkte, da sie die erste Anlaufstelle fir
Kunden mit Finanzierungsbedarf sind und sein mussen. Denn sie kennen den
Kunden und den Markt am besten. Nur sie sind in der Lage, die Bedlrfnisse
des Kunden mit maBgeschneiderten Produkten zu befriedigen. Dazu kommt,
dass offentliche Férderkredite den Hausbanken mittlerweile auskdmmliche
Margen ermoglichen — und zwar sowohl im privaten als auch im gewerblichen
Bereich.

Wirtschaftsforderung in Hessen muss Kernkompetenz des Bundeslandes sein
und darf nicht einem einzelnen Bankensektor zugeordnet werden. Die von
einzelnen Fraktionen beabsichtigte einseitige Zusammenarbeit einer kinftigen
_ Zukunftsinvestitionsbank” mit den Sparkassen benachteiligt die beiden
anderen Saulen des deutschen Bankensystems nachhaltig.

Im Sinne der Vereinheitlichung der Vertriebskanale als auch eines
wettbewerbsneutralen Produktanbieters kann eine Zentralisierung des
Férdergeschafts in Hessen entsprechende Synergien heben. Der Absicht,
dadurch die Funktion der Helaba als zentrale dffentlich-rechtliche Bank fir
Hessen zu starken, kénnen wir uns allerdings nicht anschlieBen, da wir
hierdurch die Wettbewerbsneutralitat der hessischen Forderpolitik stark
gefahrdet sehen.

Wir warden uns freuen, wenn unsere Argumente im Ausschuss flir Wirtschaft
und Verkehr im hessischen Landtag Berticksichtigung finden und dazu
beitragen kdnnten, die gesamte Palette der hessischen Forderprogramme
allen Bankensektoren sowie deren Kunden zugénglicher zu machen, um
Kundenbedirfnisse méglicherweise noch effektiver und umféanglicher zu
befriedigen.

Mit freundlichen GriBen

DZ BANK AG

Dr. Altfried M. Litkenhaus dreas Zeiselmaier
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Genossenschaftsverband Frankfurt

Hessen - Rheinland-Pfalz - Saarland - Sachsen - Thiringen

Vorstand

Hessischer Landtag Neu-Isenburg, 12. November 2008
Vorsitzender des Ausschusses

fur Wirtschaft und Verkehr

Herrn Clemens Reif

Postfach 3240

65022 Wiesbaden ey 25i1Led <

Struktur der Wirtschaftsférderung in Hessen

Sehr geehrter Herr Reif,

der Ausschuss fiir Wirtschaft und Verkehr des Hessischen Landtags hat beschlossen, eine 6f-

fentliche Anhérung zu dem Thema ,Struktur der Wirtschaftsférderung in Hessen" durchzufih-
ren.

Wir bedanken uns fiir die Maglichkeit der Teilnahme an dieser Anhérung sowie zur Abgabe ei-
ner Stellungnahme zu der im Betreff genannten Angelegenheit.

Wir vertreten unter anderem die im Bundesland Hessen ansassigen Volksbanken und Raiffei-
senbanken. Die Gruppe der Volksbanken und Raiffeisenbanken wird von den inhaltlichen For-
derungen der Antrage der Fraktion der FDP als auch der SPD betreffend der Neuorganisation
der Wirtschaftsférderung in Hessen sehr stark tangiert. Wir werden deshalb geme an der &ffent-
lichen Anhérung am 27. November 2008 teilnehmen und Ihnen im Folgenden vorab wie ge-
wilnscht eine schriftliche Stellungnahme zu der Frage abgeben, inwieweit die derzeitige Struk-
tur der Wirtschaftsforderung in Hessen aus unserer Sicht ge&ndert werden sollte und in welche
Richtung die Anderung gehen soll.

Die in Hessen tatigen Volksbanken und Raiffeisenbanken sind mit einem Bilanzvolumen von rd.
45 Mrd. € neben der Sparkassengruppe eine bedeutende Bankengruppe. Die Volksbanken und
Raiffeisenbanken finanzieren aus ihrer origindren Aufgabenstellung heraus insbesondere den
fur die Erhaltung und Schaffung neuer Arbeitsplatze wichtigen Mittelstand. Dabei stehen sowohl
die Finanzierung des laufenden Geschéftsbetriebs als auch die Finanzierung von Investitionen,
insbesondere im Handwerkerbereich, aber auch im Einzelhandel sowie bei den Dienstleis-
tungsberufen im Vordergrund des Firmenkundengeschéfts.

Genossenschaftsverband Frankfurt e.V, Hessen - Rheinland-Pfalz - Saarland - Sachsen ' Thiiringen
prifen wilhelm-Haas-Platz Wolfsschiucht 15 Beethovenstralle 33 Weimarische StraBe 46 Seminarwey 5
63263 Neu-lsenburg 34117 Kassel 66111 Saarbriicken 93099 Erfurt 01683 Nossen
beraten Telefon: 069 6978-0 Telefon: 0561 7122-0 Telefon: 0681 38706-0  Telefon: 0361 55800-0  Telefon: 035242 431-500
Telefax: 069 6978-111 Telefax; 0561 7122-507 Telefax: 0681 38706-39  Telefax: 0361 55800-33 Telefax: 035242 431-519
gualifizieren  www.genassenschaftsverband.de
kontakt@genassenschaftsverband. de Postfach 10 14 4% Postfach 10 27 25 Postfach 80 01 38

informieran Postfach 40 0113, 63246 Neu-lsenburg 34014 Kassel 66027 Saarbrilcken 99027 Erfurt
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.

Die Zusammenarbeit mit der InvestitionsBank Hessen ist gut, es werden dabei elektronische
Workflow-Systeme zum Nutzen der geférderten Kunden gemeinsam genutzt. Dies gilt jedoch
nicht fiir die Landestreuhandstelle Hessen, einer 100%igen Tochtergesellschaft der Helaba.
Diese schlie8t ihre Geschafte unter Umgehung der Hausbanken direkt mit den Kunden ab. Dies
ist aus unserer Sicht nicht férderlich fir die beabsichtigte Wirtschaftsférderung durch das Land
Hessen. Der Kundenberater kann bei seinen Beratungen am Point-of-sale nicht das uneinge-
schrankte Potenzial der Férderungen zur Verfigung stellen. Die mittelstandischen Firmenkun-
den oder andere forderungsfahige Personen missen mehrere Stationen anlaufen, um die ge-
samte Finanzierung ihres Vorhabens sichern zu kdnnen.

Dariber hinaus hat unser Verband selbst mit seiner Einrichtung ,GenoPortal” als Grindungs-
und Kompetenzzentrum Genossenschaft hdochste Interessen an einer funktionsfahigen Wirt-
schaftsforderung in Hessen. GenoPortal férdert die Grindung von Genossenschaften in zu-
kunftsfahigen Geschaftsfeldern mit interdisziplinaren Projektteams

— mit dem Fokus auf eine Verbesserung regionaler Infrastruktur und Erhdhung der Lebens-
qualitat,

— durch innovative Griindungsszenarien,

— durch die Betreuung von Start-ups in allen Fragen der Unternehmensfihrung und

— durch Risiko- und Krisenmanagementberatung.

Die Handlungsfelder sind Gesundheits- und Altersversorgung, Energieversorgung, Wohnen und
Lebensraum, Bildung und Wissenschaft, Handwerk etc. Mit ,GenoPortal® versuchen wir durch
ein gemeinsames Programm mit den Volksbanken und Raiffeisenbanken eine Verbesserung
der regionalen Lebensqualitat zu erreichen. Wir stiitzen uns dabei auch, soweit mdglich, auf die
Férdermalnahmen der Wirtschaftsférderung in Hessen ab.

Im deutschen Bankgewerbe sorgen die drei Saulen der Gruppe der privaten Banken, der Spar-
kassen und der Volksbanken/Raiffeisenbanken fur einen stabilen Wettbewerb im Interesse der
Bevélkerung und der Kunden. Staatliche Eingriffe in diesen Wettbewerb, auch und gerade im
Bezug der den offentlichen Haushalten nahe stehenden Helaba/Sparkassen, kbnnen zu emp-
findlichen Stérungen des Wettbewerbs fiihren und Nachteile fir die Bankkunden nach sich zie-
hen. Insofern sind die Vorstellungen der Landtagsfraktionen, die eine Einbindung einer zusam-
mengefassten Férderbank in den Helaba-Konzern vorsehen, um damit die Position der Helaba
als zentrale dffentliche Bank zu starken, aus unserer Sicht nicht zu akzeptieren. Dies allein
schon aus ordnungspolitischen Grinden,

Zentrale Aufgabe der Wirtschaftsférderung in Hessen ist die Untersttitzung von regionalen Un-
ternehmen und die Férderung des Wohnungsbaus und somit des tkonomischen und dkologi-
schen Wachstums. Dies geschieht zum einen durch die Schaffung von entsprechenden wirt-
schaftsfreundlichen Rahmenbedingungen, durch gezielte Férderung von Unternehmen und Un-
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ternehmensgriindern, durch entsprechende Finanzprogramme und gegebenenfalls die notwen-
dige fachliche Unterstiitzung, aber auch durch die Férderung des privaten Wohnungsbaus.

Im Sinne der Vereinheitlichung der Vertriebskanéle sowie zur Erhebung von Synergien begri-
Ren wir die beabsichtigte Zusammenlegung der Forderbanken. Dies gilt zum einen fir die Ban-
ken selbst, die im Bereich der Verwaltung und Refinanzierung Vorteile schaffen kénnen, aber
auch fur den Kunden. Der Vorteil fir den Férderberechtigten wiirde durch das Zusammenlegen
der monetaren und nicht-monetéren Férderung noch erhdht. Auch sehen wir einen Vorteil darin,
dass innerhalb des Férdersystems die Informationen iber die Férderung transparenter werden
und die Beratungsqualitit weiter erhdht werden kdnnte. Insoweit unterstitzen wir eine Zentrali-
sierung des Fordergeschaftes in Hessen.

Die verstarkte Einbindung der Helaba, um deren Funktion als éffentlich-rechtliche Bank flr Hes-
sen zu starken, kdnnen wir jedoch nicht begriilten, da wir hierdurch die Wettbewerbsneutralitit
der hessischen Forderpolitik als stark gefahrdet ansehen.

Allein die Gefahr der einseitigen Betreuung von Kunden und Steuerung von Férdermitteln wiir-
de den Wettbewerb entscheidend stdren.

Wir halten es fur eine ganz entscheidende Frage bei der Neugestaltung der Struktur der Wirt-
schaftsférderung in Hessen, dass keine Stérungen des Wettbewerbs verursacht werden. Wir
bitten Sie deshalb eindringlich im Interesse der uns angeschlossenen Kreditgenossenschaften,
aber auch im eigenen Interesse, bei allen weiteren Uberlegungen die Helaba als mehrheitliche
Tragerin des zusammengelegten neuen Forderinstitutes aullen vor zu lassen. Vielmehr soliten
nach Moglichkeit die Anteile der neuen Férderinstitution ganz auf das Bundesland Hessen kon-
zentriert werden. Diese Uberlegung folgt auch der in nahezu allen anderen Bundeslandern in
den letzten Jahren vorgenommenen Trennung zwischen Landesbanken und Férderinstituten.
Damit kdnnte die effiziente Wirtschaftsférderung durch die jeweilige Kreditgenossenschaft,
Sparkasse oder Privatbank am Point-of-sale direkt beim Kunden vor Ort nicht nur sichergestellt,
sondern auch effektiver und umfanglicher gestaitet werden.

Mit freundlichen Griilen

Gghossenschaftsverband Frankfurt e V.
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Landesbank
Vorsitzender des Vorstands Hessen-Thidringen

An den Vorsitzenden des

Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr
Herrn Clemens Reif

Hessischer Landtag

Postfach 3240

65022 Wiesbaden

Frankfurt am Main, 14. November 2008

Offentliche Anhdrung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr

Sehr geehrter Herr Reif,

vielen Dank fiir Ihre Bitte um Beteiligung an der Anhérung Ihres Ausschusses zum Thema
Wirtschaftsforderung in Hessen am 27. November 2008.

Gerne senden wir Thnen vorab wie gewiinscht eine schriftliche Stellungnahme. Als Ergénzung
zur Stellungnahme haben wir die Geschéftsberichte der IBH und LTH — Bank fiir Infrastruktur
sowie ein Papier des Verbandes 6ffentlicher Banken zur Struktur der Férderbanken in Deutsch-
land beigefiigt.

Mit freundlichen Griilen
Die Geschdftsberichte der IBH und der LTH
kdbnnen im  Ausschusssekretariat  des
Ausschusses fur Wirtschaft und Verkehr
eingesehen werden.

Landesbank Hessen-Thiringen MAIN TOWER Telefon 0 69/91 32-26 11 Sitz: Frankfurt am Main, Erfurt

Girozentrale Neue Mainzer StraBe 52-58  Telefax 069/9132-5188 Amtsgericht Frankfurt am Main, HRA 29821 |

60311 Frankfurt am Main hans-dieterbrenner@helaba.de  Amtsgericht Jena, HBA 102181
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Die Geschäftsberichte der IBH und der LTH können im Ausschusssekretariat des Ausschusses für Wirtschaft und Verkehr eingesehen werden.
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Grundséatzliche Uberlegungen

Das Ziel einer modernen monetaren Forderpolitik des Landes muss eine effiziente Forde-
rung nach Bankstandards sein, die zusatzliche Fordermittel auf nationaler und europdaischer
Ebene akquiriert und weitere Refinanzierungsmittel glnstig unter Einsatz der Gewahrtrager-
haftung mobilisiert, um die Entwicklung Hessens positiv zu unterstitzen. Fur die Unterneh-
men, die Institutionen und die Gebietskdrperschaften soll es kinftig ein Institut geben, das
fur die Abwicklung der monetéaren Wirtschafts- und Infrastrukturférderung in Hessen zustan-
dig ist.

Die ,Verstandigung tber die Ausrichtung rechtlich selbststandiger Forderinstitute in Deutsch-
land“ zwischen der Européaischen Kommission und der Bundesregierung vom 1.3.2002 (Ver-
standigung Il) eroffnet fir die Forderbanken die Mdglichkeit, Anstaltslast und Gewéhrtrager-

haftung unter den Voraussetzungen der Verstandigung Il zu nutzen.

Bei der deshalb erforderlichen Neu-Organisation auch des Landesfordergeschafts hatte sich
Hessen als nahezu einziges Bundesland situationsbedingt fur eine Trennung von Wirt-
schaftsférderung durch die Investitionsbank Hessen (IBH) und der Forderung von Woh-
nungs-, Kommunal- und Stadtebau, Infrastrukturfinanzierung, Umweltschutz, Landwirtschaft

und Bildungsfinanzierung durch die LTH — Bank fir Infrastruktur entschieden.

So entstanden zwei voneinander getrennte monetare Forderinstitute mit unterschiedlichen
Aufgaben. Dies bedingt strukturelle Doppellungen in fir den Betrieb einer Bank notwendigen
zentralen Abteilungen und Funktionen wie Treasury oder Controlling, aber auch im bank-
technischen Know-how, das fir ein modernes Fordergeschéft (z.B. glnstige Refinanzierung
auf den nationalen und internationalen Kapitalmarkten, Kreditvergabeprozesse) notwendig

ist.

LTH - Bank fur Infrastruktur und IBH leisten auf ihren jeweiligen Gebieten fir sich allein ge-
sehen gute Arbeit. Diese Arbeit kdnnte jedoch in einem geeinten Institut fir die Kunden ef-
fektiver und effizienter gestaltet werden, ohne dass die derzeitige Qualitat in Mitleidenschaft

gezogen wiurde.

Vorteile einer Verschmelzung

Von einer Verschmelzung von IBH und LTH - Bank fir Infrastruktur zu einem einheitlichen
monetaren Foérderinstitut im Wege der Aufnahme der IBH in die Landesbank Hessen Thirin-
gen (Helaba) erwarten wir eine Reihe von Vorteilen, die wir an dieser Stelle zusammenfas-

sen (Details in den Abschnitten):

e Die Abwicklungskosten des Férdergeschéfts in einem Geschéftsbereich der Helaba sol-

len durch den Abbau von Parallelstrukturen langfristig unter den derzeit von den hessi-
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schen Forderinstituten generierten Kosten liegen. Hierdurch kénnten verbesserte Kredit-
konditionen entstehen, die an die Férdernehmer weitergegeben werden kénnen. Dadurch
stiinden letztlich mehr Mittel fir die Forderung zur Verfigung, ohne dass der Landes-

haushalt belastet wird.

e Synergien und Sachkosteneinsparungen in den Bereichen Refinanzierung und Treasury,
Risikocontrolling und —steuerung, Bilanzierung, Rechnungswesen, Kontingentverwaltung,
Personal, Verwaltung, Abwicklung, DV, Recht und Zentrale Dienste kénnen realisiert

werden.

e Es entstehen Synergien im Bereich der Abwicklungseffizienz in Fordergebieten, da es in
Teilbereichen Uberschneidungen der Aufgabengebiete und Produkte gibt (Wohnungs-
und Stadtebau, Infrastruktur und Regionalentwicklung; Infrastruktur und gewerbliche
Wirtschaft; Strukturentwicklung, Demographischer und Sozialer Wandel; Umwelt und

Klimaschutz; Innovation, Technologietransfer und Bildung).

e Durch eine Zusammenlegung von Themengebieten kdnnen sinnvoll integrierte Konzepte

und innovative Forderungen gestaltet werden.

e Auf der Produkt- und Abwicklungsseite entstehen durch die Einbindung in die Helaba
Know-how-Ubertragungen z.B. in den Feldern Darlehenstechnik, Kreditbesicherungen

und Bonitatsbeurteilung.

e Es entsteht eine ,,One-stop-agency“: Kunden, Hessische Ministerien, Landtag und Dritte
(EU, Forderbanken, Refinanzierer, Banken etc.) haben nur noch einen Ansprechpartner

fur das gesamte monetare Fordergeschaft.

e Die Steuerung der Forderpolitik durch das Land wird vereinfacht. Es entsteht ein besse-

rer Uberblick (iber alle Fordertatigkeiten innerhalb der Grenzen eines Bundeslandes.
e Die stillen Einlagen der Helaba bleiben fir die Forderpolitik im jetzigen Umfang erhalten.

e Anderungen der Tarifstrukturen sollen durch die Verschmelzung nicht stattfinden. Die
Rechte der Beschaftigten sollen gesichert werden. Die Mitarbeiter der IBH kdnnten von

Leistungen der Helaba profitieren.

e Durch regionale Vertretungen ricken die Angebote der integrierten Forderbank naher an

die Kunden in den hessischen Regionen.

e Beide Forderbanken bestehen in der Rechtsform der Anstalt des o6ffentlichen Rechts,

wodurch die Verschmelzung durch Landesgesetz vereinfacht wird.

e Weder nationale noch europdische Regelungen (Verstandigung Il, Wettbewerbsrecht,
Vergaberecht) stehen einer Verschmelzung der Forderinstitute als rechtlich unselbst-

standige Anstalt in der Helaba entgegen.
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Nachteile einer Verschmelzung

Es konnen sich aus einer Verschmelzung nicht nur Vorteile, sondern auch Nachteile erge-

ben:

e Der Verschmelzungsprozess selbst bindet flr schatzungsweise ein Jahr Personalres-
sourcen in den internen Abteilungen. Zusatzlich wirden Beratungsdienstleistungen zu
rechtlichen und steuerlichen Fragestellungen extern zugekauft. Diese Kosten fallen je-

doch nur einmalig an, wéhrend die Kosteneinsparungen permanenten Charakter haben.

e Durch die Integration der monetaren Foérderinstitute entstehen nur scheinbar an zusatzli-

che Abstimmungsnotwendigkeiten.

Die zusatzlichen Abstimmungsprozesse zwischen den Abteilungen eines nach der Ver-
schmelzung gréRReren Forderinstituts dienen auch der inhaltlichen Optimierung der verschie-
denen Forderfelder sowie der Risikoabsicherung und —steuerung des Fordergeschéfts nach
Ublichen Bankstandards und stellen die Good-Governance-Kriterien und eine verantwor-

tungsbewusste Geschéftsfuhrung sicher.

Trennung monetéarer und nicht-monetarer Forderung

Grundsatzlich erscheint eine organisatorische Trennung in monetédre und nicht-monetéare
Forderung sachgerecht. Die Kernkompetenz einer Férderbank liegt gerade in der banktech-
nischen Abwicklung und Weiterentwicklung von monetéren Forderprodukten. Durch die Ein-
bindung in die Helaba kann von dem Know-how und den Strukturen einer Geschéftsbank
profitiert werden. Damit ist die Grundlage geschaffen, Effizienzgewinne und Optimierungspo-

tentiale im finanziellen Bereich zu realisieren.

In Hessen ist die nicht-monetédre Forderung als Aufgabe der Hessen Agentur GmbH zuge-
wiesen worden. Deshalb, und da die nicht-monetare FOrderung in der Regel nicht Angele-
genheit einer Bank ist, soll an dieser Stelle nicht ndher auf diesen Punkt eingegangen wer-

den.

Struktur der Forderbanken

Die Investitionsbank Hessen (IBH) ist eine Anstalt des 6ffentlichen Rechts. Sie konzentriert
sich seit dem 01.01.2005 auf die monetéare Wirtschaftsférderung des Landes Hessen. Der
Schwerpunkt ist die (direkte und indirekte) Unterstiitzung kleiner und mittlerer Unternehmen
bei der Schaffung und Erhaltung zukunftsfahiger Strukturen und wettbewerbsfahiger Arbeits-

platze.

Gesellschafter sind das Land Hessen und die Landesbank Hessen-Thiringen Girozentrale

mit jeweils 50%. Die IBH ist eine Anstalt des o6ffentlichen Rechts. Die Gewahrtragerhaftung
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obliegt dem Land Hessen, das auch den Verwaltungsratsvorsitzenden stellt. Die IBH arbeitet
wettbewerbsneutral mit allen Banken und Sparkassen zusammen. Der Sitz befindet sich am
Finanzplatz Frankfurt am Main, regional ist die IBH mit Niederlassungen in Kassel, Wetzlar

und Wiesbaden vertreten.

Die IBH ist insbesondere fir die Ressorts Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung, Sozia-

les, Wissenschaft und Kunst sowie Umwelt, Landlicher Raum und Verbraucherschutz tatig.

LTH — Bank fur Infrastruktur: Unter Wahrung der rechtlichen Kontinuitat wird die LTH seit
dem 01.01.2007 als ,LTH — Bank fir Infrastruktur — rechtlich unselbststandige Anstalt in der
Landesbank Hessen-Thiringen Girozentrale* (LTH — Bank fur Infrastruktur) gefuhrt. Sie ist
eine Anstalt des o6ffentlichen Rechts. Das Land Hessen hat die Gewahrtragerhaftung tber-
nommen. Die LTH — Bank fir Infrastruktur kann Férdergeschafte u. a. in den folgenden Be-

reichen Uubernehmen:

e Wohnungswesen

e Kommunalbau

e Stadtebau und Stadtentwicklung

e technischer Fortschritt, insbesondere Technologie- und Innovationsfinanzierung
¢ InfrastrukturmafRnahmen

e MalRnahmen zur Entwicklung strukturschwacher Gebiete

e Land- und Forstwirtschaft, des landlichen Raums sowie des Umwelt-, Natur- und Land-
schaftsschutzes

e wirtschaftliche Belange bei Kultur und Bildung
e Malnahmen rein sozialer Art einschlie3lich Konsortialfinanzierung

¢ Finanzierungen fir Gebietskorperschaften und offentlich-rechtliche Zweckverbande.

Mit dem LTH — Bank fiur Infrastruktur-Gesetz wurde der Bereich Infrastruktur, insbesondere

die kommunale Infrastruktur, in den Fokus geruckt.

Die LTH — Bank flr Infrastruktur ist vornehmlich fur die Ressorts Wirtschaft, Verkehr und
Landesentwicklung, Finanzen, Umwelt, Landlicher Raum und Verbraucherschutz sowie das

Sozialministerium tatig.
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Die Forderaktivitaten in Zahlen
Investitionsbank Hessen LTH — Bank fur Infrastruktur
in 2007 in 2007
Bilanzsumme 869 Mio. € Bilanzsumme 6.230 Mio. €
Neugeschéft 371 Mio. € Neugeschéft 1.085 Mio. €
Eigenkapitalquote 37% Eigenkapitalquote -
Mitarbeiter/-innen 172 Mitarbeiter/-innen 166

Néahere Details finden sich in den Geschéftsberichten der Férderinstitute (s. Anlage).

Derzeit bestehen 22 Forderinstitute auf Bundes- und Landesebene. Davon arbeiten 17 For-
derbanken als selbstandige Einheiten, 5 Institute sind als rechtlich unselbststandige, jedoch
betriebswirtschaftlich selbstéandige Organisationseinheiten in Landesbanken tétig. Diese Zahl
verringert sich jedoch auf 4, da die Landestreuhandstelle Rheinland-Pfalz zum 1. Januar
2009 als eigenstandiges Institut aus der Rheinland-Pfalz Bank ausgegliedert wird. In der An-
lage findet sich ein Uberblick iber die Rechtsformen, Eigentumsverhaltnisse und Aufgaben

der einzelnen Forderbanken (VOB-Strukturpapier).

Rechtliche Grundlagen der Forderbanken:

e Verstandigung Il (Verstandigung uber die Ausrichtung rechtlich selbststandiger Forder-
institute in Deutschland zwischen dem Mitglied der Europdischen Kommission, Mario
Monti, zustandig fur Wettbewerb, und Staatssekretar Caio Koch-Weser im Bundesminis-

terium der Finanzen vom 1.3.2002)
e IBH-Gesetz (Gesetz zur Errichtung der Investitionsbank Hessen vom 16. Juni 2005)

e LTH - Bank fur Infrastruktur - Gesetz (Gesetz zur Errichtung der ,Landestreuhandstelle
Hessen — Bank fir Infrastruktur —rechtlich unselbststandige Anstalt in der Landesbank
Hessen-Thiringen Girozentrale* (,LTH - Bank fur Infrastruktur‘-Gesetz) vom 18. Dezem-
ber 2006)
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Rechtliche Fragen

Sowohl die LTH — Bank fur Infrastruktur als auch die IBH ist eine Anstalt des oOffentlichen
Rechts. Den rechtlichen Rahmen fir die Zusammenfiihrung der beiden Institute bildet das
Anstaltsrecht, welches sehr flexibel gestaltbar ist. Es kann zudem auf die Erfahrungen aus
dem Rechtsformwechsel der IBH und der Errichtung der LTH — Bank fur Infrastruktur als An-
stalt in der Helaba zurlickgegriffen werden. Dadurch verkirzt sich die Planungszeit der Zu-
sammenfihrung der Forderinstitute sowie die Zeit fur die Prifung wesentlicher rechtlicher

und organisatorischer Fragen.

EU-Rechtsregelungen
Aufgaben, Anstaltslast und Gewéahrtragerhaftung

Laut Verstandigung Il dirfen Forderinstitute, die Vorteile aus Anstaltslast und/oder Gewahr-
tragerhaftung und/oder Refinanzierungsgarantien erhalten, diese fur in der Verstandigung I
genannten Aufgaben einsetzen. Die Aufgabenfelder beider Forderinstitute werden von die-
sem Katalog gedeckt (vgl. § 2 Abs. 1 IBH-Gesetz und 8 2 Abs. 1 LTH — Bank fur Infrastruktur
— Gesetz). Die Kompatibilitdt der rechtlichen Grundlagen der IBH und LTH — Bank fir Infra-
struktur mit der Verstandigung Il hat die EU-Kommission bestatigt.

Rechtsformen

Grundsatzlich steht die EU den mdglichen Rechtsformen einer Foérderbank neutral gegen-
Uber. Es gibt hier weder Vorgaben noch Einschrankungen. Entscheidend ist der Tatbestand

der Anstaltslast und Gewahrtragerhaftung.

lhrem Wortlaut nach bezieht sich die Verstandigung Il nur auf rechtlich selbststandige For-
derbanken, da nur diese eigenstandiger Gegenstand der Verhandlungen gewesen sind. Die
EU-Kommission hat jedoch ergdnzend zur Verstandigung |l festgestellt, dass auch rechtlich
unselbststandige Forderbanken innerhalb einer Landesbank unter bestimmten Bedingungen
die Vorteile einer staatlichen Haftung nach dem 18.07.2005 nutzen durfen.

(,Die deutsche Seite hat die Frage der unselbstandigen Forderinstitute erst spater vorge-
bracht. Um eine Schlechterstellung der unselbstdndigen Institute zu vermeiden, hat die
Kommission die gleichen Grundsétze auch auf rechtlich unselbsténdige Forderinstitute
angewendet. Denn auch unselbstandige Foérderinstitute setzen staatliche Haftungen ein,
und die Verstandigung legt fest, fir welche Tatigkeiten dies zuléssig ist. Es gibt daher
keinen sachlichen Grund fur eine unterschiedliche Behandlung®, so der Wortlaut ei-
nes Schreibens der EU-Kommission vom 10.02.2002)

Die Rechtsform der Anstalt in der Anstalt (AidA) hat sich in der bundesdeutschen Férderban-

kenlandschaft als erfolgreiches Modell fur allumfassende Férderinstitute erwiesen. Als Bei-
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spiel vermag hier die Investitionsbank Sachsen-Anhalt (AidA innerhalb der Nord LB) zu die-
nen, die das komplette Fordersegment abdeckt, d.h. neben Wohnungsbau-, Infrastruktur-
und Landwirtschaftsférderung sowie Bildungsfinanzierung auch die monetéare Wirtschaftsfor-
derung (Existenzgrindung, Mezzanine Darlehen, Mittelstandsfinanzierung etc.). Als in einem
neuen Bundesland agierende AidA gibt die Investitionsbank Sachsen-Anhalt vor allem Mittel
der offentlichen Hand, insbesondere der EU (,EFRE"), weiter. Auszug aus der Verordnung

Uber die Errichtung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt:

§ 4 (Aufgaben):

.Im Einzelnen unterstlitzt die Investitionsbank im Rahmen der Ubertragenen Foérderpro-
gramme das Land und andere Trager der offentlichen Verwaltung in folgenden Berei-
chen:

Foérderung des Wohnungswesens, Stadtebauférderung einschlie3lich der stadtebauli-
chen Erneuerung und Entwicklung, Regionalférderung, Mittelstandsférderung, Forde-
rung im Rahmen der Bereitstellung von Risikokapital, Technologie- und Innovationsfor-
derung, Infrastrukturférderung, Foérderung von Ausbildung, Qualifizierung und Beschaf-
tigung, Forderung des Umweltschutzes, Forderung der rationellen Energienutzung, der
erneuerbaren Energien und der Energieeinsparung, Forderung der Land-, Forst- und
Fischereiwirtschaft und des landlichen Raumes, Férderung des Gesundheitswesens,
Kunst- und Kulturférderung, Forderung des Tourismus, International vereinbarte For-
derprogramme.*”

Eine weitere Anforderung der Verstandigung Il ist die Gewéahrleistung transparenter Struktu-
ren. Die Aufteilung der Forderinitiativen auf zwei Institute wirkt aufgrund des mangelnden
Uberblicks tber die Gesamtfordersituation und der trotz aller Spezialisierung vorhandenen
Beriihrungspunkte auf einen Betrachter von auf3erhalb Deutschlands eher intransparent.
Dieser Eindruck wird durch den Ausnahmecharakter des hessischen Modells noch verstarkt.
Sollte die Kommission bei einer Uberprifung des hessischen Férdermodells dieses als
intransparent einstufen, droht schlimmstenfalls der Wegfall von Gewahrtragerhaftung und
Anstaltslast und damit der Verlust der Geschaftsgrundlage von LTH - Bank fiir Infrastruktur
und IBH.

Wettbewerbsneutralitat

Die Europaische Kommission hat bereits klar gestellt, dass die Struktur der ,Anstalt in der
Anstalt* beihilferechtlich nicht anders zu behandeln ist als eine selbststdndige Férderbank.
Voraussetzung dafir ist eine strikte Trennung des offentlichen Foérdergeschafts vom Wett-
bewerbsgeschaft der Landesbank. Auf Grund des europaischen Beihilferechts muss sicher-
gestellt sein, dass die Vorteile aus der staatlichen Haftung nicht dem Wettbewerbsgeschéaft
der Landesbank zugute kommen. Aus diesem Grund sind laut der EU-Kommission das For-

dergeschéaft und das Wettbewerbsgeschaft in der Landesbank strikt zu trennen. Es sind ge-
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eignete MalRnahmen zu treffen, um eine Quersubventionierung des Wettbewerbsgeschéfts

auszuschlielRen.

Dieser Forderung ist im LTH - Bank fir Infrastruktur - Gesetz Rechnung getragen worden.
Aus beihilferechtlichen Grinden ist eine bedingte wirtschaftliche und organisatorische
Selbststandigkeit der LTH - Bank fir Infrastruktur festgeschrieben. Sie findet in einer Reihe
von nachfolgend erwéhnten Bestimmungen des Gesetzes zur Errichtung der ,Landestreu-
handstelle Hessen - Bank fir Infrastruktur - rechtlich unselbststandige Anstalt in der Landes-
bank Hessen-Thiringen Girozentrale* ihren Ausdruck. Mit diesen Bestimmungen wird ent-
sprechend den Vorgaben der EU-Kommission gesetzlich sichergestellt, dass die Vorteile, die
sich aus der Haftung fur die LTH — Bank fur Infrastruktur ergeben, dem Wettbewerbsgeschaft

der Helaba weder unmittelbar noch mittelbar zugute kommen.

e Die Vermdgensmassen der Helaba und der LTH — Bank fir Infrastruktur werden ge-
trennt. Die Trennung wird durch getrennte Buchungskreise sowie den gesonderten Jah-
resabschluss transparent gemacht. Die konsequente Trennung des Vermoégens der LTH
— Bank fir Infrastruktur vom sonstigen Vermégen der Helaba ist EU — rechtlich Voraus-
setzung fur die Begriindung staatlicher Haftung fur die LTH — Bank fur Infrastruktur. Es
wird somit sichergestellt, dass die Vorteile aus der staatlichen Haftung nicht auch dem

Wettbewerbsgeschéft der Helaba zugute kommen.

e Alle zwischen dem Wettbewerbs- und Fordergeschaft getatigten Dienstleistungen werden
marktgerecht vergutet. Dadurch werden entsprechend den Vorgaben der EU-
Kommission Quersubventionierungen ausgeschlossen. Basis fur die Vergiutung der ent-
sprechenden Dienstleistungen sind mit den jeweiligen Bereichen der Helaba abgestimm-
te ,Verrechnungsvermerke®, die von beiden Seiten (Bereichsleiter der Bank sowie Ge-
schaftleiter der LTH — Bank fir Infrastruktur) unterschrieben werden. Diese Verrech-
nungsvermerke betreffen sowohl Leistungen, die die Bank fur die LTH — Bank fir Infra-
struktur erbringt, wie z.B.: Personalbetreuung, Gehaltsabrechnung, Revision, Ubernahme
des Ausfallrisikos, Organisation und Informatik, Postdienst, Biro- und Gebaudeservice,
als auch Leistungen, die die LTH — Bank flr Infrastruktur fur die Bank erbringt, wie z.B.
die Verwaltung der Vermdgenswerte aus den bei der Helaba eingebrachten stillen Einla-

gen, Beteiligungsmanagement, das EU-Kompetenzzentrum etc.

e Ferner ist gewahrleistet, dass der Datenbestand der LTH — Bank fur Infrastruktur getrennt
von der Bank in unterschiedlichen IT- und Aktensystemen gefiihrt wird, somit also keine

Vermischung von Kundendaten stattfindet.

e Die Helaba hat nach § 11 Abs. 1 LTH — Bank fir Infrastruktur — Gesetz i.V.m. § 26 Abs. 1
der Satzung der Helaba einen Ausschuss eingerichtet, der fir die Umsetzung des For-

dergeschéftes und fur die LTH - Bank fur Infrastruktur zustandig ist (LTH -Ausschuss).
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Der LTH —Ausschuss besteht aus 6 Mitgliedern. Ausschussmitglieder sind die Vertreter
des Landes Hessen im Verwaltungsrat der Helaba, zwei Mitglieder der Arbeitnehmerver-
tretung aus dem Verwaltungsrat der Helaba sowie der fir das Wohnungswesen zustan-
dige Minister (derzeit der Minister fur Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung) und
ein weiteres, von der Landesregierung zu benennendes Mitglied.

Durch die mehrheitliche Zusammensetzung mit Vertretern des Landes Hessen wird si-
chergestellt, dass die hier zu behandelnden Férderangelegenheiten des Landes auch
ausschlie3lich vom Land bestimmt werden. Die Vertreter des Landes im LTH - Aus-
schuss Uberwachen die Umsetzung der Férderangelegenheiten des Landes nach Maf3-
gabe der landesseitig vorgegebenen Regelungen. Die Bezeichnung des Ausschusses
macht nach auf3en, d.h. gegentiber der EU-Kommission und Dritten, deutlich, dass das
Fordergeschéft strikt getrennt ist von dem wettbewerblich tétigen Teil der Helaba und die

Entscheidungskompetenz tiber das hessische Férdergeschéft beim Land Hessen liegt.

Zudem sind bei Grindung der Investitionsbank Sachsen-Anhalt als Anstalt in der Anstalt
(NordLB) die rechtlichen Grundlagen von der EU-Kommission auf Kompatibilitat mit der Ver-
standigung Il hin geprift und genehmigt worden. Dies bestatigt, dass aus Sicht der EU-
Kommission Wirtschaftsforderung unter dem Dach einer Landesbank wettbewerbsneutral

wahrgenommen werden kann.

Dementsprechend hat die EU-Kommission die Kompatibilitat der LTH - Bank fur Infrastruktur
mit der Verstandigung Il einschlie3lich der Wettbewerbsneutralitat der LTH - Bank fir Infra-
struktur bestatigt.

Im Rahmen einer Verschmelzung von IBH und LTH - Bank fur Infrastruktur auf die LTH -
Bank fur Infrastruktur wiirden die rechtlichen Regelungen, die das Prinzip der Trennung von
Wettbewerbs- und Fordergeschéaft normieren, erhalten bleiben. Hierdurch wird sichergestellt,

dass die strikte Wettbewerbsneutralitat des Forderinstituts gewahrt wird.

Vergaberechtliche Fragen

Im Falle einer Ubertragung von hoheitlichen Aufgaben von einem Teil eines Hoheitstragers
auf einen anderen, muss das Vergaberecht nicht angewandt werden. Hierunter ist auch die
Ubertragung von Aufgaben zu verstehen, die von einer 6ffentlichen Forderinstitution wahr-
genommen wurden und auf ein mit dem Hoheitstrager assoziiertes Institut Ubertragen wer-
den sollen. An der auftragiibernehmenden Entitat darf kein privater Partner beteiligt sein,
wohl aber mehrere juristische Personen des 6ffentlichen Rechts. Die Tatigkeit des Auftrag-
nehmers muss im Wesentlichen fir den / die 6ffentlichen Auftraggeber (z.B. Ministerium des

Landes Hessen) erfolgen.
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Die Landesforderinstitute nehmen als mittelbarer Teil der Staatsverwaltung Aufgaben im 6f-

fentlichen Interesse wahr. Sie sind gemaf3 der ,Verstandigung tber die Ausrichtung rechtlich

selbststandiger Forderinstitute in Deutschland, vom 01.03.2002 (Verstandigung Il) aufge-

stellt, offentlich-rechtlich organisiert, wettbewerbsneutral und verfigen tber einen 6ffentli-

chen Aufgabenkatalog.

Zwar haben offentliche Auftraggeber Dienstleistungen laut viertem Teil des GWB im Wett-
bewerb zu beschaffen (8 97 Abs. 1, 2 GWB). Bestimmte Auftrage sind jedoch vom Anwen-
dungsbereich dieser Regelung ausgenommen, u.a. solche, die an einen anderen o6ffentlichen
Auftraggeber vergeben werden (8 100 Abs. 2 GWB) der ein auf Gesetz oder Verordnung
beruhendes ausschlieRBliches Recht zur Erbringung der Leistung hat (8§ 98 Nr. 1, 2 oder 3
GWB).

Da es sich sowohl bei der Helaba als auch bei der IBH um eine Anstalt des offentlichen
Rechts mit ausschlief3lich 6ffentlich-rechtlicher Anteilseignerstruktur handelt, die beide durch
gesetzliche Regelungen gegriundet sind, ist eine Aufgabentbertragung ohne Ausschreibung

maoglich.
Nationale Rechtsregelungen

Bankenaufsichtsrechtliche Fragen

Die Verschmelzung im Wege der Aufnahme der IBH in eine Anstalt in der Helaba wéare im
vorliegenden Fall guinstig, da sich hierdurch eine Reihe von bankaufsichtsrechtlichen Fragen,

die mit einer eigenen Banklizenz verbunden sind, nicht stellen.

Die Anforderungen des KWG waren nicht fur das Forderinstitut allein einschlagig, sondern

nur im Zusammenspiel mit der Helaba:
e Es bestehen keine eigenen Anforderungen an die Eigenmittel.

e Es bestehen keine eigenstandigen aufsichtrechtlichen Berichtspflichten gegentber Bun-

desbank und BaFin.
e Esfallen keine Kosten fur die Umlage zur anteiligen Finanzierung der BaFin an.
o Esfallen keine zusatzlichen Kosten fir Einlagensicherungen an.

e Insgesamt verringern sich die Kosten fir die Aufsicht Uber das Bankinstitut.
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Stille Einlage

Das Land Hessen ist mittels stiller Vermodgenseinlagen an der Helaba als stille Gesellschaf-
terin beteiligt. Die stillen Einlagen wurden in Form von Vermdgenswerten geleistet, die fur
das Fordergeschéft verwendet und von der LTH — Bank fiur Infrastruktur verwaltet werden.
Die stillen Einlagen sind fur die Helaba als Eigenkapital nach IFRS anerkennungsfahig; die
Sicherstellung der Anerkennungsfahigkeit ist das erklarte Ziel des Landes Hessen und der
Helaba. Es muss sichergestellt sein, dass sich keine nachteiligen Auswirkungen fir die vom

Land Hessen mit den Einlagen verfolgten Zwecke ergeben.

Betriebswirtschaftliche Fragen:

Die derzeit bestehende Aufteilung der monetaren Forderung auf die beiden Institute LTH —
Bank fur Infrastruktur und IBH fiihrt zu einer Fragmentierung des Férdergeschafts und damit
verbundenen Effizienzverlusten sowie nicht optimalen Kostenstrukturen. Sowohl die LTH -
Bank fur Infrastruktur als auch die IBH liegen hinsichtlich ihrer GréRe (in bezug auf die Mitar-
beiterzahl) in einem Bereich, der im Vergleich zu ,grof3en“ Férderbanken einen proportional
hoheren Verwaltungsaufwand verursacht. Der Faktor ,Grof3e" stellt fir eine (Férder-)Bank
grundsatzlich einen wichtigen Kostendegressionsfaktor dar, d.h. je gré3er die Bank, desto
geringer der Verwaltungskostenanteil in bezug auf die Abwicklung eines einzelnen Bankge-

schaftes.

Die Vorteile einer Verschmelzung der IBH auf die LTH — Bank fur Infrastruktur und der damit
verbundenen rechtlichen und organisatorischen Integration liegen dabei vor allem auf der

Kostenseite, da die Markt- und Erldsseite faktisch nicht tangiert wird.

Diese Kostenvorteile resultieren primar aus den Overhead- und Verwaltungsbereichen, da
durch den zielgerichteten Ruckgriff auf die Ressourcen der Helaba der Aufbau eigener Res-
sourcen zumindest teilweise entfallen kann. Das macht sich insbesondere in den Bereichen
bemerkbar, die entweder in ihrer Auslastung starken unterjahrigen Schwankungen unterwor-
fen sind oder in denen Spezial-Know-how bendétigt wird, welches jedoch nur sehr teuer vor-

gehalten werden kann.

Die Abwicklungskosten des Fordergeschéfts in einem Geschéftsbereich der Helaba werden
langfristig unter den derzeit von den hessischen Forderinstituten generierten Kosten liegen.
Sinkende Kosten haben zur Folge, dass verbesserte Kreditkonditionen an die Férdernehmer
weitergegeben werden kdénnen oder zusatzliche Mittel fur die Férderung zur Verfliigung ste-

hen, ohne dass der Haushalt belastet wird.
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Durch ein gemeinsames Forderinstitut lassen sich umfangreiche Synergieeffekte auf Seiten
der zentralen Dienste und im Bereich Refinanzierung/Treasury sowie auch auf der Produkt-

und Abwicklungsseite heben.

Synergien der Produkt- und Abwicklungsseite

o Darlehenstechnik: Die LTH — Bank flr Infrastruktur vergibt derzeit Ihre Férderdarlehen
Uberwiegend im Direktgeschaft (ohne Zwischenschaltung von Hausbanken, Endkredit-
nehmerrisiko bei LTH — Bank fir Infrastruktur). Allerdings findet eine intensive Kooperati-
on zwischen der LTH-Bank fur Infrastruktur und den Hausbanken der Férdernehmer
statt, da die LTH — Bank fur Infrastruktur im Regelfall nur die férderfahigen Kosten finan-
ziert, der andere Teil der Finanzierung jedoch uber die Hausbank zu erfolgen hat. Die
IBH vergibt das Gros ihrer Darlehen im Hausbankenverfahren (IBH refinanziert die
Hausbank, Endkreditnehmerrisiko bei Hausbank). Sowohl in dem Kerngebiet der IBH
(Wirtschaftsforderung), wie auch in den Kerngebieten der LTH - Bank fir Infrastruktur
(Wohnungsbau und Infrastruktur) kénnen jedoch beide Verfahren sinnvoll sein. Beide Fi-
nanzierungswege erganzen sich je nach Struktur des Forderprogramms, sind wettbe-
werbsneutral und stellen sicher, dass die Hausbanken eingebunden werden. Durch eine
Zusammenlegung der beiden Forderinstitute wirde der Aufbau von Doppelstrukturen

vermieden und Synergieeffekte gehoben werden.

o Kreditsicherheiten: Ausgel6st durch die unterschiedlichen Traditionen verfigt die IBH
praktisch Uber keine Erfahrung in der Bewertung und Verwaltung von Kreditsicherheiten
(z.B. Grundpfandrechten). Die LTH — Bank fiir Infrastruktur verfigt andererseits tber
jahrzehntelange Erfahrung in der Vereinbarung, Bewertung, Verwaltung und Verwertung
von Grundpfandrechten. Diese Erfahrung wirde bei einer Zusammenlegung auch fir die

Programmgebiete der IBH nutzbar gemacht werden kénnen.

e Bonitatsbeurteilung: Die IBH verfugt im Bereich der Verwaltung und Vergabe von
Birgschaften, im Bereich der Beteiligungen sowie im Bereich der Zuschussvergabe fir
die gewerbliche Wirtschaft tuber umfangreiche Erfahrungen in der Beurteilung der Wirt-
schaftlichkeit von gewerblichen Kreditnehmern und Projekten. Allerdings tragt die IBH in
diesem Bereich i.d.R. kein Eigenrisiko (aufgrund von Landesbirgschaften), die dort vor-
handenen Erfahrungen werden also noch nicht vollstandig fur ein modernes und ban-
kaufsichtlich vorgeschriebenes Rating und Scoring-System mit entsprechenden Auswir-
kungen auf Risikobepreisung und Eigenkapitalunterlegung verwendet. Die LTH - Bank fur
Infrastruktur verfligt im Bereich der gewerblichen Kreditnehmer tber das Instrumentarium
moderner bankaufsichtlicher Bonitatsbeurteilungsinstrumente. Neben dem in der Ver-
gangenheit bestimmenden Portfolio, bei dem in erster Linie entweder auf Grundpfand-
rechte oder auf kommunale Sicherheiten zurtickgegriffen werden konnte, nutzt die LTH —
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Bank fur Infrastruktur im Bereich der Neuentwicklungen des Geschaftsgebietes "Infra-
struktur" verstarkt das Know-how und die technische Infrastruktur der Helaba bei der Bo-
nitatsbeurteilung gewerblicher Endkreditnehmer. Betreffend der Beurteilung, Bewertung
und Verwaltung von Grundpfandrechten verfugt die LTH - Bank fur Infrastruktur umge-
kehrt Uber eine jahrzehntelange Erfahrung; die IBH ist in diesem Geschaftsbereich bis-
lang nicht aktiv. Hier wirde sich also das jeweils vorhandene Know-how der beiden hes-
sischen Forderbanken erganzen und sowohl fiir den Bereich Wirtschaftsforderung, wie
auch fur die Bereiche Infrastruktur und Wohnungsbau gegenseitig nutzbar gemacht wer-

den koénnen.

Synergien im Bereich zentrale Dienste und Refinanzierung/Treasury

e Refinanzierung und Treasury: Beide Forderbanken haben Uber die Gewdahrtragerhaf-
tung praktisch das Rating des Landes Hessen erhalten. Beide Forderbanken stehen vor
der Aufgabe, die damit verbundenen Mdglichkeiten in Form glnstigerer Refinanzie-
rungsmaoglichkeiten zu erschlieBen und fur ihre Kunden nutzbar zu machen. Da es bei
der Umsetzung bzw. Nutzung von vorteilhaften Refinanzierungsmdoglichkeiten jedoch
oftmals von der GrolRe des Geschaftsvolumens abhangt, ob z.B. ein eigener Marktauftritt
Uberhaupt méglich und ertragsbringend realisiert werden kann, ware eine Zusammenle-
gung der beiden Forderinstitute in der Helaba unter Kosten- und Effizienzgesichtspunk-
ten allein aus diesem Bereich heraus geboten. So ist neben der Notwendigkeit einer
MindestlosgréfRe von € 500 Mio. — oder besser sogar € 1 Mrd. — fiir eine Anleihebege-
bung am Kapitalmarkt die RegelméaRigkeit der Emissionstatigkeit eine auf3erordentlich
wichtige Voraussetzung fiir einen nachhaltig erfolgreichen Marktauftritt.

Daraus entsteht jedoch auch das Erfordernis einer regelmafigen aktivischen Mittelver-
wendung (fur diverse Fordertatigkeiten) in anndhernd identischer GréRenordnung, was

fur beide Forderinstitute allein genommen durchaus anspruchsvoll ist.

Beide stehen damit aber gleichzeitig vor der Herausforderung, einen eigenen Marktauf-
tritt zu schaffen, Liquiditats- und Marktpreisrisiken zu steuern und optimal zu strukturieren
und somit durch ein leistungsfahiges Treasury Ertragspotenziale zu erschlieRen bei
gleichzeitiger Beherrschung der damit verbundenen Fristentransformationsrisiken. Eine
rentabilitatsorientierte Strukturierung der Liquiditatsdisposition und die Steuerung der
damit verbundenen Liquiditatsrisiken kurzfristiger und struktureller Art bilden weitere ho-
he Anforderungen. Die LTH — Bank fur Infrastruktur kann sich hierbei zu einem guten Teil
der professionellen Erfahrung und der Technik der Helaba bedienen. Die IBH muss dies
vollsténdig im Alleingang aufbauen. Da es in diesem Bereich oftmals von der Gré3e des
Geschaftsvolumens abhangt, ob z.B. ein eigener Marktauftritt Gberhaupt moglich und er-

tragsbringend realisiert werden kann, wére eine Zusammenlegung der beiden Forderin-
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stitute in der Helaba unter Kosten- und Effizienzgesichtspunkten allein aus diesem Be-

reich heraus geboten.

¢ Risikocontrolling und —steuerung: Sowohl getrieben durch bankaufsichtliche Vorschrif-
ten wie auch durch die ErschlieBung neuer ,banknaherer* Aufgabengebiete gewinnt der
Bereich der Steuerung und des Controllings von Risiken fir beide Foérderbanken eine
immer gréRere Bedeutung und befindet sich teilweise noch im Aufbau. Die fachlichen An-
forderungen steigen permanent. Bei einer Zusammenlegung wirden hier leistungsfahige-
re und effizientere Systeme und Steuerungsinstrumente sowohl in technischer wie auch
in personeller Hinsicht aufgebaut werden, als dies fir jede Férderbank allein moglich wa-
re. Nimmt man noch die Problematik der erforderlichen Vertretungsregelung hinzu, kann
man zumindest Teile dieser Bereiche nicht wirtschaftlich alleine unterhalten. Durch die
Einbindung der LTH — Bank fir Infrastruktur in die Helaba ist hierbei insbesondere fir
den gewerblichen Bereich der IBH von einem erheblichen Erfahrungstransfer auszuge-
hen.

e Buchfihrung, Bilanzierung, Rechnungswesen, Kontingentverwaltung: Hier stehen
beide Foérderinstitute ebenfalls vor grundsatzlich gleichgelagerten Aufgaben und Heraus-
forderungen. Insbesondere bei der Umsetzung neuer aufsichts-, steuer- und bilanzrecht-
licher Vorgaben ist hier von Kostendegressionseffekten auszugehen. Dies betrifft nicht
nur den Bereich der klassischen Unternehmensrechnungslegung und der bankaufsichtli-
chen Anforderungen, sondern auch Aufgabenstellungen, welche sich durch den gemein-
samen Auftraggeber Land Hessen ergeben. Stichworte sind hier: Haushaltsvollbeauftra-
gung, Landeshaushaltsordnung, Vergaberecht, Abwicklung von Mitteln aus den européi-
schen Forderfonds wie EFRE und ELER. Bisher haben LTH - Bank fir Infrastruktur und

IBH in finanztechnischen Einzelbereichen kooperiert.

e Personal, Verwaltung, Abwicklung, DV, Recht und Zentrale Dienste: Hier gilt das fur
den vorgenannten Bereich Genannte ebenfalls. Hinzu kommt, dass die LTH — Bank fir
Infrastruktur in diesem Bereich teilweise Uber die Dienstleistungen der Helaba (mittels
wettbewerbsneutraler, marktgerechter Verrechnungspreise) verfigen kann. Insofern wa-
ren Kostendegressionseffekte hier eher im Bereich der IBH zu erwarten. Im Einzelfall
kann jedoch auch der umgekehrte Effekt eintreten. Die IT-Kosten beispielsweise fiir die
Betreuung eines Darlehens- bzw. Kreditsystems in einer Forderbank sind unabhéngig
von der Zahl der darin verwalteten Konten nahezu fix, d.h. bei einem gréRReren Ge-
schaftsvolumen sinken in der Relation zum Geschéftsvolumen die IT-Kosten. IBH und
LTH - Bank fur Infrastruktur haben schon bisher kooperiert. Im Rahmen einer IT-Initiative

von deutschen Forderbanken werden gemeinsame IT-Produkte fir das Férdergeschaft
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entwickelt.

Im IT-Bereich kann die eigene Personalkapazitat einer verschmolzenen Forderbank in
der Helaba auf die Absicherung des Grundgeschaftes beschrankt werden, da ein flexibler
Zugriff auf Helaba-Ressourcen maglich ist. Dieses Verfahren bietet sich insbesondere fur
spezielle Qualifikationen an, die nicht vollzeit ausgelastet werden kénnen oder deren Ver-
tretungsabsicherung zusatzliche Kosten verursachen wirde. Die Flexibilitat im IT-Bereich
lasst sich auch fur Projektarbeit nutzen, da diese temporéren Belastungsspitzen (mit den
erforderlichen Projektmanagementqualifikationen) nicht intern oder Gber externe Berater
abgedeckt werden missen. Zudem bestehen glnstige Wertkontrakte der Helaba und der
Sparkassenorganisation mit namhaften Hard- und Softwareherstellern (Microsoft, SAP,
etc.), auf die zurlick gegriffen werden kann, so dass entsprechende Kostenvorteile mit-

genutzt werden kénnen.

e Leistungseinkauf: Weitere Kostenvorteile lassen sich in den Bereichen erzielen, bei
denen die Frage ,make or buy?“ aufgrund der BetriebsgroRe der Bank tendenziell zur
Entscheidung ,buy” fihren wirde. Es handelt sich dabei um Bereiche, in denen sehr
leicht Skaleneffekte realisiert werden kdnnen. Dazu z&ahlen die Bereiche der Personalab-
rechnung, der Buchhaltung und der Revision.

e Kosten der Verschmelzung: Im Gegenzug entstehen durch eine Verschmelzung auch
Kosten. Der Verschmelzungsprozess selbst bindet fur ca. ein Jahr Personalressourcen in
den internen Abteilungen. Zuséatzlich werden Beratungsdienstleistungen zu rechtlichen
und steuerlichen Fragestellungen extern zugekauft. Diese Kosten fallen jedoch nur ein-

malig an, wéhrend die Kosteneinsparungen permanenten Charakter haben.
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Fragen zur Forderpolitik

Aufgabenfelder

Auch in der Forderpolitik sind inhaltliche Synergien im Rahmen einer Verschmelzung zu er-
warten. In einer Reihe von Feldern gibt es Uberschneidungen der Aufgabengebiete und Pro-
dukte. Durch die Integration der Forderfelder in einer Férderbank kénnen innovative Forde-

rungen administriert werden:

e Wohnungs- und Stadtebau, Infrastruktur und Regionalentwicklung: Die LTH — Bank
fur Infrastruktur wickelt die hessische Wohnungsbau- und Stadtebaufoérderung ab und ist
seit 01.01.2007 das zentrale hessische Forderinstitut im Bereich der Infrastrukturforde-
rung, nicht zuletzt der sozialen Infrastruktur. Die IBH betreut weite Teile der Programme

der hessischen Dorf- und Regionalentwicklung.

Durch eine Zusammenlegung dieser Themengebiete kbénnen die Transparenz des For-
derangebots und die Beratungsqualitdt gesteigert sowie die Forderangebote optimiert
und Synergien im Bereich der Abwicklungseffizienz gehoben werden. Dariliber hinaus
werden hierdurch auch sinnvoll integrierte Konzepte fur die Entwicklung der Regionen in
Hessen mdglich und durch Bindelung der vorhandenen Forderinstrumente umsetzbar.
Es ware damit eine Forderung in der landlichen Entwicklung, aber auch in den Bereichen
Dorferneuerung, einfache Stadterneuerung und Stadtebauférderung aus einer Hand
moglich.

e Infrastruktur und gewerbliche Wirtschaft: Perspektivisch und strategisch lassen sich
durch eine Zusammenlegung der beiden Forderinstitute und damit eine Koordination die-
ser beiden jeweiligen Kernbereiche von LTH — Bank fur Infrastruktur (Infrastruktur) und
IBH (gewerbliche Wirtschaft) erhebliche Verbesserungen sowohl fir das Land / die Regi-
on, wie auch fur die Angebotspalette der beiden Férderbanken erwarten. Insbesondere
im landlichen Raum sind Ansiedlungsfragen und Fragen der Infrastruktur haufig eng mit-
einander verbunden. Die zur Zeit bestehende organisatorische Trennung ist sachlich

nicht begriindbar.

e Strukturentwicklung, demographischer und sozialer Wandel: Die hessischen Kom-
munen werden im Rahmen des sozialen und demographischen Wandels mit integrierten
sozialen und strukturellen Problemlagen konfrontiert. Innovativere Ansatze z.B. im Rah-
men der Forderprogramme aus dem Europaischen Sozialfonds und dem Programm So-
ziale Stadt verbinden eine stadtebauliche Stabilisierung mit Starkung der lokalen Wirt-
schaft, einer Aktivierung der Bewohner, mit Verbesserungen der Wohn- und Lebensbe-
dingungen sowie des sozialen und kulturellen Lebens. Infrastrukturelle Aufwertungen
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werden mit dem Aus- und Umbau von Sozialeinrichtungen mit Bildungs- und Sozialpro-
grammen und der Struktur- und Regionalentwicklung verknipft. Nur ein integriertes For-
derinstitut kann eine solche innovative, bereichstbergreifende Forderung umsetzen und

administrieren.

e Umwelt: Hier ist die LTH — Bank fiur Infrastruktur eher im Massengeschaft der rein fi-
nanztechnischen Abwicklung (z.B. Sofortprogramm Abwasseranlagen), die IBH eher in
kleinteiligen Bereichen (z.B. naturnahe Gewasser) oft mit fachlichen Abwicklungsanteilen
tatig. Bei weiteren Forderaufgaben kann jedoch die fachliche Abwicklung beim Landes-
forderinstitut auch bei groReren Fordervolumina eine sinnvolle Verkniipfung sein. Umge-
kehrt sind bei der finanztechnischen Abwicklung kleinteiliger Programme Kostendegres-

sionseffekte bei der gemeinsamen Abwicklung aufgrund gréRRerer Volumina zu erwarten.

e Klimaschutz: Eine zentrale Zukunftsaufgabe der Férderpolitik wird der Kampf gegen den
Klimawandel sein. Auch dieser betrifft die Fordergebiete sowohl von LTH - Bank fur Inf-
rastruktur (Klimaschutz im Wohnungsbau, Biogas, Nahwarme) als auch von IBH (Landli-
che Entwicklung, KMU-F6rderung). Ein integrierter Ansatz fur den Klimaschutz erfordert
Maflnahmen in Férdergebieten beider Banken.

e Innovation, Technologietransfer und Bildung: Im Rahmen des Beteiligungsgeschafts
der IBH-Beteiligungs-Managementgesellschaft Hessen mbH, einem Tochterunternehmen
der IBH, werden mittelstandische Technologieunternehmen und Start-ups gefordert.
Auch Uber das Darlehensprogramm NanoMathTech werden marknahe Forschung, Inno-
vation und die Entwicklung neuer Dienstleistungen in Hessen unterstitzt. Haufig handelt
es sich dabei um Innovationen und Ausgrindungen aus den Hochschulen. Von der Bil-
dungsfinanzierung kommend unterstitzt die LTH - Bank fir Infrastruktur wiederum die
Verwertung von Patenten durch die Hochschulen. Hierbei wird mit den betroffenen Res-

sorts und sonstigen Beteiligten kooperiert.

Angebote an Kreditinstitute

Die LTH — Bank fur Infrastruktur bietet Kreditinstituten die Bereitstellung zinsguinstiger Mittel
zur Finanzierung von InfrastrukturmafRnahmen im o6ffentlichen Interesse in Hessen an, z.B.
fur Investitionen in: Schulen, Kindergarten, Altenpflegeeinrichtungen, kommunale Verkehrs-
infrastruktur und kommunale Sportstatten. Neben der Refinanzierung einzelner Investitions-
mafnahmen bietet die LTH — Bank fur Infrastruktur Kreditinstituten auch die Méglichkeit ei-
ner globalen Refinanzierungsfazilitaét an. Damit kdnnen Kreditinstitute nach Abschluss einer
entsprechenden vertraglichen Rahmenvereinbarung ganze Darlehenstranchen zur Finanzie-
rung kommunaler Infrastrukturinvestitionen in Hessen ziehen. Dieses Angebot kann auch im

Rahmen eines verschmolzenen Instituts weitergefiihrt werden. Die IBH bietet ihr grofites
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Darlehensprogramm (Grindungs- und Wachstumsfinanzierung Hessen) zur Existenzgriin-
dungs- und Wachstumsforderung von mittelstandischen Unternehmen ebenfalls im soge-
nannten ,Hausbankenverfahren“ an. Durch einen gemeinsamen Auftritt von Wirtschafts- und
Infrastrukturférderung eines verschmolzenen Institutes gegeniber den Hausbanken, kann
die AulRenwirkung, die Effizienz und die Schlagkraft der Angebote an die Hausbanken ver-

bessert werden.
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Organisatorische Fragen

Organisatorische Vorteile

Eine Verschmelzung von LTH — Bank fur Infrastruktur und IBH wird neben einer Reihe von
betriebswirtschaftlichen und férderpolitischen Vorteilen auch organisatorische Synergien ge-

nerieren:

e One-stop-agency: Nur ein Institut, das die gesamte Dienstleistungskette umfasst, tritt
nach aufRen fur das hessische Fordergeschéft auf. Die Verbesserungen im Kundenkon-
takt, in der Beratung und Bekanntmachung der vorhandenen Fordermdoglichkeiten wer-
den erheblich sein. Es werden als Folge davon voraussichtlich mehr Fordergelder von
EU und Bund nach Hessen flieRen kénnen. Eine zentrale Forderplattform mit dem Uber-
blick und der Expertise fur das gesamte Forderspektrum entsteht. Hessische Ministerien,
Landtag und Dritte (EU, Férderbanken, Refinanzierer, Banken etc.) haben nur noch ei-
nen Ansprechpartner fir das gesamte Fordergeschaft. Die bisher doppelte Vertretung
Hessens in Gremien und Arbeitskreisen, z.B. dem Verband o6ffentlicher Banken und bei
der European Association of Public Banks kann beendet werden. Dies generiert wieder-

um Kostenersparnisse.

Insbesondere aber die Kunden im Bereich der Wirtschaft und der Kommunen werden
davon profitieren, dass sie kinftig fur die gesamte Palette der Abwicklung der monetaren

Forderung in Hessen nur noch einen Ansprechpartner haben.

e Steuerung des Bankgeschaéfts: Die Steuerung der gesamten Forderung kann durch
eine Zusammenlegung zielgerichtet und nahe am politischen Willen der Landesregierung
erfolgen, Doppelférderungen werden vermieden, sinnvoll abgestimmte gebietsibergrei-
fende Forderschwerpunkte kdnnen gebildet werden. Es gibt mit einem Ausschuss des
Verwaltungsrates nur noch ein Steuerungsgremium fur die Forderpolitik in Hessen. Bei
diesem Ausschuss des Verwaltungsrates handelt es sich um ein Gremium der Helaba,
welches sich aber mehrheitlich aus Vertretern des Landes Hessen zusammensetzt. Hier-
durch wird sichergestellt, dass die hier zu behandelnden Férderangelegenheiten des
Landes auch ausschlie8lich vom Land bestimmt werden (vgl. Abschnitt Wettbewerbs-

neutralitat).

Neuordnung der Hessen Agentur

Die nicht-monetére Forderung in der Hessen Agentur GmbH gehért nicht zum eigentlichen

Bankgeschaft. Deshalb bezieht die Helaba zu der Frage der Neuordnung keine Stellung.
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Aktuelle Kooperation

Durch die Mitgliedschaft eines Geschéftsleiters der LTH - Bank fir Infrastruktur im Verwal-
tungsrat der IBH besteht bereits heute eine institutionelle Kooperation der beiden Férderban-
ken. Zudem wird bei bereichslbergreifenden Projekten bereits heute auf ad-hoc-Basis ko-
operiert und Anfragen werden zustandigkeitshalber an das jeweilige Partnerinstitut weiterge-
leitet. Im Rahmen einer IT-Initiative von deutschen Férderbanken werden zudem gemeinsa-
me IT-Produkte fur das Fordergeschaft entwickelt. Dies kann aber keinesfalls die méglichen

Synergien einer Verschmelzung ersetzen.

Die LTH - Bank fur Infrastruktur kooperiert auf Grund ihrer Férderaufgaben mit den Kontin-
genttragern der kommunalen Wohnungsbauférderung, den kommunalen Wohnungsbauge-
sellschaften, den Stadtplanungs- und Hochbaudmtern sowie den betroffenen Ressorts. In
den entsprechenden Forderbereichen, wie der Verwertung von Patenten durch die Hoch-
schulen, wird insbesondere in der Entwicklungsphase mit den Patentverwertungsagenturen

kooperiert.

Standorte und Erreichbarkeit

Die Verschmelzung der IBH auf die LTH — Bank fir Infrastruktur beeintrachtigt nicht die regi-
onale Erreichbarkeit, da die Standorte Wiesbaden, Wetzlar, Kassel und Frankfurt/Offenbach
erhalten bleiben kénnten. Im Rahmen einer Verschmelzung kénnen die Angebote der integ-
rierten Forderbank ndher an die Kunden in den hessischen Regionen riicken. Insbesondere
kénnten Ansprechpartner aus den Férderabteilungen in den jeweiligen regionalen Depen-
dancen vertreten sein. Hierdurch kénnte eine bessere Erreichbarkeit fir die Kunden und eine

regionale Verknipfung mit den Entwicklungen in den hessischen Regionen erzielt werden.

Die IBH hat ihren Sitz in Frankfurt am Main in direkter Nahe zu Hauptbahnhof und Messe.
Hier sind der Vorstand, die Abteilungen Banksteuerung, Kredite und Beteiligungen angesie-
delt. Weitere Standorte sind Wiesbaden (Arbeitsmarkt/ESF, Umwelt und Technologie, Blirg-
schaften, Personal, Kreditforderung, Abwicklung/Recht, Bankbetrieb), Wetzlar (Dorferneue-

rung, Regionalentwicklung) und Kassel (Gewerbliche Regionalférderung).

Die LTH - Bank fur Infrastruktur hat ihren Standort in Offenbach am Main am Kaiserleikreisel.

Folgen fur Beschaftigte

Im Rahmen einer Verschmelzung der IBH auf die Helaba sieht sich die Helaba dem Grund-
satz des Bestandsschutzes verpflichtet und wiirde samtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der IBH Ubernehmen. Die Helaba wirde sicherstellen, dass die Mitarbeiterinnen und Mitar-

beiter der IBH durch den Wechsel zur Helaba respektive LTH — Bank fur Infrastruktur nicht
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schlechter gestellt werden. Dies gilt insbesondere fiir die Vergitung und die Altersversor-
gung.

Die Vertretung der Interessen der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der IBH in der Helaba ist
durch die zustandigen Personalvertretungsgremien der Helaba auch kinftig in Anwendung
des Hessischen Personalvertretungsgesetzes und in vertrauensvoller Zusammenarbeit mit

der Geschaftsleitung gewahrleistet.

Anlagen:
e Geschaftsbericht IBH
e Geschaftsbericht LTH - Bank fiir Infrastruktur

e VOB-Strukturpapier (Uberblick tiber Rechtsformen, Eigentumsverhaltnisse und Aufgaben

der einzelnen Forderbanken)
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1. KfW Bankengruppe

Anschrift:

Rechtsform:

Anteilseigner:

Aufgaben:

Informationen:

Palmengartenstral3e 5-9
60325 Frankfurt am Main

Telefon: (0 69) 74 31-0
Telefax: (0 69) 74 31-29 44
E-Mail: info@kfw.de
Internet:  http://www.kfw.de

Anstalt des o6ffentlichen Rechts

Bund 80,0 %
Lander 20,0 %

* FordermalBnahmen im staatlichen Auftrag, insbesondere Finanzie-
rungen und Beratung, in folgenden Bereichen:

a) Mittelstand, freie Berufe und Existenzgriindungen,
b) Risikokapital,

c) Wohnungswirtschaft,

d) Umweltschutz,

e) Infrastruktur,

f) technischer Fortschritt und Innovationen,

g) international vereinbarte Férderprogramme,

h) entwicklungspolitische Zusammenarbeit.

* Darlehen und andere Finanzierungsformen an Gebietskérperschaften
und o6ffentlich-rechtliche Zweckverbande

* Finanzierungen von MalRnahmen mit rein sozialer Zielsetzung sowie
von MaRnahmen zur Bildungsférderung

* Sonstige Finanzierungen im Interesse der deutschen und européi-
schen Wirtschaft

Infocenter der KfW Mittelstandsbank

Telefon: (018 01) 24 11 24

Telefax: (0 69) 74 31-95 00

E-Mail: infocenter@kfw-mittelstandsbank.de
Internet: www.kfw-mittelstandsbank.de

Infocenter der KfW Forderbank

Telefon: 0 18 01/33 bb 77

Telefax: 0 69/74 31-95 00

E-Mail: infocenter@kfw-foerderbank.de
Internet: www.kfw-foerderbank.de
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2. DEG - Deutsche Investitions- und Entwicklungsgesellschaft mbH
- KfW Bankengruppe

Anschrift: BelvederestralRe 40
50933 Koln (Miingersdorf)

Telefon: (02 21) 49 86-0
Telefax: (02 21) 49 86-12 90
E-Mail: info@deginvest.de
Internet: http://www.deginvest.de

Rechtsform: Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH)
Anteilseigner: KfW Bankengruppe 100,0 %
Aufgaben:

e Foérderung der Privatwirtschaft und des Finanzsektors in Entwick-
lungs- und Schwellenlédndern: langfristige Projektfinanzierungen fir
deutsche Auslandsunternehmen, lokale Unternehmen und Joint
Ventures, Investitions- und Strukturierungsberatung

* Finanzierung von Vorhaben im Rahmen des BMZ-Programms ,Ent-
wicklungspartnerschaften mit der Wirtschaft (Public Private Part-
nership - PPP)” im Umfeld von privaten Investitionen

» Begleitung von Existenzgriindungsprogrammen im Auftrag des BMZ
in Afghanistan sowie in Kroatien, den Palastinensischen Gebieten,
der Tiarkei und Vietnam

Ansprechpartner: Herr Lothar Lammers
Sekretariat der Geschaftsfiihrung
Pressesprecher
Telefon: (02 21) 49 86-12 73
Telefax: (02 21) 49 86-12 92
E-Mail: Is@deginvest.de
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3. Landwirtschaftliche Rentenbank

Anschrift: HochstralRe 2
60313 Frankfurt am Main

Telefon: (0 69) 21 07-0
Telefax: (0 69) 21 07-4 44
E-Mail: office@rentenbank.de
Internet: http://www.rentenbank.de
Rechtsform: Anstalt des o6ffentlichen Rechts
Anteilseigner: Das Grundkapital wurde in den Jahren 1949 bis 1958 durch eine

Sonderabgabe der Land- und Forstwirtschaft der Bundesrepublik
Deutschland aufgebracht. Der Bund tragt die Anstaltslast.

Aufgaben:
e Forderung der Landwirtschaft und des landlichen Raums; Im Rah-
men des gesetzlichen Férderauftrages refinanziert die Bank die
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und den Gartenbau, deren vor-
und nachgelagerte Wirtschaftsbereiche sowie MaRnahmen zur Ver-
besserung der Infrastruktur im landlichen Raum.
- Allgemeine Foérderkredite fiir agrarbezogene Vorhaben aller Art
- Sonder- und Programmkredite fir spezielle Férderzwecke und
Hilfsmalnahmen
Ansprechpartner: Frau Dr. Karin Gress
Telefon: (0 69) 21 07-3 93
Telefax: (0 69) 21 07-4 47
E-Mail: gress@rentenbank.de

Herr Lothar Kuhfahl

Telefon:
Telefax:
E-Mail:

(0 69) 21 07-2 75
(0 69) 21 07-4 59
kuhfahl@rentenbank.de
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1. Baden-Wiirttemberg

L-Bank, Landeskreditbank Baden-Wiirttemberg

Anschrift:

Niederlassung:

Rechtsform:
Anteilseigner:

Aufgaben:

SchloBplatz 10-12
76113 Karlsruhe

Telefon: (07 21) 1 50-0
Telefax: (07 21) 1 50-10 01
E-Mail: info@I-bank.de
Internet: http://www.l-bank.de

Borsenplatz 1

70174 Stuttgart

Telefon: (07 11) 1 22-0
Telefax: (07 11) 1 22-21 12

Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Land Baden-Wirttemberg 100,0 %

Die Bank unterstltzt das Land bei der Erflillung seiner 6ffentlichen Auf-
gaben, finanziert und fihrt im Interesse des Landes liegende Mal3-
nahmen durch, insbesondere in den Bereichen:

* Sicherung und Verbesserung der mittelstandischen Struktur der
Wirtschaft, insbesondere durch Finanzierung von Existenz-
grindungen und —festigungen,

¢ im Rahmen der staatlichen Wohnraumférderung,

* Bereitstellung von Risikokapital,

¢ bauliche Entwicklung der Stadte und Gemeinden,

e InfrastrukturmalRnahmen,

¢ Entwicklung von gewerblichen Standorten und Ansiedlung von
Unternehmen und gewerblichen Betrieben,

* UmweltschutzmalRnahmen,

* Technologie- und InnovationsmalRnahmen,

¢ Malnahmen rein sozialer Art, insbesondere zur Férderung der
Familien und der Studierenden sowie sozialer Einrichtungen,

* MaRnahmen in der Land- und Forstwirtschaft,

e kulturelle und wissenschaftliche MaRnahmen.

Die Bank kann alle Geschéfte betreiben, die zur Erflllung ihrer Aufgaben
zweckmaRig sind. Insbesondere kann sie Darlehen, Zuschiisse und
Birgschaften gewahren sowie Beteiligungen eingehen.
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Fortsetzung: 1. Baden-Wiirttemberg

Ansprechpartner: Herrn Holger Mertens
Telefon: (07 21) 1 50-19 02

Telefax: (07 21) 1 50-40 26
E-Mail: holger.mertens@I-bank.de

Teil 2-Nr. 16
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2. Bayern

LfA Forderbank Bayern

Anschrift: KoniginstralRe 17
80539 Milnchen

Telefon: (0 89) 21 24-0

Telefax: (0 89) 21 24-24 40
Kundencenter: (O 18 01) 21 24 24 (Ortstarif)
E-Mail: info@Ifa.de

Internet: http://www.lIfa.de

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Anteilseigner: Freistaat Bayern 100,0 %

Aufgaben:
* Verbesserung und Ausbau der Wirtschafts-, Verkehrs- und Umwelt-
struktur durch Finanzierungen in folgenden Bereichen:

- Mittelstand,

- Technologie und Innovation,

- Vorhaben mit besonderer regional-, struktur- oder arbeitsmarkt-
politischer Bedeutung,

- Umweltschutz,

- Infrastruktur,

- Risikokapital,

- Filmfoérderung.

Ansprechpartner: Frau Dr. Maria Henselmann
Telefon: (0 89) 21 24-26 35
Telefax: (0 89) 21 24-25 99
E-Mail: maria.henselmann@Ifa.de

Herr Siegfried Schneid

Telefon: (0 89) 21 24-23 88
Telefax: (0 89) 21 24-22 22
E-Mail: siegfried.schneid@Ifa.de

10
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Fortsetzung: 2. Bayern

Bayerische Landesbodenkreditanstalt

Anschrift:

Rechtsform:

Anteilseigner:

Aufgaben:

Ansprechpartner:

Kapellenstral3e 4
80333 Miinchen

Telefon: (0 89) 21 71-01

Telefax: (0 89) 21 71-2 80 15
E-Mail: bayernlabo@bayernlb.de
Internet: http://www.bayernlabo.de

rechtlich unselbstandige jedoch wirtschaftlich und organisatorisch selb-
standige Anstalt der Bayerischen Landesbank

Uber Bayerische Landesbank 100,0 %
Freistaat Bayern 50,0 %
Sparkassenverband Bayern 50,0 %

*  Wohnraumférderung
+ Stadtebaufdrderung

Herr Ernst Klitsch

Telefon: (0 89) 21 71-2 80 09
Telefax: (0 89) 21 71-2 80 83

E-Mail: bayernlabo.9110@bayernlb.de

11
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3. Berlin

Investitionsbank Berlin

Anschrift: Bundesallee 210
10719 Berlin

Telefon: (0 30) 21 25-0
Telefax: (0 30) 21 25-20 20
E-Mail: info@ibb.de
Internet: http://www.ibb.de

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Eigentiimer: Land Berlin 100,0 %
Aufgaben: Die Investitionsbank Berlin (IBB) ist die zentrale Férderbank des Landes

Berlin. Mit ihren monetaren Forderangeboten, einer umfassenden Fi-
nanzierungsberatung und einer an betriebswirtschaftlichen Kriterien ori-
entierten Forder- und Kreditbearbeitung unterstiitzt die Bank gezielt vor
allem kleine und mittlere Unternehmen in Berlin. Um diese Aufgabe op-
timal zu erflllen, stellt die IBB ihren Kunden Darlehen und Beteiligungen
zur Verfigung. Dabei arbeitet sie eng mit den in Berlin ansassigen
Geschaftsbanken zusammen.

Im Fokus der Geschaftstatigkeit der IBB steht die Wirtschaftsférderung.
Die Produkte richten sich dabei am Unternehmenslebenszyklus der
Kunden aus. Ein besonderes Augenmerk richtet die IBB auf die Forde-
rung von Unternehmen, die in den wirtschaftlichen Kompetenzfeldern
Berlins tatig sind. Dabei handelt es sich um die Bereiche Biotechnologie,
Medizintechnik, Informations- und Kommunikationstechnik (einschlief3-
lich Medien), Verkehrstechnik und die Optischen Technologien.

In der Immobilienférderung betreibt die IBB ein effizientes Management
des Berliner Wohnungsbestandes.

Ansprechpartner:
Wirtschafts- Herr Heinz-Joachim Mogge
forderung: Telefon: (0 30) 21 25-33 20
Telefax: (0 30) 21 25-33 22
E-Mail: heinz-joachim.mogge@ibb.de

Herr Stephan Hoffmann

Telefon: (0 30) 21 25-46 00
Telefax: (0 30) 21 25-46 46
E-Mail: stephan.hoffmann@ibb.de

12
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Fortsetzung: 3. Berlin

Immobilien-
férderung:

Treasury:

Herr Andreas Tied

Telefon: (0 30) 21 25-30 00
Telefax: (0 30) 21 25-30 02
E-Mail: andreas.tied@ibb.de

Herr Georg-Heinrich Sieveking

Telefon: (0 30) 21 25-37 00

Telefax: (0 30) 21 25-37 11

E-Mail: georg-heinrich.sieveking@ibb.de

Teil 2-Nr. 16
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4. Brandenburg

InvestitionsBank des Landes Brandenburg

Anschrift: SteinstralRe 104-106
14480 Potsdam

Telefon: (03 31) 6 60-0
Telefax: (03 31) 6 60-12 31
E-Mail: postbox@ilb.de
Internet: http://www.ilb.de

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts

Anteilseigner: NRW.BANK 50,0 %
LandesBank Berlin Girozentrale 25,0 %
Land Brandenburg 25,0 %
Gewabhrtrager:

Land Brandenburg

Aufgaben:
e Als Forderinstitut des Landes Brandenburg unterstlitzt die Bank das
Land bei der Erflllung 6ffentlicher Aufgaben. Dabei fiihrt sie fiir das
Land Férderprogramme in folgenden Bereichen durch:

- Wohnungs- und Stadtebau,

- gewerbliche Wirtschaft,

- wirtschaftsnahe Infrastruktur,
- Land- und Forstwirtschaft,

- Umweltschutz,

- Soziales, Bildung, Kultur,

- Forschung und Technologie,
- Medien

und finanziert damit in Zusammenhang stehende 6ffentliche und
private Vorhaben.

e Darlber hinaus unterstitzt die InvestitionsBank des Landes Bran-
denburg ihre 6ffentlichen Auftraggeber bei der Entwicklung und
Umsetzung wichtiger Projekte, insbesondere im Infrastrukturbereich.

Ansprechpartner:
Gewerbliche Kunden: Herr Berndt-Armin Schmidt
Telefon: (03 31) 6 60-16 24

Telefax: (03 31) 6 60-16 00
E-Mail: berndt-armin.schmidt@ilb.de
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Offentliche Kunden:

Immobilienkunden:

Herr Tillmann Stenger

Telefon: (03 31) 6 60-12 10
Telefax: (03 31) 6 60-12 33
E-Mail: tillmann.stenger@ilb.de

Herr Stefan Otte

Telefon: (03 31) 6 60-13 00
Telefon: (03 31) 6 60-13 33
E-Mail: stefan.otte@ilb.de

Teil 2-Nr. 16
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5. Bremen

Bremer Aufbau-Bank GmbH

Anschrift: Kontorhaus am Markt
LangenstralRe 2-4
28195 Bremen

Telefon: (04 21) 96 00-40

Telefax: (04 21) 96 00-8 40

E-Mail: kontakt@bab-bremen.de
Internet: http://www.bab-bremen.de

Rechtsform: Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH)
Anteilseigner: Bremer Investitionsgesellschaft mbH (BIG)
Gesellschafter der BIG:
Freie Hansestadt Bremen (Land)

Freie Hansestadt Bremen (Stadt)
Stadt Bremerhaven

Teil 2-Nr. 16

VB

100,0 %

94,3 %
4,9 %
0,8 %

Gewahrtrager:
Freie Hansestadt Bremen

Aufgaben:
e Forderung der gewerblichen Wirtschaft in Bremen und Bremerhaven
« Ubernahme von Landesbiirgschaften
e Infrastrukturférderung
*  Wohnungsbauférderung
* Bereitstellung von Wagniskapital (Die Bereitstellung von Wagniska-
pital erfolgt im Rahmen der Geschéaftsbesorgung fir die Bremer Un-
ternehmensbeteiligungsgesellschaft mbH (BUG) und Uber die Toch-
tergesellschaft, die BAB Beteiligungs- und Managementgesellschaft
Bremen mbH
Ansprechpartner:
Landesbirgschaften/ Herr Torsten Krausen

Wagniskapital:

Telefon: (04 21) 96 00-4 20
Telefax: (04 21) 96 00-8 40

E-Mail: torsten.krausen@bab-bremen.de
Kredite/ Herr Ansgar Wilhelm
Forderprogramme: Telefon: (04 21) 96 00-4 19

Telefax: (04 21) 96 00-8 40
E-Mail: ansgar.wilhelm@bab-bremen.de
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Fortsetzung: 5. Bremen

Herr Kai Sander

Telefon: (04 21) 96 00-4 39
Telefax: (04 21) 96 00-8 40
E-Mail: kai.sander@bab-bremen.de

Teil 2-Nr. 16
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6. Hamburg
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Hamburgische Wohnungsbaukreditanstalt

Anschrift:

Rechtsform:
Anteilseigner:

Aufgaben:

Ansprechpartner:

Besenbinderhof 31
20097 Hamburg

Telefon: (0 40) 2 48 46-0

Telefax: (0 40) 2 48 46-4 34

E-Mail: info@wk-hamburg.de
Internet: http://www.wk-hamburg.de

Anstalt des 6ffentlichen Rechts

Freie und Hansestadt Hamburg 100,0 %

*  Wohnraumfdérderung

e Stadtebauférderung

* Forderung des Umweltschutzes

* sonstige durch Einzelzuweisung des Senats prazise benannte
Forderbereiche

* Gewahrung von Krediten und anderen Finanzierungshilfen

« Ubernahme von Sicherheitsleistungen

* Beratungs- und Vermittlungsleistungen

Frau Sabine Libuda

Telefon: (0 40) 2 48 46-3 11
Telefax: (0 40) 2 48 46-4 34
E-Mail: S.Libuda@wk-hamburg.de
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Investitionsbank Hessen

Anschrift:

Niederlassungen:

Rechtsform:

Anteilseigner:

Aufgaben:

Schumannstral3e 4-6
60325 Frankfurt am Main

Telefon: (0 69) 13 38 50-7 80
Telefax: (0 69) 13 38 50-78 55
Hotline: (0 69) 13 38 50-7 80
E-Mail: info@ibh-hessen.de
Internet: http://www.ibh-hessen.de

Niederlassung Wiesbaden Niederlassung Kassel
Abraham-Lincoln-Stral3e 38-42 KurflrstenstraRe 7
65189 Wiesbaden 34117 Kassel

Telefon: (06 11) 7 74-0 (05 61) 7 2899-77 16
Telefax: (06 11) 7 74-72 65 (05 61) 7 28 99-77 32

Niederlassung Wetzlar
Karl-Kellner-Ring 23

35576 Wetzlar

Telefon: (0 64 41) 44 79-0
Telefax: (0 64 41) 44 79-1 44

Anstalt des o6ffentlichen Rechts

Land Hessen 50,0 %
Landesbank Hessen-Thiringen 50,0 %

Umsetzung der Wirtschaftsférderungsaktivitaten des Landes Hessen mit
den Foérderinstrumenten Zuschiissen, Kredite, Blirgschaften und Be-
teiligungen sowie Beratungsleistungen in den Bereichen:

* Regional-/ Sektoralférderung,

¢ Mittelstandsférderung,

* Technologieférderung,

e Grdndungs- und Wachstumsférderung,

¢« Umweltschutzférderung,

e Arbeitsmarktférderung,

* Fo6rderung der Dorf- und Regionalentwicklung.

Treuhanderische Aufgaben fir das Land Hessen in wirtschaftlichen,
technischen und vermdgensrechtlichen Angelegenheiten.
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Fortsetzung: 7. Hessen

Ansprechpartner:

Arbeitsmarkt / ESF
Consult Hessen:

Umweltférderung:

Dorferneuerung /
Regionalent-
wicklung

Gewerbliche

Regionalférderung:

Blrgschaften:

Kredite:

IBH Beteiligungs-
managementgesell-

schaft mbH (BM H):

Frau Doris Liesenfeld

Telefon: (06 11) 7 74-72 43
Telefax: (06 11) 7 74-74 29
E-Mail: doris.liesenfeld@ibh-hessen.de

Frau Annerose Morell

Telefon: (06 11) 7 74-74 60
Telefax: (06 11) 7 74-73 63
E-Mail: annerose.morell@ibh-hessen.de

Herr Hartmut Bock

Telefon: (0 64 41) 44 79-0
Telefax: (0 64 41) 44 79-1 44
E-Mail. hartmut.bock@ibh-hessen.de

Herr Wilfried Pfannkuche

Telefon: (05 61) 7 28 99-77 16
Telefax: (05 61) 7 28 99-77 32
E-Mail: wilfried.pfannkuche@ibh-hessen.de

Herr Dieter Kaps

Telefon: (06 11) 7 74-73 68
Telefax: (06 11) 7 74-73 63
E-Mail: dieter.kaps@ibh-hessen.de

Herr Norbert Gonsior

Telefon: (0 69) 13 38 57-8 16
Telefax: (0 69) 13 38 57-5 65
E-Mail: norbert.gonsior@ibh-hessen.de

Herr Jirgen Zabel

Geschaftsfihrer

Telefon: (0 69) 13 85 50-40

Telefax: (0 69) 13 85 50-60

E-Mail: juergen.zabel@mbh-hessen.de
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Fortsetzung: 7. Hessen

Landestreuhandstelle Hessen - Bank fiir Infrastruktur - rechtlich unselbsténdige
Anstalt in der Landesbank Hessen-Thiiringen Girozentrale
(LTH - Bank fir Infrastruktur)

Anschrift:

Rechtsform:

Anteilseigner:

Aufgaben:

OMEGA-HAUS A
StrahlenbergerstralRe 11
63067 Offenbach am Main

Telefon: (0 69) 91 32-01
Telefax: (0 69) 91 32-24 83
E-Mail: Ith-info@Ith.de
Internet: http://www.lth.de

rechtlich unselbstandige Anstalt des 6ffentlichen Rechts

LTH — Bank fir Infrastruktur ist ein rechtlich unselbstandiger, organi-

satorisch und wirtschaftlich selbstédndiger Geschéaftsbereich der Landes-

bank Hessen-Thiringen, deren Anteile gehalten werden von:

Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thiringen 85,0 %
Land Hessen 10,0 %
Freistaat Thlrringen 5,0 %

Konzeption, Strukturierung und Bearbeitung von Férderprogrammen
sowie Einzelprojekten unter anderem im Rahmen der

e Forderung des Wohnungswesens,

e Forderung des Kommunalbaus,

e Fo6rderung des Stadtebaus und der Stadtentwicklung,

e Forderung durch Bereitstellung von Risikokapital,

* Forderung des technischen Fortschritts, insbesondere

Technologie- und Innovationsfinanzierung,
e Forderung von InfrastrukturmaRnahmen,

e Foérderung von MalRnahmen zur Entwicklung strukturschwacher

Gebiete,

e Forderung von Land- und Forstwirtschaft, des landlichen Raums

sowie des Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutzes,
e Forderung im Rahmen international vereinbarter
Forderprogramme,

e Forderung von wirtschaftlichen Belangen bei Kultur und Bildung,

e Forderung von MalRnahmen rein sozialer Art einschliel3lich
Konsortialfinanzierung,

* Finanzierungen fir Gebietskdrperschaften und 6ffentlich-
rechtliche Zweckverbande.
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Fortsetzung: 7. Hessen

Ansprechpartner:

Geschaftsleitung:

Wohnungswesen:

Infrastruktur:

Bildungsfinanzierung:

EU:

Herr Dr. Herbert Hirschler

Telefon: (0 69) 91 32-25 26
Telefax: (0 69) 91 32-46 36
E-Mail: herbert.hirschler@Ith.de

Herr Walter Moller

Telefon: (0 69) 91 32-26 51
Telefax: (0 69) 91 32-46 36
E-Mail: walter.moeller@Ith.de

Herr Dr. Harald Schlee

Telefon: (0 69) 91 32-57 26
Telefax: (0 69) 91 32-8 57 26
E-Mail: harald.schlee@Ith.de

Herr Roland Kilb

Telefon: (0 69) 91 32-38 88
Telefax: (0 69) 91 32-8 38 88
E-Mail: roland.kilb@Ith.de

Herr Dr. Steffen Becker

Telefon: (0 69) 91 32-32 51
Telefax: (0 69) 91 32-24 83
E-Mail: steffen.becker@Ith.de

Herr Dr. Michael Reckhard

Telefon: (0 69) 91 32-40 86
Telefax: (0 69) 91 32-24 83
E-Mail: michael.reckhard@Ith.de

Teil 2-Nr. 16
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8. Mecklenburg-Vorpommern

Landesforderinstitut Mecklenburg-Vorpommern
- Geschéaftsbereich der NORD/LB -

Anschrift: WerkstralRe 213
19061 Schwerin

Telefon: (03 85) 63 63-0
Telefax: (03 85) 63 63-12 12
E-Mail: info@Ifi-mv.de
Internet:  http://www.lfi-mv.de

Teil 2-Nr. 16

VB

Rechtsform: rechtlich unselbstandiger, betriebswirtschaftlich selbstédndiger und orga-

nisatorisch getrennter Teil der NORD/LB

Anteilseigner: Uber NORD/LB, die Trager der NORD/LB und ihre Anteile:

Land Niedersachsen
Land Sachsen-Anhalt

Niedersachsischer Sparkassen- und Giroverband
Sparkassenbeteiligungsverband Sachsen-Anhalt

Sparkassenbeteiligungszweckverband
Mecklenburg-Vorpommern

41,75 %
8,25 %
37,25 %
7,53 %

5,22 %

Aufgaben:

*  Wohnungsbauférderung

e Stadtebauférderung

«  Kommunaler Aufbaufonds (KAF)

*  Wirtschafts-, Existenzgriindungs- und Infrastrukturférderung

e Forderung von Schulen und Medien

e Forderberatung und Existenzgrindertelefon

* Dienstleistungen fir Strukturfondsverwaltung
Ansprechpartner:

Wohnungs- und
Stadtebaufdérderung,
KAF:

Gemeinschafts-
aufgabe:

Herr Jorg-Peter Sobierey

Telefon: (03 85) 63 63-13 30

Telefax: (03 85) 63 63-83 05

E-Mail: joerg-peter.sobierey@Ifi-mv.de

Herr Rolf Libke

Telefon: (03 85) 63 63-13 86
Telefax: (03 85) 63 63-14 42
E-Mail: rolf.luebke@Ifi-mv.de
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Fortsetzung: 8. Mecklenburg-Vorpommern

Sonstige Wirtschafts- Herr Robert Fankhauser

férderung, Schulen Telefon: (03 85) 63 63-14 46

und Medien, Dienst- Telefax: (03 85) 63 63-12 08
leistungen: E-Mail: robert.fankhauser@Ifi-mv.de
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9. Niedersachsen

NBank Investitions- und Forderbank Niedersachsen

Anschrift: Glinther-Wagner-Allee 12-16
30177 Hannover

Telefon: (05 11) 3 00 31-0
Telefax: (05 11) 3 00 31-5 b5
E-Mail: info@nbank.de
Internet: http://www.nbank.de

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Anteilseigner: Land Niedersachsen 100,00 %
Aufgaben: Die NBank ist das zentrale Forderinstitut des Landes Niedersachsen und

unterstlitzt das Land bei der Erfillung 6ffentlicher Aufgaben. Die NBank
wird dabei insbesondere in folgenden Bereichen tatig:

* Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur,

e Entwicklung strukturschwacher Gebiete,

* Infrastruktur,

* Arbeitsmarkt- und Bildungsférderung,

* Umweltschutz-, technischer Fortschritt und Energien,

* Internationalisierung,

* Kunst, Kultur, Wissenschaft und Forschung,

*  Wohnungs- und Siedlungswesen, Wohnungswirtschaft,
e Stadtebau.

Die NBank ist fir die gesamte ESF- und EFRE-Férderung des Landes
Niedersachsen tatig. Bei der Erflllung ihrer Aufgaben berlcksichtigt sie
die Ziele der staatlichen Wirtschaftsférderung sowie der Europaischen
Gemeinschaft. Ziel ist es, die wirtschaftliche Leistungsfahigkeit des
Landes und die Wohnqualitat im Lande zu verbessern. Dabei versteht
sich die NBank auch als umfassender Ansprechpartner (iber sédmtliche
Forderprogramme des Landes Niedersachsen, des Bundes und der EU
sowie in Finanzierungsfragen und setzt bei ihrer Arbeit das gesamte
Spektrum an Férderprogrammen ein, um das Land bei seinen struktur-
und wirtschaftspolitischen Aufgaben zu unterstiitzen.

Die NBank ist neben ihrer Hauptstelle in Hannover zur flachendecken-
den Beratung auch in Lineburg, Braunschweig, Oldenburg und
Osnabriick vertreten.

Ansprechpartner: Frau Dr. Anja Altmann
Telefon: (0511) 3 00 31-2 30
Telefax: (0511) 3 00 31-1 12 30
E-Mail: anja.altmann@nbank.de
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10. Nordrhein-Westfalen

NRW.BANK
Anschrift: KavalleriestralRe 22 Friedrichstral3e 1
40213 Dusseldorf 48145 Minster
Telefon: (02 11) 917 41-0 (0251)9 17 41-0
Telefax: (02 11) 917 41-18 00 (02 51)9 17 41-29 21
E-Mail: info@nrwbank.de
Internet: http://www.nrwbank.de
Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Anteilseigner: Land 64,74 %
Landschaftsverband Rheinland 17,63 %
Landschaftsverband Westfalen-Lippe 17,63 %
Tatigkeitsfelder:

Die NRW.BANK ist die Forderbank des Landes Nordrhein-Westfalen. In
den Geschéaftsfeldern

e Existenzgriindungs- und Mittelstandsférderung
* Infrastruktur- und Kommunalfinanzierung

* soziale Wohnraumférderung und

* Individualférderung

setzt sie das gesamte Spektrum kreditwirtschaftlicher Férderprodukte
ein — von den Foérderprogrammen des Landes, des Bundes und der EU
Uber Eigenkapital — bis hin zu Fremdkapitalfinanzierungen. Damit unter-
stlitzt sie das Land NRW bei seinen struktur- und wirtschaftspolitischen
Aufgaben. Die NRW.BANK agiert stets wettbewerbsneutral und im
Hausbankenverfahren. Fir die Sparkassen in Nordrhein-Westfalen
nimmt sie hier die Zentralbankfunktion wahr.

Die Aufgabe der sozialen Wohnraumférderung erfillt die Wohnungs-
bauférderungsanstalt Nordrhein-Westfalen (Wfa) als organisatorisch und
wirtschaftlich selbstandige Anstalt der NRW.BANK. Die Wfa berat und
unterstlitzt das zustandige Landesministerium und wickelt in dessen
Auftrag die Wohnraumférderprogramme des Landes ab. Die Wfa vergibt
dabei Forderdarlehen im Direktgeschaft.
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Fortsetzung: 10. Nordrhein-Westfalen

Beratung

In allen zentralen Geschéaftsfeldern ist die Beratung eine wichtige
Leistung der NRW.BANK.

In der Forderberatung informiert und beréat sie Hausbanken, Wirtschaft-
forderer, andere Férdermittler und Férdernehmer Gber den optimalen

Einsatz der Forderprodukte aus den Bereichen Existenzgriindungs- und
Mittelstandsférderung sowie Infrastruktur- und Kommunalfinanzierung.

Die Wfa berat mit ihrer Férderberatung die Bewilligungsbehérden der
zustandigen Kommunal- oder Kreisverwaltung sowie potenzielle Bau-
herren. Die Wohnungsmarktbeobachtung gibt darliber hinaus allen Inte-
ressierten Informationen Uber Entwicklungen auf den nordrhein-west-
falischen Wohnungsmarkten.

Ansprechpartner

Beratung:
Beratungscenter Rheinland
Telefon: (02 11) 9 17 41-48 00
Telefax: (02 11) 917 41-92 19
E-Mail: info-rheinland@nrwbank.de

Beratungscenter Westfalen

Telefon: (02 51) 9 17 41-48 00
Telefax: (02 51) 917 41-26 66
E-Mail: info-westfalen@nrwbank.de

Beratung Wohnraumférderung NRW

Telefon: (02 11) 9 17 41-76 47

Telefax: (02 11) 917 41-77 60

E-Mail: wfa_foerderberatung@nrwbank.de

Kundenbetreuung Offentliche Kunden
Telefon: (02 11) 9 17 41-46 00

Telefax: (02 11)9 17 41-92 19

E-Mail: oeffentliche-kunden@nrwbank.de
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11. Rheinland-Pfalz

Investitions- und Strukturbank Rheinland-Pfalz (ISB) GmbH

Anschrift: HolzhofstralRe 4
55116 Mainz

Telefon: (061 31) 9 85-0
Telefax: (0 61 31) 9 85-1 99
E-Mail: isb@isb.rlp.de
Internet:  http://www.isb.rlp.de

Rechtsform: Gesellschaft mit beschrankter Haftung (GmbH)
Anteilseigner: Land Rheinland-Pfalz 100,0 %
Aufgaben: Unterstlitzung des Landes Rheinland-Pfalz in seiner Wirtschafts- und

Strukturpolitik. Die Gesellschaft konzentriert die Wirtschaftsforderungs-
aktivitaten und setzt hierbei eigene Programme sowie die des Landes,
des Bundes und der EU um, insbesondere:

¢ Mittelstands-, Technologie-, Regionalférderung,

¢ Messe- und Innovationsférderung,

e Durchfihrung von eigenen und treuhénderische Bearbeitung von
fremden Birgschafts- und Garantieprogrammen,

e Kapitalbeteiligungen und Wagnisfinanzierungen,

* Konsortialkredite,

¢ Kommunalkredite,

¢ Handels- und Kooperationsférderung,

e Standortmarketing und Betriebsansiedlung,

* Innovationsmarketing und Technologietransfer.

Ansprechpartner:
Kredite, Zuschiisse: Herr Roland C. Wagner

Telefon: (061 31) 9 85-3 00
Telefax: (0 61 31) 9 85-3 75

E-Mail: roland.wagner@isb.rlp.de
Blrgschaften, Herr Rudolf Klan
Garantien: Telefon: (0 61 31) 9 85-1 40
Telefax: (0 61 31) 9 85-4 99
E-Mail: rudolf.klan@isb.rlp.de
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Fortsetzung: 11. Rheinland-Pfalz

Beteiligungen, Frau Brigitte Herrmann

Wagnisfinanzierung: Telefon: (0 61 31) 9 85-3 45
Telefax: (061 31) 9 85-3 78
E-Mail: brigitte.herrmann@isb.rlp.de
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Fortsetzung: 11. Rheinland-Pfalz

LTH Landestreuhandstelle Rheinland-Pfalz
- Ressort der LRP Landesbank Rheinland-Pfalz -

Anschrift: Lowenhofstral3e
55098 Mainz

Telefon: (0 61 31) 13-01

Telefax: (061 31) 13-21 70

E-Mail: landestreuhandstelle@Ith-rip.de
Internet:  http://www.lth-rlp.de

Rechtsform: rechtlich unselbstandiges, jedoch wirtschaftlich und organisatorisch
selbstandiges Ressort der LRP Landesbank Rheinland-Pfalz

Anteilseigner: Uber LRP Landesbank Rheinland-Pfalz:
LBBW Landesbank Baden-Wirttemberg 100 %
Aufgaben: Wohnraumfdérderung des Landes Rheinland-Pfalz:

* Eigentumsmalnahmen,
*  Mietwohnungsbau,
* Modernisierung.

Stadtebaufdrderung des Landes Rheinland Pfalz.

Ansprechpartner:

Wohnraumforde- Herr Michael Back

rung: Telefon: (061 31) 13-21 03
Telefax: (061 31) 13-30 35
E-Mail: michael.back@Irp.de

Rechnungswesen, Herr Ralf Golz

Controlling und DV: Telefon: (061 31) 13-30 11
Telefax: (0 61 31) 13-30 05

E-Mail: ralf.goelz@Irp.de
Grundsatzfragen/ Herr Ginther Bohrmann
Sanierung: Telefon: (061 31) 13-21 34
Telefax: (0 61 31) 13-30 05
E-Mail: guenther.bohrmann@Irp.de
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12. Saarland

Saarlandische Investitionskreditbank AG

Anschrift: Franz-Josef-Roder-StralRe 17
66119 Saarbricken

Telefon: (06 81) 30 33-0
Telefax: (06 81) 30 33-1 00
E-Mail: info@sikb.de
Internet: http://www.sikb.de

Rechtsform: Aktiengesellschaft (AG)

Anteilseigner: Land Saarland 51,00 %
Landesbank Saar 19,34 %
Bayerische Hypo- und Vereinsbank AG 3,27 %
Commerzbank AG 2,00 %
Deutsche Bank Privat- und Geschaftskunden AG 11,82 %
Dresdner Bank AG 2,33 %
Volksbanken-Beteiligungsges. mbH 10,08 %
Sonstige 0,16 %

Aufgaben:

*  Wirtschaftsférderung (Finanzierung u. a. zusammen mit Hausbanken)
durch Mittel des Landes, des Bundes und der EG

* Kapitalbeteiligungen

» Bilrgschaftsprogramme

* Wohnungsbauférderung

e Agrarférderung (Auszahlung und Verwaltung der Darlehen, Bewilli-
gung erfolgt beim Umweltminister)

* Geschaftsbesorgungen

Ansprechpartner: Frau Vera Georg
Telefon: (06 81) 30 33-1 48
Telefax: (06 81) 30 33-5-1 48
E-Mail: vera.georg@sikb.de
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13. Sachsen

Sachsische Aufbaubank — Forderbank —

Anschrift: Pirnaische StralRe 9
01069 Dresden

Telefon: (03 51) 49 10-0

Telefax: (03 51) 49 10-40 00
E-Mail: sab@sab.sachsen.de
Internet: http://www.sab.sachsen.de

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts (mit Wirkung zum 12. Juli 2003)
Anteilseigner: Freistaat Sachsen 100,0 %
Aufgaben: Die Sachsische Aufbaubank — Férderbank — ist insbesondere in folgen-

den Forderbereichen tatig:

* soziale Wohnraumfoérderung,

* Wohnungs- und Siedlungswesen,

* Wohnungswirtschaft,

* einzelbetriebliche, gewerbliche Wirtschaft unter besonderer Berlick-
sichtigung des Mittelstands sowie der freien Berufe,

* Ansiedlung von Unternehmen,

* Bereitstellung von Risikokapital,

* technischer Fortschritt, insbesondere Technologie- und Innovations-
finanzierung,

* Infrastrukturmaflnahmen,

* bauliche Entwicklung der Stadte und Gemeinden,

e MalBnahmen zur Entwicklung strukturschwacher Gebiete,

e Land- und Forstwirtschaft und landlicher Raum,

* Umwelt-, Natur- und Landschaftsschutz,

« Malnahmen der Arbeitsmarktpolitik,

e Kunst, Kultur, Wissenschaft und Forschung,

 Rahmen international vereinbarter Férderprogramme,

* Gesundheitswesen,

* Familie, Jugend und Sport sowie

e Gleichstellung von Frau und Mann.
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Fortsetzung: 13. Sachsen

Ansprechpartner:

Wohnungsbau:

Wirtschafts-
férderung:

Stadtumbau/
Infrastruktur-
férderung:

Herr Hans-Matthias Strodel

Telefon: (03 51) 49 10-38 43

Telefax: (03 51) 49 10-38 056

E-Mail: Matthias.Strodel@sab.sachsen.de

Herr Bernhard Scheuermann

Telefon: (03 51) 49 10-38 42

Telefax: (03 51) 49 10-38 05

E-Mail: Bernhard.Scheuermann@sab.sachsen.de

Frau Evelyn Dietze

Telefon: (03 51) 49 10-38 46

Telefax: (03 51) 49 10-38 05

E-Mail: Evelyn.Dietze@sab.sachsen.de

Teil 2-Nr. 16

VB
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14. Sachsen-Anhalt
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Investitionsbank Sachsen-Anhalt
- Anstalt der Nord/LB -

Anschrift:

Rechtsform:

Anteilseigner:

Aufgaben:

Domplatz 12
39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 89-17 45

Telefax: (03 91) 5 89-17 b4

E-Mail: info@ib-Isa.de

Internet. http://www.ib-sachsen-anhalt.de

teilrechtsfahige Anstalt des 6ffentlichen Rechts der Norddeutschen
Landesbank Girozentrale

Gber NORD/LB:

Land Niedersachsen 41,75 %
Land Sachsen-Anhalt 8,25 %
Niedersachsischer Sparkassen und Giroverband 37,25 %
Sparkassenbeteiligungsverband Sachsen-Anhalt 7,53 %
Sparkassenbeteiligungszweckverband Mecklenburg-

Vorpommern 5,22 %

Die IB ist Dienstleister fir das Land Sachsen-Anhalt insbesondere in den
Bereichen:

*  Wirtschaftsférderung
einerseits als Zuschussférderung mit den Schwerpunkten
Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur (Gemeinschafts-
aufgabe), Innovations- und Technologieférderung, Beratungshilfe-
programm; andererseits die Férderung Uber Griinder-, Mittelstands-
und Technologie- sowie Mezzaninedarlehen;

*  Wohnungsbauférderung
mit den Schwerpunkten Stadtumbau und Leerstandsbeseitigung,
Foérderung von Wohneigentum, Blirgschaftsiibernahmen;

e Agrarférderung
mit dem Schwerpunkt Darlehensforderung;

e Forderung von Bildung, Kultur, Medien und Tourismus
mit den Schwerpunkten Investitionsforderung zur ErschlieBung kul-
tureller Ressourcen, Medienférderung und Férderung von Schulen
(u. a. Ausstattung mit elektronischen Medien);
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Fortsetzung: 14. Sachsen-Anhalt

Ansprechpartner:

* Vergabe von Mitteln aus dem Européaischen Sozialfonds (ESF)
Zuschisse fir Modellprojekte im Rahmen der Existenzgriindungs-
offensive Sachsen-Anhalt;

o fbérdernahe Dienstleistungen
mit den Schwerpunkten Serviceleistungen fir Investoren, Dienst-
leistungen fir Fondsverwalter und Zahlstellen der EU-Strukturfonds
des Landes sowie Finanzdienstleistungen u. a. fir Kommunen;

* Forderberatung
Zentraler Ansprechpartner fir Forderung in Sachsen-Anhalt, Be-
ratung auch zu Programmen des Bundes und der EU, Unterstitzung
bei der Wahl der geeigneten Finanzierungsstrategie.

Frau Kathrin Mollenhauer

Telefon: (03 91) 5 89-85 18

Telefax: (03 91) 5 89-16 74

E-Mail: Kathrin.Mollenhauer@ib-Isa.de

Ansprechpartner/innen fir programmspezifische Forderfragen sowie
weitere Informationen und Formulare zu den einzelnen Férderprogram-
men sind im Internet unter http://www.ib-sachsen-anhalt.de zu finden.
Dariber hinaus werden Informationen zu den Férderprogrammen unter
der kostenfreien Investoren-Hotline (08 00) 5 60 07 57 oder in einem
personlichen Gesprach im Foérderberatungszentrum weitergegeben.
Kostenlose Informationen zu den Wohneigentumsprogrammen werden
unter der Hotline (08 00) 5 60 08 46 erteilt.
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15. Schleswig-Holstein

Investitionsbank Schleswig-Holstein

Anschrift: Fleethorn 29-31
24103 Kiel

Telefon: (04 31) 99 05-0
Telefax: (04 31) 99 05-33 83
E-Mail: info@ib-sh.de
Internet: http://www.ib-sh.de

Rechtsform: Anstalt des 6ffentlichen Rechts
Anteilseigner: Land Schleswig-Holstein 100,0 %
Aufgaben:

¢ Durchfihrung und Verwaltung 6ffentlicher FérdermalRnahmen in
folgenden Bereichen:

- Wohnraumfoérderung,

- Forderung stadtebaulicher Planung, Erneuerung und Entwicklung,

- Mittelstandsférderung,

- Forderung im Rahmen von Risikokapital,

- Technologie- und Innovationsférderung,

- Infrastrukturférderung,

- Forderung des Umweltschutzes,

- Forderung der rationellen Energienutzung, der erneuerbaren
Energien und der Energieeinsparung,

- Forderung der Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft und des
landlichen Raumes,

- Forderung des Gesundheitswesens,

- Kunst- und Kulturférderung einschlieRlich Baukultur,

- Forderung des Tourismus,

- international vereinbarte Férderprogramme,

- internationale Zusammenarbeit.

* Beteiligung an Projekten/Projektmanagement

« Gewahrung von Darlehen etc. an Gebietskdrperschaften, Amter und
offentlich-rechtliche Zweckverbande

* MalRnahmen mit ausschliel3lich sozialer Zielsetzung

e Treuhand- und Verwaltungsgeschafte aus 6ffentlichen Mitteln
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Fortsetzung: 15. Schleswig-Holstein

Ansprechpartner:

* Unterstitzung des Landes bei der Erfillung sonstiger Aufgaben, die
im 6ffentlichen Interesse liegen

Zur Durchfihrung dieser Aufgaben werden Darlehen, Zuschiisse und
andere Finanzierungsformen gewahrt. Darliber hinaus werden Birg-
schaften und Gewahrleistungen Gibernommen, Beteiligungen eingegan-
gen und Beratungs- und Dienstleistungen erbracht.

Herr Jens Glunther (Vorstandsstab)
Telefon: (04 31) 99 05-34 08

Telefax: (04 31) 99 05-6 34 08
E-Mail: jens.guenther@ib-sh.de

37



Ausschussvorlage WVA/17/11 156 Teil 2 - Nr. 16
Ausschussvorlage HHA/17/15
e ¢ o o

VB

16. Thiiringen

Thiiringer Aufbaubank

Anschrift: GorkistralRe 9
99084 Erfurt

Telefon: (03 61) 74 47-0

Telefax: (03 61) 74 47-4 10
E-Mail: info@aufbaubank.de
Internet: http://www.aufbaubank.de

Rechtsform: Anstalt 6ffentlichen Rechts
Anteilseigner: Freistaat Thiringen 100,0 %
Aufgaben:

* Wirtschaftsférderung im Freistaat Thiringen
- Durchfihrung staatlicher Férderungsprogramme, insbesondere in
den Bereichen Investitions- und Technologieférderung
- Forderung von Existenzgriindungen und Existenzsicherung Gber
Darlehen und Blrgschaften

* Wohnungsbau- und Modernisierungsférderung

Ansprechpartner:
Wirtschaftsforde- Herr Thomas Griin-von Steuber
rung Zuschuss: Telefon: (06 31) 74 47-2 32

Telefax: (06 31) 74 47-2 31

E-Mail: Thomas.Gruenvonsteuber@aufbaubank.de
Wirtschaftsforde- Herr Alexander Gliese
rung Kredit: Telefon: (06 31) 74 47-2 42

Telefax: (06 31) 74 47-2 41

E-Mail: Alexander.Gliese@aufbaubank.de
Wohnungsbau: Herr Jirgen Graf

Telefon: (06 31) 74 47-4 25
Telefax: (06 31) 74 47-4 53
E-Mail: Juergen.Graf@aufbaubank.de
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Technische Universitat Darmstadt 64277 Darmstadt

An

den Vorsitzenden des

Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr
Herrn Clemens Reif

Schlossplatz 1-3

65183 Wiesbaden

Offentliche Anhérung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr
am 27. November 2008
Hier: schriftliche Stellungnahme der KHU

Sehr geehrte Damen und Herren,

fiir die mit Threm Schreiben vom 15. September 2008 eingerdumte MOog-
lichkeit zur Stellungnahme darf ich mich zunédchst bedanken und nehme
diese fiir die Konferenz der Hessischen Universitdtsprasidien (KHU) wahr.

Zu den Threm Schreiben beigefiigten Fragekatalogen ist fiir die Universititen
zum Themenbereich Technologietransfer im Einzelnen Folgendes anzu-
merken:

Fragekatalog der SPD-Landtagsfraktion - II. Technologietransfer

1. Wie schdtzen Sie die Technologieférderungs- und -—transferstrukturen
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit ein?

Zum Technologietransfer geh6éren mehrere Facetten und Instrumente:

Zu nennen sind z.B. Auftragsforschung und Forschungskooperationen,
Personalvermittlung und Personalaustausch, Unternehmensgriindung,
Patente und Lizenzen, Weiterbildung oder die Zusammenarbeit in Netz-
werken.

Die bestehenden Einheiten haben den Technologietransfer in Hessen sehr
stark befordert und die Wirksamkeit der durch sie realisierten bzw.
beférderten Mafdnahmen ist in den letzten Jahren stark gestiegen.

2. Wo sehen Sie die Unterschiede hinsichtlich von Universitdten, Technischer
Universitdt und Fachhochschulen?

Aufgrund der unterschiedlichen Strukturen, insbesondere im Hinblick auf den
wissenschaftlichen Mittelbau, haben Universititen bessere Voraussetzungen
fiir die Zusammenarbeit mit Wirtschaftsunternehmen. Wegen der unter-
schiedlichen Facherstruktur bestehen auch Unterschiede zwischen Universi-
titen und Technischen Universitidten, die vor allem auf die anwendungs-
orientiertere, ingenieurwissenschaftliche Ausrichtung zuriickzufiihren sind.

3. Wo sehen sie die Hemmnisse beim Technologietransfer an den Hochschulen,
den Unternehmen, den Kammern, der HA, den Transfereinrichtungen?

TECHNISCHE
UNIVERSITAT
DARMSTADT

Der Prasident

Konferenz Hessischer
Universitatsprasidien
Der Sprecher

Prof. Dr. Hans Jirgen Promel

Karolinenplatz 5
64289 Darmstadt

Tel. +49 6151 16-2120

Fax +49 6151 16-3399
praesident@tu-darmstadt.de
GeschaeftsstelleKHU@tu-darmstadt.de

Geschaftsstelle:
Carola Dubsky M.A.
Personliche Referentin

Tel. +49 6151 16-3520
Fax +49 6151 16-3399
dubsky@tu-darmstadt.de

Datum
17.11.2008

Seite
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Hemmnisse resultieren in erster Linie aus Hemmschwellen in der
Kontaktaufnahme zwischen Unternehmen und Hochschulen sowie in der
Begrenzung von Ressourcen (Hochschulen: Zeit; Unternehmen: finanzielle
Mittel). Zu beachten sind aber auch Hemmnisse, welche auf die
unterschiedlichen Zielsetzungen und Interessenslagen von Hochschulen und
Unternehmen zuritickzufiihren sind:
Wiéhrend die Hochschule vor allem ein Interesse an grundsitzlichen
Fragestellungen hat, eine breit geficherte Ausbildung und eine mehrjahrig
angelegte Graduiertenausbildung sicherstellen muss, wiinschen Unternehmen
die schnelle Losung von konkreten aktuellen Problemen und die Sicherung
des Firmen Know-hows vor dem Zugriff Dritter. Unterschiedliche Vorgehens-
weisen und Kommunikationsarten, die sich unter anderem in unterschied-
lichen Sprachen niederschlagen, verstdrken die genannten Hemmnisse.
Kammern, HA und Transfereinrichtungen tragen zur Uberwindung der oben .
. . Der Prasident

genannten Hemmnisse bei.

Konferenz Hessischer
4. Wo sehen Sie die Potenziale beim Technologietransfer? Universitédtsprésidien
Wie bereits dargestellt wurde, existiert eine Vielzahl an Mechanismen des Der Sprecher
Technologietransfers. Diese Mechanismen greifen ineinander und verstérken Prof. Dr. Hans Jiirgen Prémel
sich wechselseitig, weshalb die Entwicklung eines Technologietransfer-
portfolios zu empfehlen wére. Wie die Ausgestaltung des Transferportfolios
erfolgen muss, kann nur von jeder Hochschule bzw. jedem Unternehmen
entwickelt werden. Grundsétzlich l&sst sich jedoch feststellen, dass Transfer-
portfolios ein grof3es Potenzial aufweisen. Datum

17.11.2008
5. Wie miisste die optimale Struktur beim Technologietransfer aussehen?
Die optimale Struktur bei Technologietransfer sollte beriicksichtigen, dass
unterschiedliche Aufgaben zur Beférderung des Transfers von verschiedenen
Partnern tiibernommen werden miissen. Aufgabe der wirtschafts- und
wissenschaftsnahen Transfereinheiten sollte eher die Vermittlung von
konkreten Kontakten und Projekten in die jeweils nahestehende Organisation
sein. Dagegen sollte die Aufgabe der Wirtschaftsfordereinheiten des Landes
eher in der Bereitstellung von strukturellen Rahmenbedingungen zur
Verbesserung des Transfers, sowie in der Uberwindung von Hemmschwellen
liegen.
Die optimale Struktur sollte auch beriicksichtigen, dass fiir einen effizienten
und effektiven Transfer eine engere Verzahnung der einzelnen Einheiten
(IHKn, HA, TTN Hessen, Transfereinrichtungen der Hochschulen) zur
Nutzung von Synergien notwendig ist.

6. Wie miissen aus Ihrer Sicht die technologiepolitischen Schwerpunkte des
Landes entwickelt werden?

Technologiepolitische Schwerpunkte des Landes sollten insbesondere die
Themenfelder Engineering, Informationstechnologie sowie Energie-
technologien sein.

Seite
2/4
7. Wie kénnen KMUs stdrker in Forschungskooperationen eingebunden werden?

Die Einbindung von KMUs in Forschungskooperationen an den Hochschulen

stellt eine besondere Herausforderung dar, da Ziele und Interessenslagen der

Stellungnahme der Konferenz Hessischer Universitatsprasidien
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am Transfer beteiligten Partner sich besonders stark unterscheiden. Zu
nennen sind insbesondere die Kurzfristigkeit von erwarteten Ergebnissen und
die Begrenzung von finanziellen Ressourcen. Ferner zeigt die Erfahrung, dass
KMU hiufig besondere Hemmschwellen haben, Kontakt mit Hochschulen
aufzunehmen.

Ziel sollte es daher sein, die Hemmschwellen abzubauen, z.B. durch den
Aufbau von Foren durch welche eine leichte Kontaktaufnahme moglich ist.
Netzwerke, wie sie in der Vergangenheit etabliert wurden, oder themen-
spezifische Fachveranstaltungen stellen hierfiir ein geeignetes Instrument
dar. Eine mogliche Mallnahme zur Intensivierung der Zusammenarbeit
besteht auch in der Einfilhrung von Berater-Schecks, bei denen KMU
kostenlose Beratungsleistungen (Erstberatungen) in Anspruch nehmen
konnen.

Der Prasident
Fragekatalog vom 04.09.08
A. Griindungsberater: Konferenz Hessischer

Universitatsprasidien

1. Welche Anforderungen stellen Unternehmen und Unternehmensgriinder an die Der Sprecher
Wirtschaftsfordereinrichtungen des Landes?
Unternehmensgriinder aus Hochschulen benétigen von den Wirtschafts- Prof. Dr. Hans Jirgen Prémel

fordereinrichtungen des Landes insbesondere Informationen iiber
Finanzierung, oOffentliche Fordermittel sowie die Vermittlung potenzieller
Kundenkontakte.

Datum
2. Wie beurteilen Sie die Arbeit der Wirtschaftsfordereinrichtungen des Landes 17.11.2008
(Hessen Agentur, Investitionsbank Hessen, etc.) gemessen an diesen
Anforderungen?
Aus Sicht der Griinderberater der Hochschulen ist die Arbeit der
Wirtschaftsfordereinrichtungen sehr zu begriien. Insbesondere bei der
Darlehensvergabe an Jungunternehmen und Unternehmensgriinder nehmen
sie eine wichtige Stellung ein.
Hervorzuheben ist dagegen jedoch, dass die Finanzierungsbedingungen fiir
Griinder in Hessen in der (Pre-)Seed-Phase weiterhin sehr schwer sind.

4. Wie beurteilen Sie bei den genannten Institutionen die regionale Erreich-
barkeit, die Informationspolitik und insbesondere das Informationsangebot?
Erreichbarkeit, = Informationspolitik und  Informationsangebot  der
Wirtschaftsfordereinrichtungen werden begriif3t.

5. Halten Sie die Trennung in monetdre und nichtmonetdre Wirtschafts-
forderung (Férderbanken und Hessen Agentur) fiir sachgerecht?

Eine Trennung ist empfehlenswert, da hierdurch potenziellen Interessen-
konflikten zwischen der monetdren und nichtmonetdren Wirtschafts-
férderung vorgebeugt wird.

B. Institutionen die dem Transfer verbunden sind: Seite
1. Welchen Beitrag zu Ihren Bemiihungen, den Technologietransfer in privaten 3/4
Unternehmen zu fordern, leisten die Wirtschaftsfordereinrichtungen des Landes?
Die Wirtschaftsfordereinrichtungen des Landes leisten einen wichtigen
Beitrag zum Abbau von Hemmschwellen (z.B. bei der Kontaktanbahnung,

Stellungnahme der Konferenz Hessischer Universitatsprasidien
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Netzwerkarbeit, Messearbeit), sowie zur Vermittlung von Fordermitteln zur
Finanzierung von Transferprojekten. Sie tragen ferner zur Vernetzung der
einzelnen Transfereinheiten bei.

2. Welche Verbesserungsmaoglichkeiten sehen Sie?
Verbesserungsmoglichkeiten werden insbesondere in tragfihigen Anreiz-
systemen fiir die Hochschulen gesehen.

Mit freundlichen GriiRen

/ : - Der Prasident
- Konferenz Hessischer
Prof. Dr. Hans Jiirgen Promel Universitdtsprasidien

Der Sprecher

Prof. Dr. Hans Jirgen Promel

Datum
17.11.2008

Seite
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Dr. Matthias Kollatz-Ahnen
- LTH-Bereichsleiter bis 2006
- IBH-Vorstand bis 2005

Vorbemerkung

Nach dem 2. Weltkrieg haben sich Landesférderinstitute um die 3 groRen Aufgabenfelder
herausgebildet:

- Wiederaufbau (sozialer Wohnungsbau=
- Wiedereingliederung (Existenzgrindungen)
- Nahrungsversorgung (Landwirtschaft)

Diese Institute wurden fast Uberall zunachst als selbstédndige Hauser konstituiert. Wegen der
Grundung der EU (EG) wurde nur noch ein geringer Teil der Landwirtschaftsforderung
national verantwortet (und in Hessen deshalb dem Wohnungsbau zugeschlagen). In dem
Malie, in dem eine Bankorientierung (lUiberwiegend mit revolvierenden Darlehensfonds) als
sinnvoll erschien, wurden die Foérderinstitute in Banken umgewandelt. In Hessen sind die
beiden die LTH (heute Bank fur Infrastruktur) und die HLT (heute Investitionsbank Hessen).

Hessen ist dabei ein bemerkenswerter Nachzigler: von wenigen Zwischenspielen
abgesehen, blieb die hessische Wirtschaftsférderung auf Zuschiisse orientiert und setzte bei
Darlehen in der Existenzgrindung nicht das hessische Institut, sondern ein Bundesinstitut
(DtA) ein. Ausgehend von einer Bilanzsumme von 50 Mio. EUR (!) wurde erst nach dem
Eintieg der Helaba ein hessisches Kreditgeschaft in der Wirtschaftsforderung aufgebaut und
heute zu einem Bilanzvolument von knapp 1.000 Mio. EUR ausgebaut (wéhrend das LTH-
Volumen bei gut 6.000 Mio. EUR liegt).

Die Bankorientierung fuhrte in den meisten Bundeslandern in den 80er Jahren zu einer
Integration in die Landesbanken, um das Bank-Know-How der Landesbanken besser fur das
Fordergeschéaft nutzen zu kénnen. Gleichzeitig wurde die Eigenkapitalausstattung der
Landesbanken verstarkt. Die Integration in die Landesbanken fiihrte in den meisten
Bundeslandern (NRW, SH, Berlin als Beispiele) zu einer Zusammenfassung der beiden
Foérderinstitute. Neben einer Verschlankung des Managements war damit eine erleichterte
Anpassung an neue Foérdernotwendigkeiten (und Schrumpfung anderer Bereiche) mdglich.
Zudem konnte eher die kritische GroRe erreicht werden, um gestiegenen Aufsichts-
anforderungen zu entsprechen. Anfang der 90er Jahre entschied Hessen, diesem Weg nicht
zu folgen, weil es als Land nicht an der Helaba beteiligt war. Stattdessen wurde ein
Grundsatzvertrag abgeschlossen, in dessen Rahmen die Helaba eine 50%-Beteiligung an der
IBH erwarb und dort den Aufbau des Kreditgeschéaftes unterstiitzte. Die LTH blieb in der
Helaba.

Auf eine Klage der Privatbanken hin wurde seitens der EU-Kommission von den
Landesbanken eine hohe Vergitung fiir die Eigenkapitalverstarkung verlangt. Dies fiihrte
nach 2000 in den meisten Fallen zur Ausgriindung der Férderbanken aus den Landesbanken
heraus als selbstandige Struktur- und Investitionsbanken. Hessen spielte hier eine positive
Sonderrolle, weil das hier gewahlte Modell der Eigenkapitalunterlegung von der EU-
Kommission anerkannt wurde. So blieb die Eigenkapitalverstarkung der Helaba (gegen
angemessene Vergutung zur Versarkung der Férderprogramme) erhalten und trug wesentlich
dazu bei, dass die Helaba ein stabileres Geschaftsmodell verfolgen konnte als andere
Landesbanken. Mehr noch: die EU erkannte ausdriicklich (nach der Verstandigung Il) das
Gesetz Uber die LTH-Bank fur Infrastruktur an, das eine unselbstandige Anstalt in der
(selbstdndigen) Anstalt Helaba kodifiziert, mit klaren “Transparenzregelungen” Uber die
getrennte Fihrung, Verbuchung und Verrechnung von Forder- und Marktgeschaft.

Eine Verschmelzung beider Férderinstitute auf die LTH:
- nutzt die Synergievorteile im Foérdergeschaft
- nutzt die Synergien aus einem einfachen “Zukauf’ von Bankdienstleistungen durch
die Helaba
- ermdglicht flexibles Wachsen und Schrumpfen Uber die Fordersparten hinweg
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- sichert dem Land die Entscheidung Uber die Zweckbindung der revolvierenden Fonds

- ermoglicht die Abspaltung von der Helaba (wie in SH), wenn eine Fusion der Helaba
mit wem auch immer und zum hessischen Foérdergeschéaft “unpassenden”
Gesellschaften erfolgt.

Da in der Konkurrenz der Bundeslander Hessen
- unter den Kleinen immer Grof3te und
- unter den Grof3en immer das kleinste Bundesland ist,

empfiehlt sich als Richtschnur fiir die Abwagung von Regierung und Parlament:

- Hessen muss durch maximale Zusammenfassung die kritische Gro3e schaffen und
erhalten — alle Handlungen sollten die Stabilitat erh6hen und nicht senken

- kleine(re) Bundeslander haben keine Landesbank mehr und wollen deshalb
traditionnelle Landesbankfunktionen so weit mdglich in selbstandigen Forderinstituten
zur Verstarkung ihrer Strukturpolitik ausiiben

- grof3e Bundeslander haben normalerweise eine Landesbank und ein selbsténdiges
integriertes Fordergeschaft daneben; sie wollen in einigen Féllen ihre drohenden
erheblichen Vermdgensverluste, die aus der fehlgeschlagenen Eigenkapital-
verstarkung und wenig stabilen Geschaftsmodellen herriihren, begrenzen.

Dies vorangestellt, nehme ich zu einigen Fragen wie folgt Stellung:
Die nachfolgenden Ausflihrungen orientieren sich an den aus dem Landtag gestellten Fragen

und sind in Themenkomplexen zusammengefasst.

Verstdndigung Uuber die Ausrichtung rechtlich selbststandiger Forderinstitute in
Deutschland vom 1.3.2002 (Verstandigung Il) / Wettbewerbsneutralitéat

e Giltigkeit der Verstandigung Il auch fir rechtlich unselbststandige Férderinstitute

lhrem Titel und Wortlaut nach bezieht sich die Verstandigung Il vom 01.03.2002 nur
auf rechtlich selbststandige Forderbanken, da nur diese eigenstandiger Gegenstand
der Verhandlungen gewesen sind. Die EU-Kommission macht generell keine
Vorschriften bezuglich der moglichen Rechtsformen einer Férderbank und hat
erganzend zur Verstandigung |l festgestellt, dass auch rechtlich unselbststéandige
Forderbanken innerhalb einer Landesbank die Vorteile einer staatlichen Haftung
nutzen durfen.

(,Die deutsche Seite hat die Frage der unselbstdndigen Forderinstitute erst spater
vorgebracht. Um eine Schlechterstellung der unselbstéandigen Institute zu vermeiden,
hat die Kommission die gleichen Grundsadtze auch auf rechtlich unselbstandige
Forderinstitute angewendet. Denn auch unselbstindige Forderinstitute setzen
staatliche Haftungen ein, und die Verstandigung legt fest, fir welche Tatigkeiten dies
zulassig ist. Es gibt daher keinen sachlichen Grund fiir eine unterschiedliche
Behandlung“, so der Wortlaut der EU-Kommission vom 10.02.2002)

Beispiele hierfir sind die Bayerische Landesbodenkreditanstalt als rechtlich
unselbststandige Anstalt in der Bayerischen Landesbank und die Investitionsbank
Sachsen-Anhalt als Anstalt in der NordLB. Dabei deckt die Investitionsbank Sachsen-
Anhalt das komplette Fordersegment ab, d.h. neben Wohnungsbau-, Infrastruktur-
und Landwirtschaftsforderung sowie Bildungsfinanzierung auch die komplette
monetare  Wirtschaftsférderung  (Existenzgrindung, = Mezzanine  Darlehen,
Mittelstandfinanzierung etc.). Dariiber hinaus gibt sie vor allem Mittel der 6ffentlichen
Hand und hier insbesondere der EU (,EFRE") weiter.

Auch die rechtlichen Grundlagen der Investitionsbank Sachsen-Anhalt sind von der
EU-Kommission auf Kompatibilitat mit der Verstandigung Il hin geprift und genehmigt
worden.
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e Verstdndigung Il und die Aufgaben der Forderinstitute

Laut Verstandigung Il dirfen Forderinstitute, die Vorteile aus Anstaltslast und/oder
Gewahrtragerhaftung und/oder Refinanzierungsgarantien erhalten, diese fur in der
Verstandigung Il genannte Aufgaben einsetzen. Dieser breite Katalog umfasst neben
Wohnungsbau-, Infrastruktur- und Landwirtschaftsférderung sowie
Bildungsfinanzierung auch die monetédre Wirtschaftsforderung (Existenzgriindung,
Mezzanine Darlehen, Mittelstandsfinanzierung etc.) Die Aufgabenfelder von LTH —
Bank fir Infrastruktur und IBH werden von diesem Katalog vollstandig gedeckt. Eine
Uberschneidung der Aufgaben beider Forderinstitute liegt dem Grundsatz nach nicht
vor, da das Land Hessen bei der Vergabe der Forderaufgaben direkte
Uberschneidung vermieden hat. Dennoch kann sehr viel vereinfacht werden, weil z.B.
das Umweltministerium in verschachtelter Weise Auftraggeber beider Forderinstitute
ist. . Insofern ist die Zusammenfihrung von LTH — Bank fir Infrastruktur und IBH
organisatorisch mit wenig Schwierigkeiten behaftet und stellt die Wahrnehmung der
aller mit der monetéaren Forderung verbundenen Aufgaben unter einem Dach sicher,
wenn auch die monetdren Komponenten der Hessen-Agentur dazu kommen.

e Wetthewerbsneutralitat

Die Helaba arbeitet im Wettbewerbsgeschéaft. Aus beihilferechtlichen Grinden darf
sie weder direkt noch indirekt von den staatlichen Garantien der Anstalt in der Anstalt
profitieren.  Quersubventionen missen verhindert werden, Foérder- und
Wettbewerbsgeschéft eindeutig voneinander getrennt sein. Um dies sicherzustellen
und auch nach auf3en eindeutig zu dokumentieren sind im ,Gesetz zur Errichtung der
Landestreuhandstelle Hessen - Bank fir Infrastruktur - rechtlich unselbststandige
Anstalt in der Landesbank Hessen-Thiringen Girozentrale® (LTH — Bank fir
Infrastruktur — Gesetz) diverse, von der EU-Kommission genehmigte Mal3Bhahmen
getroffen worden. Durch folgende Bestimmungen im LTH — Bank fir Infrastruktur —
Gesetz wird den Vorgaben der Europaischen Kommission Genlige getan:

0 Durch getrennte Buchungskreise und gesonderte Jahresabschliisse wird
eine konsequente Trennung der Vermoégen von Helaba
(Wettbewerbsgeschaft) und LTH — Bank fur Infrastruktur (Férdergeschéaft)
gewabhrleistet. Ich empfehle auch, beide Jahresabschliisse zukinftig zu
veroffentlichen.

0 Auch Datenbestande von Helaba und LTH — Bank fur Infrastruktur werden
in voneinander getrennten, unterschiedlichen Systemen gefuhrt, um eine
Vermischung von Kundendaten zu vermeiden. Dabei ist sichergestellt, dass
die Wettbewerbsbank keinen Zugriff auf die Datenbestande der LTH-Bank fur
Infrastruktur hat.

o0 Alle gegenseitig erbrachten Dienstleistungen, z. B. Personalwesen, Revision,
Ubernahme des Ausfallrisikos, IT — Leistungen, Postdienst, Biro- und
Gebaudeservice, als auch Leistungen, die die LTH — Bank fir Infrastruktur fur
die Bank erbringt, wie z.B. die Verwaltung der stillen Einlagen,
Beteiligungsmanagement, das EU-Kompetenzzentrum etc. werden
marktgerecht vergiitet und durch Wirtschaftsprifer kontrolliert.

e Der LTH — Ausschuss

Die strikte Trennung von Wettbewerbsgeschaft und Foérdertatigkeit in der Helaba
gewabhrleistet auch der gemaf § 11 Abs. 1i.V.m. § 26 Abs. 1 der Satzung der Helaba
eingerichtete Ausschuss des Verwaltungsrates der Helaba (LTH — Ausschuss). In
diesem fur die Umsetzung des Foérdergeschéaftes und fir die LTH - Bank fir
Infrastruktur zustdndigen Gremium hat das Land Hessen die absolute Mehrheit.
Ausschussmitglieder sind die Vertreter des Landes Hessen im Verwaltungsrat der
Helaba, zwei Mitglieder der Arbeitnehmervertretung aus dem Verwaltungsrat der
Helaba sowie der fir das Wohnungswesen zustandige Minister oder Ministerin
(derzeit der Minister fur Wirtschaft, Verkehr und Landesentwicklung) und ein
weiteres, von der Landesregierung zu benennendes Mitglied. Dadurch ist
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sichergestellt, dass die Entscheidungskompetenz Giber das hessische Fordergeschaft
einzig und allein beim Land Hessen liegt. Aus diesem Grund sind weder Vertreter
des Hessischen Sparkassen- und Giroverbandes noch des Freistaates Thiringen im
LTH-Ausschuss vertreten.

Eine Verschmelzung der beiden hessischen Fdrderinstitute als Anstalt in der Helaba
entsprache eindeutig europaischem Recht.
Positive Auswirkungen einer Verschmelzung auf die Forderpolitik in Hessen

e Anforderungen der EU-Kommission an eine effiziente Férderpolitik

Die europdische Kommission erkennt die Notwendigkeit von regionalen
Forderinstituten in einem foderalen System. Jedoch legt sie Wert auf klare, schlanke
und transparente Strukturen. Eine Defragmentisierung der hessischen Fordertatigkeit
wirde deshalb von der Europaischen Kommission eher positiv gesehen.

¢ Notwendigkeit einer hocheffizienten Foérderpolitik

Die Regionen Hessens stehen vor enormen Herausforderungen: Neben der
Klimapolitik stellt besonders der demografische Wandel Anforderungen, denen viele
Regionen ohne Unterstitzung nicht gerecht werden kdnnen. Mittelfristig wird die EU
ihren Mitgliedsstaaten weniger Geld in Form von Zuschissen zur Verfiigung stellen
(kbnnen). Der Bedarf an einer guten Forderpolitik wird in Zukunft steigen, nicht
sinken. Deshalb sollte Hessen sich die effizientmoglichste Forderpolitik zum Ziel
setzen. Dieses Ziel wird erreicht, wenn bankorientierte Produkte als revolvierende
Fonds verstarkt eingesetzt werden und wenn die monetadre Forderung von einer
Anstalt in der Helaba betrieben wird, die von dem Know-how der Landesbank
profitieren kann.

e Ein Ansprechpartner

Nicht nur aus Grinden der von der EU eingeforderten Transparenz der
Landesforderinstitute, auch aus Sicht aller mdglichen Partner in der hessischen
Forderpolitik ware eine Verschmelzung hilfreich. Kunden, Hessische Ministerien,
Landtag, Landkreise und Kommunen ebenso wie die EU, andere Forderinstitute,
Refinanzierer, Banken etc. hatten nur noch einen Ansprechpartner flr das gesamte
monetare Fordergeschaft. Uberall in Europa ist man bestrebt, Dienstleistungen der
offentlichen Verwaltung ,aus einer Hand" zu gewahrleisten, um die Birokratie niedrig
zu halten und damit Zeit zu sparen. Dieser Tendenz entsprache die
Zusammenfuhrung der hessischen Fdrderinstitute.

e Kosteneinsparung durch Abbau doppelter Strukturen

Die hessischen monetaren Landesfoérderinstitute haben notwendigerweise parallele
Strukturen aufgebaut. Diese umfassen Referate und Abteilungen wie Banksteuerung,
Risikocontrolling, IT, Recht, Buchfiihrung etc. Die Aufrechterhaltung dieser Strukturen
kostet Geld, dass dann nicht fir Férderzwecke zur Verfliigung steht. Durch eine
Verschmelzung von IBH und LTH — Bank fir Infrastruktur in der Helaba kdnnten die
Kosten der Doppelstrukturen mittelfristig gesenkt werden. Zudem sind fir bestimmte
Aufgaben wie die der Revision eine MindestgrofRe erforderlich. Da diese
MindestgréRe bereits fur ein sehr kleines Institut wie die IBH vorgehalten werden
muss, sind bei einer Verschmelzung auf die LTH doppelte Vorteile zu erreichen:
durch den grofReren Fordersektor und die Einbettung in die Helaba.
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e Bessere Koordinierung der einzelnen Férderinstrumente

Die Fordergebiete von IBH und LTH — Bank fir Infrastruktur sind zwar voneinander
getrennt, jedoch gibt es zahlreiche Beriihrungspunkte. Diese liegen bspw. in

0 Wohnungs- und Stadtebau, Infrastruktur und Regionalentwicklung
Infrastruktur und Férderung gewerblicher Wirtschaft
Umwelt
Klimaschutz
Innovation, Technologietransfer und Bildung

O o0O0O0

Eine Verschmelzung der beiden Institute héatte eine noch wesentlich bessere
Abstimmung der einzelnen Fdérderprogramme, —projekte und —initiativen zur Folge.
Insbesondere ist es dann mdglich, konzeptionelle Angebote fir eine Region aus
einem Guss anzubieten.

e Moderne, nachhaltige Instrumente und Sicherung der Férdermittel fir die Zukunft

In der Vergangenheit fand Wirtschaftsforderung vor allem (ber Zuschiisse statt.
Dieses Finanzierungsinstrument hat jedoch einige gravierende Nachteile. Zuschiisse
fuhren zu den hdchsten Missbrauchs- und Mithahmeeffekten. Die durch Zuschisse
potenziell ausgeldsten Ineffizienzen und Fehlallokationen lassen sich eindringlich am
Beispiel sowohl der Investitions- als auch der Wohnungsbauférderung in den neuen
Bundeslandern in den Anfangsjahren nach der Wiedervereinigung verdeutlichen.
Zuschisse sind damit auch das am starksten haushaltsbelastende Forderinstrument.
Dariliber kénnen Mittel in Form von Zuschiissen nur einmal vergeben werden. Zudem
verfolgt die EU-Kommission Zuschisse unter Wettbewerbsgesichtspunkten
besonders penibel, weil sie Wettbewerbsverzerrungen beflrchtet.

Zinsverbilligte Darlehen sind ein im Vergleich zu Zuschiissen deutlich weniger
markteingriffsintensives und wesentlich haushaltsschonenderes
Forderfinanzierungsinstrument. Fir die Zinsverbilligungen sind zwar ebenfalls
Haushaltsmittel aufzuwenden, aufgrund des hoheren Finanzierungsanteils des
Darlehens jedoch in der Regel geringere als bei einem Zuschuss mit gleicher
Forderintensitat. Weiterhin ist hier die Missbrauchsgefahr erheblich niedriger und die
Forderung wirkt nachhaltiger: Die Wahrscheinlichkeit des ,Vortauschens" des
Fordertatbestandes ist bei einem Geschenk (Zuschuss) wesentlich hoher als bei
einem zurlickzuzahlenden Darlehen. Aulerdem kann durch die langjahrige
Darlehensbeziehung eher sichergestellt werden, dass der Fordertatbestand nicht
kurzfristig wieder verlagert/abgeschafft wird.

Als Spezialfall von zinsverbilligten Darlehen soll hier auf den Aufbau von
revolvierenden Darlehensfonds hingewiesen werden. Wenn es gelingt, in Zeiten
knapper Haushaltsmittel diese als Darlehen zu vergeben (und nicht als verlorenen
Zinszuschuss), kann damit durch den Ruckfluss der Mittel mit Zinsen ein langfristiger
Forderfonds aufgebaut werden, der sich in spateren Jahren selbst tragt und wachst
und damit nach der Aufbauphase eine Haushaltsbelastung von Null aufweist. Dies ist
die optimalste Variante der Forderung, da sich Uber einen solchen Fonds dann die
Instrumente und Effekte von Zinsverbilligung, Risikoubernahme und Zuschuss fast
beliebig kombinieren lassen, ohne Haushaltsbelastungen zu verursachen.

Birgschaften und Risikoubernahmen kénnen grundsatzlich als das Férderinstrument
begriffen werden, welches die Marktmechanismen am wenigsten beeintréchtigt und
die geringste Haushaltsbelastung aufweist (wobei ein einer Finanzmarktkrise bei
Engpéssen der Refinanzierung Einschrankungen gelten). Die Fordermittelempfanger
erhalten keine Zuschisse, die geférderten Projekte missen sich immer noch selbst
tragen, die Wahrscheinlichkeit fur Mitnahmeeffekte ist eher gering und Missbrauch ist
unwahrscheinlich.

In der hessischen Foérderpolitik wurde in den vergangenen Jahren ein
Paradigmenwechsel, weg von der Zuschussférderung hin zur Verwendung
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nachhaltigerer Darlehensvergabe eingeleitet. So werden z.B. aus dem
Sondervermdgen ,Wohnungswesen und Zukunftsinvestitionen“ Darlehen mit
unterschiedlichen Zinsverbilligungen bewilligt.

Modernes Foérdergeschéft beruht auf der Préamisse, dass mit moglichst geringer
Belastung der 6ffentlichen Haushalte der gewiinschte Fordereffekt erzielt werden soll.
Voraussetzung hierfur ist in vielen Féllen wiederum eine effiziente, bankmaRige
Abwicklung des  Fordergeschéfts. Betrachtet man die beschriebenen
Forderinstrumente in der Gesamtschau, lasst sich feststellen, dass Zuschiisse in der
Regel (,verloren®) zur gréRten Haushaltsbelastung fiihren und die hdchste Gefahr von
Fehlallokationen aufweisen. Die “haushaltsschonendsten* Forderinstrumente sind
Forderdarlehen (mit oder ohne Zinsverbilligung) und revolvierende Férderfonds. Dort,
wo eine Zuschussférderung angemessen erscheint, kann in vielen Fallen ein
Forderdarlehen mit Zins- und Tilgungszuschuss die vorteilhaftere Alternative sein. Bei
diesen Instrumenten ist Bankkompetenz in der Abwicklung der Forderinstrumente fiir
den Erfolg der Foérderung notwendige Voraussetzung. Die Helaba verflugt Uber
modernstes Know-how bei der Darlehensvergabe. Davon sollte das Fordergeschéft in
Hessen bestmdglich profitieren und wirde dies auch tun, wenn die IBH und die LTH —
Bank fur Infrastruktur als Anstalt in der Helaba verbunden wirden. Birgschaften und
Garantien erfillen ebenfalls die positiven Kriterien.

e Stille Einlagen

GemalR § 3 der Satzung der Helaba ist diese mit einem Stammkapital ausgestattet,
an dem der Sparkassen- und Giroverband Hessen-Thiringen zu 85%, das Land
Hessen zu 10% und der Freistaat Thiringen zu 5% mit nicht Ubertragbaren
Stammkapitalanteilen beteiligt sind.

Das Land Hessen ist dariiber hinaus mittels stiller Vermdgenseinlagen an der Bank
als stille Gesellschafterin beteiligt. Eine stille Beteiligung wurde begriindet mit Vertrag
aus dem Jahr 1998 (im folgenden: Vertrag Uber eine stille Vermdgenseinlage).

Eine Fusion der LTH — Bank fir Infrastruktur auf die IBH ist aus handels- und
aufsichtsrechtlicher Sicht nachteilig fir das Land Hessen zu sein, weil die eigentliche
Kreditvergabeentscheidung tber mittels der den Sondervermdgen ,Wohnungswesen
und Zukunftsinvestition und ,Hessischer Investitionsfonds" zugrundeliegenden Mittel
zu vergebenen Kredite kaum an die neugeschaffenen Fdrdereinrichtung Ubertragen
werden kann.

Die Begriindung ergibt sich aus folgenden Uberlegungen:

1. Die Leistung einer stillen Einlage hat so zu erfolgen, dass sie in das
Vermoégen des Inhabers des Handelsgeschafts Uibergeht (§ 230 Abs. 1 HGB).

2. Sowohl nach IFRS/IAS als auch nach deutschen Bilanzierungsgrundsatzen
muss die Einlage somit zu einem Zugang von Vermdgensgegenstanden
(Vermdgenswerten) fiihren (so auch das in § 268 HGB verankerte Grundprinzip). Der
Zugang der Ubertragenen Darlehen setzt nach IFRS/IAS voraus, dass

- die Bank den kiinftigen wirtschaftlichen Nutzen aus den Ubertragenen
Darlehensforderungen ziehen (risk and reward concept nach IAS 39)
und

- hiertiber verfligen (control concept nach IAS 39) kann.

Der Erwerber der Darlehensforderungen muss bei wirtschaftlicher Betrachtungsweise
folglich die Stellung eines Eigentiimers haben.

3. Folge des handelsrechtlichen Ausweises der stillen Einlage ist deren
aufsichtsrechtliche Anerkennung als haftende Eigenmittel im Sinne des § 10 Abs. 4
KWG. Die aufsichtsrechtliche Anerkennung der stillen Einlage als haftende
Eigenmittel ist entscheidend fur die Kapitalausstattung der Landesbank Hessen-
Thiringen Girozentrale, da sie die als Eigenmittel anerkannte stille Einlage zur
aufsichtsrechtlichen Kapitalunterlegung ihrer Geschéftstatigkeit nutzen kann.
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4, Im Zuge einer Herauslésung der LTH — Bank fiir Infrastruktur aus der Helaba
und Fusion auf ein anderes Foérderinstitut wiirde nicht nur die Verwaltung der der
stillen Einlagen zugrunde liegenden Fordermittel auf dieses Forderinstitut Ubertragen
werden, sondern auch die eigentliche Kreditvergabeentscheidung. Dann besélRe die
Helaba nicht mehr die Verfligungsmacht Uber die Fordermittel, sondern die
neugeschaffene Fordereinheit.

a) Eine Auslagerung der Verwaltung der Fordermittel ist unter
Beachtung der Vorschrift des § 25a KWG zulassig.

b) Eine Auslagerung der eigentlichen Kreditvergabeentscheidung von
der Helaba auf die neue Fordereinheit hingegen ist nach § 25a KWG
nicht zulassig.

5. Aus handelsrechtlicher Sicht wiirde damit die bislang mittels des nach § 11
des ,LTH - Bank fur Infrastruktur® - Gesetzes gebildeten Ausschusses des
Verwaltungsrates der Landesbank Hessen-Thiringen Girozentrale (LTH -
Ausschuss) sichergestellte Verflgungsmacht der Helaba Uber die Fordermittel
entfallen.

6. Rechtsfolge der fehlenden Verfugungsmacht wére der Wegfall des
bilanziellen Ausweises der stillen Einlage als stille Einlage. Die stille Einlage misste
aller Voraussicht nach als nicht den Eigenmitteln der Landesbank Hessen-Thiringen
Girozentrale zuzuordnender Posten auf der Passivseite der Bilanz der Landesbank
Hessen-Thiringen Girozentrale ausgewiesen werden.

7. Weitere Konsequenz der fehlenden Verfugungsmacht ware der zumindest
langfristige Wegfall der aufsichtsrechtlichen Einordnung der stillen Einlage als
haftende Eigenmittel der Helaba.

Aus obigen Ausfuhrungen ergibt sich, dass die stillen Einlagen des Landes Hessen in
der Helaba den Verbleib der LTH — Bank fir Infrastruktur in der Helaba notwendig
machen und daraus ergibt sich die Folgerung, dass wenn man eine
Zusammenfuhrung der monetéren Forderinstitute in Hessen mochte, dies nur als
Anstalt in der Helaba realisiert werden kann. Die sich aus der Anstalt in der Anstalt —
Losung ergebenden Vorteile sind in der Stellungnahme bereits beleuchtet worden.

Um es zuzuspitzen:

Man kann sich auf den Standpunkt stellen, dass das Land Hessen in der
Klarstellungsvereinbarung fir beide stille Einlagen (knapp 2 Mrd. EUR Volumen) eine
einmalige Vergutung von knapp 600 Mio. EUR fur alle zukiinftigen Wertzuwéachse der
revolvierenden stillen Einlagen geschaffen hat.

Das Land Hessen sollte aber nicht darauf verzichten, die Zweckbindung, d.h. den
revolvierenden Mitteleinsatz der 2 Mrd. EUR zu steuern. Das kann nur durch eine
Entscheidung in der Helaba geschehen und dazu ist eine Anstalt in der Anstalt (AidA)
das geeignete Mittel.
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Von: peter stumpf

Gesendet: Montag, 17. November 2008 17:47

An: Schnier, Heike (HLT)

Betreff: AW: Offentliche Anhérung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr

Sehr geehrte Frau Schnier!

Hier -siehe unten- meine Stellungnahme zum Punkt Il
des "Fragekatalog zur Anhoérung des WVA zur Wirtschaftsférderung am 27.11.2008"
(der SPD-Landtagsfraktion)

Die Fragenkataloge der anderen Beteiligten zielen nicht direkt auf "Technologietransfer”
ab. Antworten zu den anderen Fragen des Kataloges der SPD ist uns nicht méglich, da
der TransMIT GmbH dazu der Erfahrungshintergrund fehlt.

Im Einzelnen:
"ll. zum Technologietransfer”
"1. Wie schéatzen sie die Technologieférderungs- und -transferstrukturen
hinsichtlich ihrer Wirksamkeit ein?"
"2. Wo sehen sie die Unterschiede hinsichtlich von Universitaten, Technischer
Hochschulen und Fachhochschulen?”
"3. Wo sehen sie die Hemmnisse beim Technologietransfer an den Hochschulen,
den Unternehmen, den Kammern, der HA, den Transfereinrichtungen?"
"4. Wo sehen Sie die Potenziale beim Technologietransfer?"
"5. Wie musste die optimale Struktur fur den Technologietransfer aussehen?"
"6. Wie mussen aus lhrer Sicht die technologiepolitischen Schwerpunkte des
Landes entwickelt werden?"
"7. Wie kdnnen KMUs starker in Forschungskooperationen an den Hochschulen
eingebunden werden?"

Stellungnahme der TransMIT GmbH:

A) Generelles Statement zum "System" des Technologietransfers:

Der Technologie-Transfer umfasst nattrlich auch einen Wissens-Transfer. Bei der
Diskussion zur Begrifflichkeit "Technologietransfer” ist zu beachten, dass die
Hochschulen natirlich auch durch die Erfillung der beiden bisherigen Hauptaufgaben in
Form von Forschung und Lehre einen -dann eher- Wissenstransfer leisten. Dieser wird
gerne "Transfer Gber Képfe" genannt.




Ausschussvorlage WVA/17/11 171 Teil 2 - Nr. 19
Ausschussvorlage HHA/17/15

Zum Oberbegriff Technologie- und Wissenstransfer selber gehdren wiederum (neben
den oben genannten in Form von Aus- und Weiterbildung) zahlreiche "Transferkanale",
wie

a) Forschungskooperationen

b) Beratungsauftrage

¢) Firmen-Ausgrindungen

d) Patente (Patentverkauf oder -Lizenzierung)

Gerade fur den Transfer in die zahlreichen KMU ist es von essentieller Bedeutung sehr
konkrete Dinge zum Gegenstand des Transfers zu machen. Damit ist gemeint, dass ein
bloRer Effekt -so interessant er auch fur die Wissenschaft sein mag- fir ein KMU
vollkommen ungeeignet ist.

Gegenstand des Technologietransfers sollten daher sehr konkrete Dinge, wie
Prototypen oder im Sinne der Beschreibung als "Neu-Produkt” formulierte
Forschungsergebnisse sein.

Aus diesem Grund sind "Patente” (also durch Patentanmeldungen, hin zu konkreten
Produktkategorien formulierte und geschiitzte Forschungsergebnisse) besonders
geeignet. Dies da ein Patent sowohl eine Umformulierung der ansonsten nur
vorliegenden "Verdffentlichungen” ist und dartiber hinaus auch einen Schutz fur das
betreffenden Forschungsergebnis darstellt.

Daher ist

Al) die VerduRerung von Patenten ein gutes Instrument ist, um KMU

(denen ohne nennenswerte Forschungsinfrastruktur, d.h. von ca. 200 bis 1000
Mitarbeiterinnen) am Technologietransfer teilhaben zu lassen

A2) die Vermarktung von Patenten (durch die "Verwertungsoffensive" des BMBF und
nun im Rahmen von "SIGNO-Hochschule" gefordert) eine wichtiger Aufgabenbereich im
Technologietransfer. Dieses "neue” Produkt im Dienstleistungsbereich des Transfers
bedarf allerdings -wie die Erfahrungen aus den USA zeigen- einer langen Férderung,
um -auch dies ist neu- tatséchlich einen finanziellen Gewinn fir die Hochschulen zu
realisieren. Eine Forderung von 10 Jahren ist unerlasslich, da die Zeitdauern von der
VeraufRerung (dem Patentverkauf oder der Lizenzvergabe an Unternehmen) durch die
Hochschulen bis zum Eintritt in den Markt des betreffenden Produktes mindestens 5-7
Jahre vergehen.

A3) es sehr sinnvoll -gerade fiir den Transfer in solche KMU, welche Uber keine
Forschungsinfrastruktur verfigen (d.h. bis zu 200 Mitarbeiterinnen)- wenn man den
Hochschulen einen Risikofonds zur Weiterentwicklung/Validierung etc. von
Grundlagenforschungsergebnissen bereitstellen wirde.
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B) Zu den Fragen im Einzelnen:

Ad 1) Die Wirksamkeit der Technologieférderungsstrukturen kénnte deutlich erhdht
werden. Natirlich kann auch die der Transferstrukturen erhdéht werden. Beide kdnnten
durch Umstrukturierung und nicht so sehr durch die Erhéhung von Ausgaben verbessert
werden.

Ad 2) Im Bereich des Technologietransfers haben die Fachhochschulen gegentiber den
Universitaten den prinzipiellen Nachteil, dass es an Infrastruktur, aber vor allem an
wissenschaftlichem Personal mangelt, welches langere Zeit (mehr als die 3-monatigen
Diplomarbeiten) an den Fachhochschulen verweilt.

Ad 3) Die Hemmnisse bei den verschiedenen genannten Einrichtungen entsprechen
dem Grad der Ferne von den Informationen dazu, welche Forschungsergebnisse
prinzipiell oder gar aktuell in den Hochschulen vorhanden sind. Im Umkehrschluss heif3t
dies, dass nur aus solchen Einrichtungen, die diese Ergebnisse aktiv sichten und
bewerten die héchste Effizienz im Transfer zu erreichen ist. Diese Einrichtungen sind
entweder sehr gut personell ausgestatte Transfereinrichtungen oder die Patent-
Verwertungs-Agenturen (PVAS) in Hessen (GINo mbh; TransMIT GmbH; INNOVECTIS
GmbH). Nur Letztere sichten mit fachlich sowohl im wissenschaftlichen als auch im
juristischen (Patentingenieurinnen) die Forschungsergebnisse aktiv und bewerten diese
hinsichtlich Markt und Schutzfahigkeit sowie langerfristiger Verfigbarkeit fur
Kooperationen mit der Industrie.

Ad 4) Potentiale zur deutlichen Verbesserung des Technologietransfers werden durch
die folgenden MalRnahmen gesehen:

4.1) Erhohung der personellen Kapazitaten der Patent-Verwertungs-Agenturen

4.2) Bereitstellung von finanziellen Mitteln zur Validierung und Weiterentwicklung von
grundlegend neuen Forschungsergebnissen (Machbarkeitsfonds/Validierungsfonds)
4.3) Erhdhung der personellen Kapazitaten in den Transfereinrichtungen

4.4) Bereitstellung von eigener und nicht an einzelne Professuren gebundene
"Entwicklungsinfrastruktur" -nicht Forschungsinfrastruktur- nach den Standards der
Industrie, d.h. denen der Zulassungsbehdrden fur neue Produkte (DIN, ISO, GLP, GMP,

)

Ad 5) Die optimale Struktur fir den Technologietransfer ist durch

5.1) eine sehr enge Verzahnung (personell, informationell) zwischen den
Transferreferenten an den Hochschulen

5.2) und den Patent-Vermarktungs-Agenturen gekennzeichnet, wobei beide zusammen
uber

5.3) Budgets fur die Validierung und Weiterentwicklung der Forschungsergebnisse
verfigen und

5.4) zu diesem Zweck auch hochschuleigene, aber nicht an einzelne Professoren
vergebene Entwicklungsinfrastruktur -samt Personal zur Aufrecherhaltung dieser- zur
Verfligung steht.

Ideal wére in Ergdnzung dazu auch die Vorhersehung von Raumen fur Firmen oder
Ausgrunder, welche auch auf diese Entwicklungsinfrastruktur Zugriff erhalten. Damit
konnte diese Infrastruktur dauerhaft finanziert werden.
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Ad 6) Die technologiepolitische Schwerpunktsetzung sollte sich nach der jeweiligen,
regionalen Schwerpunkten richten.

Ad 7) KMUs kénnen nur dann starker in Forschungskooperationen eingebunden
werden, wenn deren Entwicklungs-Belangen (nicht unbedingt Forschungsbelangen)
entsprochen wird. D.h. die Hochschulen missen die dort erzeugten
Forschungsergebnisse (welche oft weltweit flihrende Grundlagenforschungsergebnisse
sind) weiter auf die KMUs hin validieren und entwickeln kdnnen. Da die KMU héaufig
uber keine eigenen Forschungsabteilungen verflgen, ist diese Bewegung auf die KMUs
zu unverzichtbar!

C) Kurze Stellungnahme zu lll. zur AuRenwirtschaftsforderung:

Durch eine exzellente Transferstruktur -siehe dazu Ad 4 und 5- sind langfristig (Zeitraum
5-10 Jahre) solche "Technologie-Spriinge" erzielbar, das Hessische Unternehmen ihre
Export-Starke stabilisieren oder gar ausbauen kdnnen.

Auch wird damit der Standort Hessen fir die Ansiedlung von Forschungsabteilungen
oder Unternehmen, auf jeden Fall aber im Rahmen eines Gesamt-Images deutlich
gestérkt. Dies, da durch die Verkirzung von Innovationszyklen die Bedeutung von
exzellenter Forschung aber auch Entwicklung stark zugenommen hat. Bundeslander,
wie Bayern oder Baden Wurttemberg werben aktiv mit diesem Image.

Mit freundlichen GrifRen P. Stumpf

TransMIT Gesellschaft fir Technologietransfer mbH
Dr. Peter Stumpf

- European Patent Attorney-

- General Manager-

Giel3en
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Hessischer Landtag

Herrn Clemens Reif
Vorsitzender des Ausschusses
fur Wirtschaft und Verkehr
Postfach 3240

65022 Wiesbaden

Offentliche Anhoérung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr zur
Struktur der Wirtschaftsférderung in Hessen

Stellungnahme des Personalrats Frankfurt der Landesbank Hessen-
Thiringen Girozentrale

Sehr geehrter Herr Reif,

im Rahmen der geplanten Anhérung zur Neuordnung der Wirtschaftsforderung in
Hessen vor dem Hintergrund der Antrége der Fraktion der FDP sowie der Fraktion
der SPD ist der Personalrat der Landestreuhandstelle Hessen vom Ausschuss fur
Wirtschaft und Verkehr eingeladen worden, eine Stellungnahme abzugeben. Da die
LTH — Bank fir Infrastruktur (im Folgenden LTH) personalvertretungsrechtlich ein
Teil der Dienststelle Frankfurt der Landesbank Hessen-Thringen ist, wird der Per-
sonalrat Frankfurt der Landesbank Hessen-Thiringen gerne der Aufforderung nach-
kommen und auf wichtige Aspekte aus Sicht der Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer eingehen.

Vorbemerkung

Die LTH - Bank flr Infrastruktur ist ein Geschéftsbereich der Helaba, der das 6f-
fentliche Forder- und Infrastrukturgeschaft auf sich vereint. Dieses Geschéft stellt
eine der drei S&ulen dar, auf denen das Geschaftsmodell der Helaba basiert (die bei-
den anderen teilen sich auf in das GrofRkundengeschaft und Investmentbanking so-
wie das Privatkunden- und Mittelstandsgeschéft). Als Teil des nachweislich erfolg-
reichen Geschéftsmodells — und gerade in den vergangenen Wochen und Monaten
wurde die Uberlegenheit des Modells aufs Neue unter Beweis gestellt — ist es im
Hinblick auf die weitere Prosperitat der Helaba und damit verbunden der Sicherung
bzw. dem Ausbau der Arbeitsplatze unabdingbar, dass das Forder- und Infrastruk-
turgeschaft unter dem Dach der Helaba gestérkt und ausgebaut wird.

Unsere Zeichen
Personalrat

Ihr Ansprechpartner
Thorsten Derlitzki

Telefondurchwahl
069/9132-2715

Telefaxdurchwahl
069/9132-4255

Datum
17.11.2008

Landesbank
Hessen-Thiringen
Girozentrale

Postadresse
60297 Frankfurt am Main

Hausadresse

MAIN TOWER

Neue Mainzer StralBe 52—-58
60311 Frankfurt am Main

Telefon
069/9132-01

Telefax
069/291517

Internet
www.helaba.de

Bankleitzahl
50050000

SWIFT-Adresse
HELA DE FF

UST.-Id.-Nr.

DE 114 104 159
Sitz

Frankfurt am Main
Erfurt

Amtsgericht

Frankfurt am Main, HRA 29821

Jena, HRA 102181
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In diesem Zusammenhang sei jedoch darauf hingewiesen, dass es unseres Erachtens
nicht zielfihrend sein kann, Forderungsaktivitaten zu blindeln, die einen grundséatz-
lich anderen geschéfts- und forderungspolitischen Ansatz verfolgen. Die Hessen
Agentur, in der die nichtmonetare Wirtschaftsforderung gebiindelt ist, betreibt nach
unserer Auffassung mehr das Beratungs- als das Bankgeschaft und sollte aus diesem
Grunde nicht mit der rein monetaren Férderung vermengt werden. Wir werden daher
in unseren Betrachtungen nicht n&dher auf die Hessen Agentur eingehen.

Sicherung von Arbeitsplatzen

Erkennbar ist das Bestreben der im Hessischen Landtag vertretenen Parteien, das
Feld der monetéren Wirtschaftsforderung neu zu ordnen. Ein Baustein einer mogli-
chen Neuordnung ist die Verschmelzung der Investitionsbank Hessen (IBH) auf die
LTH. Als positive Effekte werden unter anderem die Erhéhung der Férderwirksam-
keit und Effizienzgewinne erwartet. Ublicherweise jedoch stellt ein Zusammenge-
hen von Unternehmen — als Gegeneffekt zu Effizienzgewinnen — eine hohe Belas-
tungsprobe fiur die Beschéftigten und die Sicherheit ihrer Arbeitsplatze dar.

Es steht flr den Personalrat Frankfurt der Helaba zweifelsfrei fest, dass eine Ver-
schmelzung der IBH auf die LTH nicht zu Lasten der Beschéftigten in beiden Un-
ternehmen gehen darf. Aus diesem Grund fordert der Personalrat vor Einleiten eines
Verschmelzungsprozesses eine Garantieerklarung der Vorstande beider Hauser, dass
die Verschmelzung nicht mit dem Abbau von Arbeitsplatzen verbunden ist.

Es steht zu vermuten, dass es mit der Aufnahme der IBH stellenweise zu Redundan-
zen kommen kann, womit in der Folge Aufgaben ganz oder teilweise entfallen kénn-
ten. In diesen Fallen ist sicherzustellen, dass davon betroffene Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter mit anderen, gleich- oder hoherwertigen Aufgaben an ihrem bisherigen
Standort betraut werden.

Im Ubrigen hielten wir es wirtschafts- und strukturpolitisch fiir ein falsches Signal,
wenn einerseits Forderaktivitaten gestarkt und ausgebaut, im Gegenzug jedoch Ar-
beitspléatze abgebaut wirden.

Sicherung von Standorten

Die LTH gehort — wie eingangs erwéhnt — zur Dienststelle Frankfurt der Helaba, mit
dem Dienstort Offenbach am Main (Kaiserlei). Die Zentrale der Helaba ist seit na-
hezu flinfzehn Jahren auf diese beiden Orte aufgeteilt, die in relativer Néhe zueinan-
der liegen und verkehrstechnisch giinstig zu erreichen sind, so dass die Beschéftig-
ten und der Personalrat beide als einen gemeinsamen Standort ansehen (siehe auch
hierzu unsere Ausflihrungen im Abschnitt ,Aspekte der Mitbestimmung’)

Die IBH ist an den Standorten Frankfurt, Wiesbaden, Wetzlar und Kassel vertreten.
Im Zusammenhang mit einer Verschmelzung entfallen jedoch keineswegs die ur-
spriinglichen geschéftspolitischen Begriindungen fir diese Standorte. So ist es fiir
den Personalrat auch unabdingbar, dass an den bisherigen Standorten der IBH sowie
der LTH festgehalten wird. Unter den Gesichtspunkten der Praktikabilitat einerseits
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und Zumutbarkeit andererseits halten wir es jedoch fur vertretbar, die IBH/LTH-
Standorte Frankfurt und Offenbach zu vereinen und organisatorisch in Offenbach
anzusiedeln. Gleiches kdnnte fur den IBH-Standort Kassel und den Standort der
Niederlassung der Helaba (Landeskreditkasse zu Kassel) gelten. Grundsatzlich aber
bleibt festzuhalten, dass — insbesondere mit Blick auf die Standorte der IBH in
Wiesbaden und Wetzlar — es nicht zumutbar ware, dass Beschaftigte, die bislang an
diesen Standorten arbeiten, einer Vervielfachung ihres Arbeitswegs und des damit
einhergehenden Aufwands an Zeit und Geld ausgesetzt wirden. Insofern fordert der
Personalrat analog dem im vorangegangenen Abschnitt Genannten auch eine Garan-
tieerkldrung zum Erhalt der Standorte.

Vergltung und Versorgung

Fur die Beschaftigten in der LTH gelten — wie fir alle Beschaftigten der Helaba —
die Tarifvertrage fiir die Privaten und Offentlichen Banken. Die Beschaftigten der
IBH hingegen fallen nach unserem Kenntnisstand nach wie vor unter die Regelun-
gen des Bundesangestelltentarifs (BAT). Sie waren demnach sinnvollerweise im
Zusammenhang mit einer Verschmelzung in die Tarifvertrage der Privaten und Of-
fentlichen Banken Uberzuleiten. Dabei ist vertraglich sicherzustellen, dass alle Be-
sitzstande der bisherigen Vergitung mindestens gewahrt bleiben. Dies gilt insbeson-
dere fiir die erworbenen Anspriiche im Hinblick auf die Altersversorgung.

In diesem Zusammenhang sei erneut der Kernpunkt unserer Forderung bekréftigt:
Eine Verschmelzung darf nicht zum Nachteil von Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
des einen oder anderen Instituts flhren. Dies ist auch bei der Frage der Besitz-
standswahrung zu beachten.

Aspekte der Mitbestimmung

Wesentlicher Faktor fur jede erfolgreiche Integration ist stets die Beriicksichtigung
und Beachtung der Grundsatze der Mitbestimmung. Neben wirtschaftspolitischen
und betriebswirtschaftlichen Aspekten ist sie von maligeblicher Bedeutung gerade in
derart elementaren Verdanderungsprozessen. So wie in diesem Zusammenhang keine
Beschaftigten schlechter gestellt werden dirfen, muss auch sichergestellt werden,
dass Fragen der Mitbestimmung im Sinne des Hessischen Personalvertretungsgeset-
zes (HPVG) und zum Wohle der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter behandelt wer-
den.

Durch die Eingliederung der IBH in die Helaba — und nur in diese und nicht etwa in
die unselbstédndige Anstalt in der Anstalt LTH kann die IBH nach unserer Auffas-
sung rechtlich eingegliedert werden — wéren rechtliche und tatsachliche Folgen zu
gewartigen, die unmittelbar die Rechte bzw. Kompetenzen des Personalvertretung
der Helaba bertihrten. Im Folgenden wird zu zeigen sein, dass hierbei nicht nur der
fur die LTH zustandige ortliche Personalrat der Helaba in Frankfurt/Offenbach, son-
dern auch der ortliche Personalrat in Kassel betroffen wére. Wir haben uns insofern
mit dem dortigen Gremium abgestimmt; der Personalrat der Dienststelle Kassel
schliet sich den nachfolgenden Anmerkungen ausdricklich an.
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Keine Neuwahlen der Personalvertretungen

Wir gehen zun&chst davon aus, dass aufgrund des zahlenmaRigen Verhaltnisses der
IBH und der Helaba, aber auch der einzelnen Dienststellen beider Anstalten zuein-
ander geméaR § 24 Abs. 3 S. 5 HPVG in keinem Fall und auf keiner Ebene — weder
auf der Ebene der ortlichen Personalréte noch auf der Ebene der Gesamtpersonalrate
— Neuwabhlen stattzufinden hatten.

Auswirkungen auf die ortlichen Personalrate beider Institute

Dies hétte fur die ortlichen Personalrate der Helaba zur Folge, dass sie weiterhin
bestehen blieben. Dies gélte dartiber hinaus auch fur diejenigen Personalréte der
IBH, die nach dem Eingliederungsprozess weiterhin bestiinden.

Die ortlichen Personalrate der IBH in Frankfurt und Kassel

Die in § 24 Abs. 4 HPVG vorgesehene Eingliederung von Dienststellen in andere
Dienststellen betréfe unseres Erachtens lediglich die Dienststellen der IBH in Frank-
furt und Kassel. An beiden Standorten bestehen bereits Dienststellen der Helaba, in
die die Dienststellen der IBH — wie oben bereits angemerkt — unproblematisch ein-
gegliedert werden konnten. Zwei nebeneinander bestehende Dienststellen derselben
offentlich-rechtlichen Anstalt an einem Standort lieRen sich kaum rechtfertigen.
Insofern bliebe auch kein Raum fiir eine entsprechende Entscheidung des Vorstands
der Helaba als oberster Dienstbehdrde gemaR § 7 Abs. 3 S. 2 HPVG zugunsten selb-
standiger Dienststellen. Auch ein Beschluss der Beschaftigten einer dann ehemali-
gen Dienststelle der IBH liele sich, sofern sie als Teil der entsprechenden Helaba-
Dienststelle tiberhaupt noch identifizierbar wéren, nicht durch das HPVG rechtferti-
gen, da das HPVG ausdrucklich in seinem 8 7 Abs. 3 S. 1 eine ,,raumlich weite"
Entfernung voraussetzt, die im Falle der Dienststellen Frankfurt und Kassel schon
nicht gegeben waére.

Die ortlichen Personalrate der IBH in Wiesbaden und Wetzlar

Die Dienststellen der IBH in Wiesbaden und Wetzlar dagegen kdnnten sich, unge-
achtet der regionalpolitischen und wirtschaftlichen Winschbarkeit ihres Fortbestan-
des, nach unserer Auffassung ohne weiteres als weiterhin selbstandige Dienststellen,
dann jedoch als Dienststellen der Helaba verstehen. Ob diese Dienststellen hierbei
im Falle der Eingliederung der IBH in die Helaba ohnehin bestehen blieben oder
durch Beschluss ihrer Beschéftigten oder durch Beschluss des Vorstandes der Hela-
ba neu entstiinden, wéare im Wesentlichen eine rechtstechnische Frage und hinge
davon ab, ob man den VVorgang der Eingliederung der Anstalt IBH in die Anstalt
Helaba einerseits und die Eingliederung der einzelnen Dienststellen andererseits als
einen einheitlichen oder einen getrennten VVorgang betrachtete. Ein sehr praktisches
Argument fur die Annahme des Fortbestands dieser IBH-Dienststellen als Dienst-
stellen der Helaba waére jedoch die wahrscheinlich von keinem Beteiligten gewollte
Rechtsfolge, dass die 6rtlichen Personalréte im Fall der auf § 7 Abs. 3 S. 1 oder S. 2
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HPVG gestitzten Neukonstituierung der Dienststellen dann eben auch neu zu wéh-
len waéren.

Die ortlichen Personalrate der Helaba in Frankfurt und Kassel

Fur die derzeit bestehenden Personalrate der Dienststellen der IBH hatte der Ein-
gliederungsvorgang damit jedenfalls zum Teil existenzielle, fiir die Personalréte der
Helaba zumindest aber strukturelle Folgen. Wie bereits ausgefiihrt gabe es an den
Standorten der ehemaligen Dienststellen der IBH in Wiesbaden und Wetzlar auch
klnftig ortliche Personalrdte. Die ortlichen Personalrate der Dienststellen der IBH in
Frankfurt und Kassel indes hérten durch ihre Eingliederung in die dortigen Helaba-
Dienststellen auf zu bestehen.

Die betroffenen drtlichen Personalrate aller Helaba-Dienststellen blieben dagegen
als die Mitarbeitervertretungen der aufnehmenden Dienststellen ausnahmslos weiter
bestehen. Lediglich fur die Dienststellen der Helaba in Frankfurt/Offenbach und
Kassel wiirde die Eingliederung der dortigen IBH-Dienststellen zu einer strukturel-
len Anderung, genauer zu einer vorilbergehenden personalen Erweiterung, fiihren.
Denn geméR 8§ 24 Abs. 4 HPVG treten Mitglieder der eingegliederten Personalréte
den Personalraten der aufnehmenden Dienststellen bis zu den néchsten regelméaRi-
gen Personalratswahlen in bestimmter Anzahl hinzu. Der in § 24 Abs. 4S.2 u. 3
HPVG hierzu vorgesehene Schlissel wirde zu einer Erweiterung der ortlichen Per-
sonalréte der Helaba in Frankfurt/Offenbach und Kassel um jeweils 1 Mitglied flh-
ren. Die Ubrigen Mitglieder der Personalréte der eingegliederten Dienststellen der
IBH in Frankfurt und Kassel wiirden zu Ersatzmitgliedern der hinzutretenden Perso-
nalratsmitglieder.

Wir wiirden die Erweiterung der betroffenen ortlichen Personalrate der Helaba aus-
dricklich begriRRen. Dies zeigte den neuen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern nicht
nur deutlich, dass sie willkommen wéren, sondern gébe ihnen auch die Gewissheit,
dass ihre spezifischen Interessen durch zum Teil ihnen bereits bekannte Personen
vertreten wirden. Der Eingliederungsprozess wirde gewissermalien durch ,,vertrau-
te Gesichter” begleitet und fortgefiihrt. Dass wir als Personalvertretung der Helaba
die Interessen unserer neuen Kolleginnen und Kollegen selbstverstandlich mit der-
selben Uberzeugung und demselben Nachdruck vertreten werden, bleibt im Ubrigen
eine Selbstverstandlichkeit.

Die Gesamtpersonalrate beider Institute

Eine ausdruckliche Regelung fur die Behandlung des — derzeit parallel zur Helaba
bestehenden — Gesamtpersonalrates der IBH enthalt das Gesetz unseres Erachtens
nicht. Um hier eine der Behandlung der 6rtlichen Personalréte vergleichbare Lésung
zu finden und damit den Interessen der Beschaftigten der eingegliederten Anstalt an
einer Betreuungskontinuitat auch auf der Ebene des Gesamtpersonalrates ausrei-
chend Rechnung zu tragen, kénnten wir uns eine analoge Anwendung des § 24 Abs.
4 HPVG auf der Ebene der Gesamtpersonalréte der IBH und der Helaba vorstellen.
In diesem Fall wirde der Gesamtpersonalrat der Helaba — bis zur néchsten regelmé-
Rigen Gesamtpersonalratswahl — erweitert und mit einem (zusétzlichen) Mitglied
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des Gesamtpersonalrats der IBH ergédnzt. Eine solche Einzelfallregelung sollte je-
doch nicht im Rahmen einer Rechtsverordnung geméaR § 24 Abs. 6 HPVG, sondern
unmittelbar im Eingliederungsgesetz erfolgen.

Die Jugend- und Auszubildendenvertretungen beider Institute

Fir die Jugend- und Auszubildendenvertretungen (JAV) beider Institute ware tber
854 Abs. 3S.2i.V.m. § 24 Abs. 4 HPVG grundsétzlich dasselbe Verfahren anzu-
wenden. Die lediglich in der Dienststelle der Helaba in Frankfurt/Offenbach beste-
hende JAV wiirde bis zu den néchsten regelméRigen JAV-Wahlen durch 1 Mitglied
der JAV der IBH-Dienststelle Frankfurt beschickt werden. Soweit JAV in den ubri-
gen Dienststellen der IBH bestehen, kénnten sie uneingeschrénkt und ohne Neuwah-
len fortgefiihrt werden.

Schlussbemerkung

Die Integration der hessischen Wirtschaftsforderung unter dem Dach der Helaba
bietet allen Beteiligten vielfaltige Chancen und nahezu ausschlielich Vorteile. Das
Land, seine Unternehmen, seine Kommunen und damit nicht zuletzt seine Biirgerin-
nen und Blrger werden enormen Gewinn aus einer schlagkréftigeren und effiziente-
ren Wirtschaftsforderung ziehen. Die Landesbank wird eine nachhaltige Starkung
einer ihrer tragenden Sdulen erfahren. Auch hieran missen das Land und seine Bur-
gerinnen und Burger ein elementares Interesse haben. Schlielich werden die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter der beteiligten Institute kiinftig ein Mehr an Perspektive
und sichere Arbeitsplatze gewinnen. Dies alles setzt jedoch voraus, dass der gesamte
Prozess mit den von uns geforderten Garantien begleitet und unter strikter Beach-
tung der Mitbestimmungsrechte der betroffenen Beschéftigten durchgefihrt wird.

Fir Rickfragen stehen wir gern zur Verfiigung.

Mit freundlichen GriiRen

Der Personalrat Frankfurt

bty /ey

Derlitzki Abt
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Hessischer Stadtetag

Verband der kreisfreien und kreisangehoriger Stadte in Hessen

Hessischer Stadtetag - Frankfurter Stralle 2 - 65189 Wiesbaden

Hessischer Landtag
Herrn Ausschussvorsitzenden Clemens Reif

Per E-Mail: H.Schnier@ltg.hessen.de

Teil 2 - Nr. 21

lhre Nachricht vom:

lhr Zeichen: IA24
Unser Zeichen: 790.6 Sw/Zi
Durchwahl: (0611) 1702-24
E-Mail: schweitzer@hess-staedtetag.de
Datum: 18.11.2008

Offentliche Anhdrung des Ausschusses fiir Wirtschaft und Verkehr zur

Struktur der Wirtschaftsférderung in Hessen

Sehr geehrter Herr Ausschussvorsitzender Reif,

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete,

wir danken fur die Gelegenheit zur Stellungnahme zu der Frage, inwieweit die derzeitige

Struktur der Wirtschaftsforderung in Hessen geandert werden sollte.

In Anbetracht der bevorstehenden Auflésung des 17. Hessischen Landtages sehen wir

derzeit von einer inhaltlichen Stellungnahme ab und behalten uns die Darstellung unserer

Position vor, bis wir von dem neuen Landtag hierzu aufgefordert werden.

Mit freundlichen GrifRen

4

(Dr. Jurgen Dieter)
Geschaftsfihrender Direktor

65189 Wiesbaden Telefon: (0611) 1702-0  E-Mail: posteingang@hess-staedtetag.de  Bank: Nassauische Sparkasse Wiesbaden

Frankfurter StralRe 2 Telefax: (0611) 1702-17 Internet: http://www.hess-staedtetag.de

(BLZ 510 500 15) Kto. Nr. 100 072 777
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